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A. Geschichtliche Die Nationalsozialistische Deutsche Arbei- 
Entwickelung. terpartei wurde nach Beseitigung der Rätediktatur 
in München gegründet. In ihr spielte der im Jahre 
1912 aus Wien gekommene und dort mit antisemiti- 
"schen ,.glldeutschen und antisozialistischen Gedan- 
kengängen vertrausgewordene Bauzeichner Adolf _ 
Hitler bald die führende Rolle. In die Öf- 
fentlichkeit trat sie zum ersten Mal am 25.Februar 
1920 mit einer Massenversammlung im Münchener Hof- — 
bräuhaus, in der Hitler an Hand von 25 Thesen das 
Programm der Partei, an dem noch heute im vollen 
Umfang unverändert festgehalten wird, erläuterte. 
Am l.August 1921 wurde Hitler zum alleinigen Füh- 
rer der Partei gewählt. Neben der eigentlichen Par- 
teiorganisation wurde bereits damals in den sog. 
Sturmabteilungen eine Kampftruppe mit militärischer 
Gliederung und Uniformierung geschaffen, die 
schließlich die von Hitler am 8.November 1923 in 
München ausgerufene sog. nationale Revolution stüt- 
zen und vorwärts treiben sollte. Das Unternehmen 
misslang; Hitler wurde wegen Hochverrats zu 5 Jah- 
ren Festung verurteilt, die Partei auch in Bayern 
verboten, nachdem andere Länder mit dieser Maßnahme 
de | 
Im Pritnjahr’ 192 wurde Hitler mit Bewährungs- 
frist aus der Strafhaft entlassen und demnächst 
der allgemeinen Amnestie teilhaftig. Seitdem wurde 
unter ungeheurem Aufwand an Organisations- und 
Werbetätigkeit die Partei neu aufgezogen und über 
das ganze Reichsgebiet verbreitet. Das am 25.Fe- 
bruar 1920 in München verkündete grundsätzliche 
Programm der Partei wurde in vollem Umfange beibe- 
halten und zugleich als Programm des am 22.Mai 1926 
in München gegründeten und daselbst am 30.Juni 1926 
im Vereinsregister eingetragenen Nationalsoziali- 
stischön Deutschen Arbeitervereins erklärt. Wäh- 
rend nämlich die Partei als solche nicht die Rechts- 
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form der juristischen Person besitzt, dient ihr cie- 


ser Verein, offenbar aus taktischen Erwägungen, als 
Grundlage fiir den Erwerb von Rechten und Pflichten 
im rechtsgeschäftlichen Verkehr. In Wirklichkeit ist 
der formell von der Partei verschiedene Verein mit 
ihr wesensgleich, da durch die Aufnahme in die Par- 
tei ohne weiteres die Mitgliedschaft im Verein er- 
worben wird (§ 3 der Satzung). 


Die politischen Parteien Deutschlands sind im 
allgemeinen - wenn sie auch eine straffere Zusammen- 
fassung ihrer Anhänger als die englischen und fran- 
gésischen Parteien aufweisen - verhältnismäßig lose 
Vereinigungen. Der Beitritt zu ihnen bedeutet im 
allgemeinen nur ein grundsützliches Bekenntnis zu 
den von der Partei vertretenen Anschauungen, die das 
Parteimitglied sich nicht einmal vollständig zu eigen 
zu machen braucht. Das Mitglied gibt nur seiner po- 
litischen Gesinnung Ausdruck; seine Verpflichtung 
zum aktiven Handeln erschöpft sich im wesentlichen 
wird das Mitglied mit dem Eintritt in die Partei auch 
seinen Willen zum Ausdruck bringen, die Ziele der 
Partei dadurch zu fördern, üaß es bei Wahlen-und 
Volksabstimmungen die Kandidaten dieser Partei wählt. 
Ein weiteres aktives Eintreten für die Partei oder 
gar eine ständige Bereitschaft der Parteimitglieder 
für die Erledigung von Parteimfgaben kennen die 
grossen deutschen Parteien nicht. So sehr sie auch 
den Wunsch haben mögen, daß ihre Mitglieder sich 
nicht auf eine solche mehr passive Mitgliedschaft 
beschränken, so wird die aktive Parteiarbeit doch 
nirgends zur Voraussetzung und Bedingung der Partei - 
zugehörigkeit gemacht. Die Mitglieder der deutschen 
Parteien fühlen sich aber, jedenfalls was das Ver- 
hältnis untereinander betrifft , mehr oder weniger 
als Einzelindividuen und handeln auch demgemäß; je- 
denfalle. erkennen sie eine unbedinrte Einordnung in 
den Parteiapparat und eine Unterwerfung unter den 


ein- 








Be Parteiamtliche 


Satzung. 
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einheitlichen Parteiwillen nicht an: Regelmässig 
bestehen überhaupt keine engeren Beziehungen zwi- 
schen den Mitgliedern; der Zusammenhalt wird viel- 
mehr allein durch die gemeinsame Zugehörigkeit zur 
Partei hergestellt. — _ 

Die NSDAP unterscheidet sich von diesem über. 
lieferten Schema der deutschen Parteien grundsätz- — 
lich. Wenn sie sich auch als Partei bezeichnet und 
die Funktionen der übrigen Parteien ausübt, so er- 
schöpft sie sich indes nicht hierin. Sie erfaßt ihre 
Mitglieder vielmehr viel enger und nicht nur in der 
einen Richtung der Willensbildung bei Wahlen und 
Abstimmngen, sondern sozusagen in allen Lebensbe- 
siehungen. Damit erhält sie sozusagen ihren Doppel- 
charakter als politische Partei und als politischer 
Bund. 


Bereits in seiner Schrift "Mein Kampf" (II.Aufl. 
1950 5.651 ff.) GuBert sich Adolf Hitler ganz klar 
dahin, daß die Partei mr Mitglieder kenne, die ak- 
tiv fiir die Ziele der Bewegung eintreten, daß es 

eine passive Mitgliedschaft nicht gebe, daß somit 
der Eintritt in die Partei gleichbedeutend gei mit 
der Verpflichtung zu ständiger aktiver Tätigkeit für 
die Parteiziele. Er schreibt dort: 


"Anhänger einer Bewegung ist, wer sich mit ihren 
Zielen einverstanden erklärt, Mitglied ist, wer 
r * 


"Die Anhängerschaft wurzelt nur in der Erkenntnis, 
die era 1edachart in dem Mute, dag Erkannte selbst 
Vv even un eiter zu verbre n", 


"Die Propaganda wird demgemäß unermüdlich dafür zu 
Borgen haben, daß eine Jdee Anhänger gewinnt, wäh- 
rend die ni sohärfstens darauf bedacht 


sein mıss, aus der Anhängerschaft sel nur 
Wertvollste zum Mitglied zu machen." 

"Daraus ergibt Sich, daß die Zahl der Anhänger nicht 
gross genug sein kann, die Zahl der Mitglieder aber 
leichter zu gross als zu klein sein wird". 


Es 
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Es handelt sich hierbei nicht etwa lediglich 
um für die Perteitätigkeit unmaßgebliche persönliche 
Äußerungen Hitlers, sondern um für die Partei ver- 
bindliche und in der praktischen Arbeit stete sur 
Anwendung gebrachte Richtlinien. Sie haben Gestalt 


und Form erhalten in den Satzungen und im praktischen 
Aufbau der NSDAP. 


In $ 2 der Satzung des Nationalsozialistischen . 
Deutschen Arbeitervereins heisst es: 


"Der Verein hat den Zweck, alle ehrlich schaf- 
fenden Kreise unseres Volkes, gleich, ob kör- 
perliche oder geistige Arbeiter, zusammenzu- 
schließen, um in gemeinsamer Arbeit unserem 
Volke die Vorbedingungen zur Erringung seiner 
politischen Freiheit und seiner wirtschaftli- 
chen Selbständigkeit zu schaffen". 


Wie diese "gemeinsame Arbeit” aufzufassen ist, 
ergibt sich aus den Ausführungen Gottfried Peders, 
des maßgeblichen Interpreten des nationalsozialisti- 
schen Programms, in seiner Schrift "Das Programm der 
NSDAP. und seine weltanschaulichen Grundgedanken" 


(Heft 1 der Nationalsozialistischen Bibliothek 1930). 
Dort heisst es auf 8.7: 


n er! - nicht "Parteimitglied" 


~ „irgendeiner politischen-Partei, die irgend- 
welche parteipolitischen Ziele verfolgt und 
die dann versucht, einen kleinen Teil ihrer 
Wahlversprechungen durch i~genâwelche politi- 
sche Kuhhändel zu erreichen. - 

Jawohl! - Kämpfer muss jeder Nationalsozia- 

list sein -, Kämpfer für eine Idee, also auf 
deutsch für ein Hochziel, für ein hohes Ziel, 


das des Kampfes wert ist. Kämpfer heisst aber 
mehr, wie "danach trachten" oder "etwas zu 


Ganz prägnant sagt ein Aufsatz "Abschied vom 
Bürgertum" im Völk.Beobachter Nr.129 vom 1./2.Jung 1930: 


"Auf 
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Uber "die nationalsozialistische Bewegung im 
Frühjahr 1930" schreibt J. Berchtold in den *Natio- 
nalsogialistischen Monatsheften", Heft 1, Seite 34: 


"Zahlen an sich bedeuten nichts. Sie erhalten 
aber Wert und Gestalt, wenn sie als Ausdruck 
des Geistes, Kampfes, Opfermutes gewertet wer- 
den können. Und dies ist gerade in der National- 
sosialistischen Deutschen Arbeiterpartei mehr 
der Fall, als irgend wo anders, denn sie wendet 
sich nur an kimpferisohe Persönlichkeiten, umfaßt 
also nur Aktivisten." “wi 
Und ähnlich wird der $ 2 der Satzung in dem im 
Oktober 1929 herausgegebenen Heft "Organisations- 
system des Gaues Gross-Berlin" auf S.33/34 ausgelegt: 
"Die NSDAP. kämpft für eine Neugestaltung der 
gesellschaftlichen Verhältnisse im Deutschen 
eich, wozu der § 2 dieser Satzung u.a. —— 
des sagt:" (folgt der oben zitierte § £). "Da- 
raus geht sinngemäß hervor, daß hee Me 
nosse, der der NSDAP. beitritt, verpflicht 
ist, ("in gemeinsamer Arbeit") alle Parteiar- 
beit zu erledigen, die notwendig ist, um das 
satzungsmässige Ziel zu erreichen. Mithin fallen 
bei der NSDAP. sogenannte "passive" Mitglieder 
vollkommen weg; die Partei ist eine einzige 


Arbeitsgemeinschaft, die alle Parteigenossen 
umfaßt ..." 


Hieraus ergibt sich, daß die NSDAP. nicht nur 
eine Gesinnungsgemeinschaft ist, sondern daß viel- 
mehr der Beitritt zu dieser Partei bereita die Ver- 
pfliohtung in sich schließt, sich für ihre Ziele 
aktiv zu betätigen. 


Dieser inneren Struktur der Partei entspricht 
auch die äussere Organisation de: NSDAP., die derart 
straff aufgezogen ist, daß sie bis zum letzten Mit- 
glied ein gehorsames Werkzeug in den Händen ihres 
Führers darstellt. An der Spitze der Partei steht 
die Parteileitung, die aus dem Vorsitzenden, dem 
Schriftführer, dem Schatzmeister, den Vorsitzenden 
verschiedener satzungsgemäß zu bestellender Ausschüsse 
und dem Geschäftsführer der Hauptgeschäftsstelie be- 


Bteht. 
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steht. Nach % 6 der Satzung ist für die Pührung der 
Partei in erster Linie der Vorsitzende verantwortlich. 
Diese Bestimmung wird am Schluss dieses Paragraphen 
noch erläutert, wo es heisst: 


= e 


"Da die verantwortliche Leitung des Vereins in 
den Händen des Vorsitzenden liegt, ist dessen 
Stellung als über dem Vorstand stehend zu be- 
trachten. Er ist G 


versanmlung". 

Die Pertei ist im allgemeinen satzungsgemäß in 
Gauverbände eingeteilt, deren Leiter von der Reichs- 
leitung,d.h. von Adolf Hitler bestellt werden. Sie 
arbeitet grundsätzlich nur mit Ortsgruppen und Gauen. 
Ausnahmen bestehen für Bayern, das als Gau 9 Unter- 
gaue umfaßt, und für die Wahlkreise Düsseldorf-Ost 
und West, die je einen der Reichsleitung unmittelbar 
unterstellten selbständigen Bezirk Essen bezw. Ber- 
gisch-Land/Niederrhein bilden. Die Untergliederung 
der Gaue in Bezirke und der Ortsgruppen in Sektionen 
und Straßenzellen ist verschieden. Dem ganzen Aufbau 
der Partei entsprechend .-ist aber überall die Organi- 
sation derart straff und hierarchisch aufgebaut, daß 
sie die restlose — Jedes Parteimitgliedes 
gewährleistet. 

Im Einklang mit der äußeren Gestaltung der Or- 
ganisation vollzieht sich die gesamte Tätigkeit in- 
nerhalb der NSDAP in durchaus autoritativen Pormen. 
Zu grundsätzlichen Fragen nimmt Adolf Hitler durch 
sog. parteiamtliche Verlautbarungen Stellung. Wich- 
tige Maßnahmen werden durch Befehle angeordnet. Bin 
Beispiel unter vielen für diese Art der Parteitätig- 
keit geben die von dem früheren Gauführer Dr . Schlange 
für Berlin herausgegebenen "Richtlinien für die Auf- 


stellung von Sportabteilungen", die mit dem Satze 
beginnen : 


Fre Ortsgruppe hat Bofort eine Sportabtel- 


ting On 
“als Führer zu —— peesemre™ Fe: 


Sie enthalten ale Ziffer 3 den Sats: 
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"Der Führer des Snortverbanäns wird von mir er- 
nannt und untersteht mir". 


Die gleiche Beobachtung wird in sämtlichen Gauen 
der Partei ständig gemacht. Hitler selbst bezeichnet 
sich in einer an die Bundesleitung des Stahlhelm ge- 
richteten Denksohrift über das Volksbegehren als den 
"Pührer einer so streng zentralisierten Partei, wie 
sie die nationalsozialistische Bewegung ist". In 
einem Runäschreiben der Leitung des Gauss Rheinland 
vom EO.November 1929 heisst es: 

"Die letzte Entscheid , darüber müssen wir 

uns alle klar sein, fällt niemals durch die 

Wählermasse, sondern durch eine ganz straff 

und wohl disziplinierte und im gegebenen Moment 

richtig eingesetzte Minderheit". 

Bei der Rheinlandsräumungs-Versammlung der NSDAP 
am 1.Juli 1950 im Berliner Sportpalast sagte der 
westfilische Gauleiter Wagner nach dem "Völk.Beob- 
achter” Nr.159 vom 6./7.Juli 1930: 

_. "Unsere Erfüllungsstunde kommt immer nihor, darum 


brauchen wir jetzt eine harte eiserne I „lin, 
} and der sich nick 


“In einem Aufsatz "Reform oder Revolution" des 

schlesischen Gauleiters Brückner im 33. der National- 

sozialistischen Briefe vom 1.Februar 1927 heißt es: 
"Eine 2 Vv e i die — 
ne Schlagkraft gibt, und eine ge gerte Propa- 
gansa haben im Jahre 1987 im 1 —⏑—— 


usarmenwirken das Feld zu bearbeiten, Pflugschar 
und Samenkorn zu sein." 


Nach dem "Angriff" Nr. 53 vom 3.Juli 1930 be- 
zeichnete der Berliner Gauleiter Göbbels in der Ge- 
neralversammlung des Gaues Berlin der NSDAP. am 


1.Juli 1930 "die Dinkiyi io hin. 
Organisation" und erklärte mit allen Sohirfe: "Wer 
sich nicht einordnen will, wird eben hinauggefeuert." 

Im Abschnitt "Politisches Tagebuch" der Nr.54 
des von Göbbels herausgegebenen "Arlgriff" vom 6.Juli 
1930, Beilage, heißt es: 


"In 





"In ihr‘(gemeint ist die NSDAP.) sammeln sich 
Menschen, die nichts anderes wollen, als 
Deutschland nach innen und aussen befreien. Das 
erfordert vo ede el 

‘ are oro . z8be pe 


Die gleiche Nummer des "Angriff" Nr.54 vom 
6.Juli 1930 gibt für die Disziplin der Parteimitglie- 
der folgende aufschlußreiche Erklärung: | 


"Wem aber dieses Programm nicht paßt, der 
braucht ja nicht zu uns zu kommen. Wir bitten 
ja niemanden darum. Selbstverständlich bietet 
unsere Weltänschauung der freien geistigen 
Entwioklung und Betätigung breitesten Spiel- 
raum und auch in taktischen Pragen können die 
Meinungen manchmal weit auseinandergehen. Aber 
einmal muss die Diskussion ein Ende haben. 
Dann nämlich, wenn aus der Theorie Praxis und 


d 
ation geschlossen 
tig, ob der eine oder der 
ta sch abwe = 


zelne 


i . Das"ist das primitivate Gebot 
der Disziplin." 


8 i auch durch denkbar ie 
.gefaBten Entschliissen r fa 
Um _ so meh steht å r die ge + 
gation, engo angon vom obersten Führer bis her- 
unter zum kleinsten Parteigenossen die Verpfl ich- 
ei ne eschlos h 

gtehen, denn nur so hat sie die Möglichkeit, 
auch die Folgen eines falschen Entschlusses zu 
überwinden und sie zuletzt durch eiserne Disel- 
plin zu ihrem Nutzen zu wenden." 


Den gleichen Aufbau eines jedes einzelne Mit- 
glied erfassenden Verbandes, der keine le diglich 
passive Teilnahme duldet und schärfst# aktive Be- 
tätigung für die Partei verlangt, zeigen die Neben- 
organisationen der NSDAP. So gibt der im April 1929 
in Hof gegründete "Nationalsozial istische Lehrer- 
bund” als seine Ziele an: 

"Zusammenfassun 

von Jehrerpezeönliobkeiken. ais einen sus 
schlossenen rücksichtslosen Kampf führen gegen 
| ues alle 
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alle die Kräfte, welche auch die Zukunft un- 
seres Volkes, unsere deutsche Jugend, im Bumpfe 
des Internati onalismus, des Pazifismus und der 
Demokratie versinken lassen wollen”. 


Über Hitler-Jugend und die Sohliler-Bünde Kußert 
sich ein Berliner Unterprimaner im "Aufmarsch", dem 
offiziellen parteiamtlichen Organ der nationalsozia- 
listischen Schülerbünde, Nr.5 vom April 1930: 


"Beide sind die grossen Sammelbecken für die 
v die aus allen Lagern zu uns 

stossen ... Der Schülerbund ist die Kampftruppe 
in den Schulen, die Hitlerjugend, als die um- 
fassendere ee hat die Aufgabe, Jung- 
arbeiter und Schüler bezw. die Jugend des Bür- 
— und die Jugend des Proletariats fiir den 

pf um die Zukunft zu schulen, aus Bürgern 
deutsche Sozialisten und aus Proletariern deut- 
sche Nationalisten zu machen". 


Als Beispiel für die zentralistische Organisation 
der NSDAP, die jedes einzelne Mit ;lied erfaßt und von 
ihm ein aktives Bintreten für die Parteiziele und 


eine ständige Bereitschaft zur Parteiarbeit verlangt, 


sei die Organisation des Ganes Groge-Berlin angeführt, 
wie sie in einer von der Gauleitung Gross-Berlin im 


Oktober 1929 unter dem Titel "Organisation ssyatem 
des Gaues Gröss-Berlin" herausgegebenen Sammlung von 
Organisationsrundschreiben niedergelegt ist. 

Der darin abgeäruckte Straßenzellenorganisations- 
plan, der am 15.Juli 1928 in Kraft getreten ist, be- 
tont zunächst den revolutionären Charakter der Partei, 
der es erforderlich mache, eine einheitlich, bis zum 
letzten Mitglied straff gegliederte Orgenisation zu | 
haben, die unbedingt dem Willen des politischen Füh- 


rers gehorche, mit folgenden Sätzen: 
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revolutionäre Partei muss sie Organisations- 
besitzen, die ihr gestatten, schnell, sicher 
und — 3 den politischen Willen des Führers 

auszuführen" (8.5). 

Zu diesem Zweck ist der Gau Berlin in Sektionen, 
und diese wiederum in Strassensellen, die in der 
Regel 5 Mitglieder umfassen, eingeteilt. Der Zelle - 
obmann wird vom Sektionsleiter ernannt und ist dem 
gleichfalls von diesem eingesetzten Strassenzellen- 
leiter der Sektion unmittelbar unterstellt und ver- 
antwortlich. Die ausserordentlich enge Verbindung 
dieser Führerschicht kommt in folgenden Worten zum 
Ausdruck; 

„Vom Zellenobmann bis zum Sektionsführer geht die 

gerade Tinie derjeniren Schicht, die eigentlich 

Gis Sektiun Tlurt. Sie gleicht einer Hierarchie, 

die, in eschl ‚ ihren eigenen ehernen 

Gesetzen - Leistung und Verantwortung - unveir:'t 

folgt. Diese Führerschicht ist die eiserne Klam- 

mer, die die Sektion umschliesst". (8.8), 

Dass diese enge Verbindung und die Einbeziehung 
in den Kreis der für die Parteiziele aktiv Tätigen 
sich nicht nur auf die Führerschicht, sondern eben- 
so auf jedes andere Mitglied bezieht, wird bereite 
durch folgenden Satz angedeutet, der sich einige 
Zeilen später findet: 


=e 


„Nur eine organische Schicht | aller FEE vor 
allem der Zellenobleute, —— — en Kern der 


Sektion, verbürgt fur den Erfolg einer zielklaren 
Sektionsleitung". 


Noch klarer wird dies sum Ausdruck gebracht in 
den die Ausführung des Strassenzellenorganisations- 


planes betreffenden grundsätzlichen Dar) egungen, 
in denen es (8.9) heisst: 


„Der erste Widerstand, auf den die 8.1. (Sek- | 
tionsleitung) bei der Durchführung des Str.Z.Oré- 
Planes stossen wird, wird die mehr oder weniger 
grosse Unlust der Pag 

arbeit sein ... Die 


~The S 


—|— 


aus dem Wege zu 
tnäckigkeit das Fun- 


noch kommende 
muss die Pflicht der S,L. et — 


und 
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und weiter: (8.10 u. 11) 


3 solche \ evolutionspartei") hat sie die 
flicht, e nicht b 

nÄngerr ne ok der — 

F 

ier r cht nur in einer mög 

Organisation zusammenzufassen, sondern, was 
wichtiger ist, diese Mitglieder zu einer mög- 
lichst grossen Zahl von Persönlichkeiten, à a. 
selbständig denkenden un delnden 

anzubilden eine verständnisvolle, ans- | 
dauernde, nie ermündende, den Fähigkeiten des 
Mitgliedes ang ste Aufklärung und Durchläu- 
terung,. um da tglied der 
fühlsrevolutionärs, meistens ents en aus der 
Versammlungspsychose usw.) zu reissen, um 68 
gum be ten f ert er zu machen” 


— — ~ 


und schliesslich: (3.14) 


„Die — par Pflich der S.L. * 5 
ivi int dandein m 


Diesem — => wre — aller 
Parteimitgieder dient die Bestimmung, dase die ein- 


zelnen Strassensellen nicht tiber 5 Mann stark sein 
sollen (S.12). Jeder Zellenobmann ist, um seine 
Mitglieder ständig in der Hand zu haben, überdies — 
verpflichtet, ein Kontrollbuch über die Zellenmit- _ 
glieder anzulegen, in dem auch spalten für Sprech- 
abend- und Versammlungsbesuch einzurichten sind. 
Demselben Zwecke dient die Anordnung (8.30), dass 
an den öffentlichen Sprechabenden alle Mitglie~ 
der der Strassensellenbezirke teilzunehmen haben, 
Weil die Partei nach ihrem gangen Aufbau und 
ihrer Zweckbestimmung nur aktive Mitglieder dul- 
den kann, hat die Gauleitung Berlin - ähnlich 
wie z.B. auch 4m Rheinland - zu dem Mittel ge- 
griffen , durch Organisationsrundschreiben vom — 
30.Dezember 1929 eine allgemeine Mitgliedersperre 
fur die Monate Januar und Februar 1930 ansuoränen. 
Der Partei wurde für diese Sperrmonate die Aufgabe 
gestellt, alle untauglichen Elemente auszustossen. 
Als „untauglich" werden insbesondere folgende 
Personen ausdrücklich aufgeführt: 
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„Alle Pgg., die sich strikte weigern, Partei- 
arbeit zu leisten, wenn nicht genau bekannt 
ist, dass sie diese aus Krankheits- oder Be- 
ru sgründen tatsächlich nicht leisten können 
(andere Gründe gelten nicht); alle Pgg., von 
denen angenommen werden kann, dass sie in Zu- 
kunft für die Partei ohne praktischen Nutzen 
sind (säutige Zahler, faule Versammlungsbe- 
sucher, schwache und feige Charaktere, Kon- 
— — Lärm- und Radaumacher, Säufer 
u.a.). 


4. Rechtliche Wir- Die NSDAP. stellt sich hiernach nicht bloss als 
Gi gung. ein loser Zusammenschluss von Personen dar, die 
nur durch die Einheitlichkeit der Gesinnung, die 
@ Zahlung von Beiträgen usw. zusammengehalten werden 
und nur als einzelne ohne Kenntnis von einander 
bei den Wahlen durch Abgabe ihrer Stimme für den- 
selben Kandidaten die gleichen Ziele verfolgen.*) 
Sie ist vielmehr eine straffgefügte Organisation, 
die auf längere Zeit berechnet ist, und der die 
Unteroränung jedes einzelnen Mitgliedes unter den 
in Parteibefehlen usw. zum Ausdruck kommenden Wil- 


len der Gesamtheit eigentümlich ist ‚die weiterhin 
aktive Tätigkeit jedes Mitgliedes verlangt und | 
durch die Art der Organisation und der Arbeit in 
ihr eine enge Verflechtung der Mitglieder unter- 
einander, engste Beziehungen zwischen ihnen und 
"nicht nur zum Abstraktum Partei herstellt. 


Damit sind ^ie in ständiger Rechtsprechung und 
in der Rechtsliteratur aufgestellten Begriffsmerk- | 
male einer „Verbindung* im Sinne der §§ 128 und 
129 StGB. gegeben**) (vergl. auch das Urteil des 
Staatsgerichtshofs zum Schutze der Republik in 

der 


+ 1. Häntzschel-Schönner, Gesetz zum Schutze der | 
Republik 1930, Anm.4 zu $ 4 (abg.:Häntzschel-Schönner) 
Cecha- Schifer- “ichards, Republikschùtzgesetz 1930 8.52 
(abg.;Conn— Schäfer- Wichards) 


++) RGSt. 24, 328 ff., 17 193 Reichsstrafgesetzbuch ‚erläu- 
Olshausen, Kommentar zum tert von Eberweyer, Lobe und 
Strafgesetzbuch 1927 Anm.2 zu Rosenberg, 1929, Anm.2 zu 
§ 128 (abg.:Olshausen), $ 128 StGB. (abg.:Leips.K.) 
GSohn-Schäfer-Wicharäs 8:7 u.52. Bint ssokel—Schonner Anm,4 
FAN é 
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stiesto eindli- 
che Verbindung 


im Sinne de 
12 t.G.B. 


Wille zur 
Illegalität. 
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der Strafsache . gr Hoffmann u.Gen. vom 25 — 


ber 1924 -St.R. St. 4-). 
7.190 22 


Die — ist nicht gewillt, sich etwaigen ge- 
ger. sie gerichteten Massregeln der Staatsgewalt, 
insbesondere einem etwaigen Verbot der Partei oder 
einzelner ihrer Binrichtungen, zu fügen. Dies wird 
in der von der nationalsozialistischen Reichstags- 
fraktion herausgegebenen „Nationalsozialistischen 
Pressekorrespondenz"* Nr.35 vom 7.Januar 1930 - al- 
so in einer ganz offiziellen Verlautbarung -, die 
sich mit der Haltung zu einem etwaigen Verbot der 
NSDAP. befasst, ganz unzweideutig dahin zum Aus- 
druck gebracht: 


... und so wollen wir nur sagen, dass die 
Sozialdemokratischen und anderen Parteibonzen 
schon sehr schnell erfahren würden, was die 


, auch im Zeelen des ers für die Ent- 
der nationalen Revolution zu —— 
t. che e Arbeit in der Ille- 
schrec en heu °g 


ntigend Männer aus dor EPD. — — 
unseren Reihen, die hinsichtlich politisch 
illegaler Arbeit durch eine, ganz anständige 
Schule gegangen sind. Das — die Herren 


Braun und Konsorten , wie g eo, schnell 
spt'ren, wenn sie's danach g eluate 


Die gleichen Gedankengänge und ** werden auch _ 
sonst wiederholt von führenden Nationalsozialisten 
vertreten. So erk Arte der Gauftihrer Reichstags- 
a. geordneter Wagner - Bochum in einer Öffentlichen 
Versammlung der NSDAP. am 28.Juni 1930 in Hamm- 


Westf.: 


Unsere S.A. lebt und wird : "ig leben. Wenn die 
Partei verboten wird, dann +» en wir illegal 
weiterarbeiten.” | 


In einer nationalsozialistischen Versammlung | 
am 10.Juli 1930 im Schiesswerdersaal in Breslau 


erklärte der gleiche Wagner: 
„Wir lassen uns von niemandem in der Fortführung 
des Rampfes um die Macht in Deutschland hindern. 
Bis heute führen wir den Kampf legal —* wir 
wollen nicht davon abweichen. Wenn 
t führ ihn 





* 2. Rechtliche 
2 Wür gung. 
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Und dann sollt Ihr einmal sehen! Denn für uns 
steht eins höher, tausendmal höher als ein Mini- 


sterialerlass, t endmal höher_als eine Poli- 
zeibehörde, die Ve flichtung . das letzte on 
tun, um das — Deutschfands zu wenden. 
Davon kann uns kein Mensch heriinterbringen.” 

Und am 18.Juli 1930 verkündete der Bezirksleiter 

Schmidt in einer Versammlung der NSDAP. in Hameln: 


„Wenn mar. versuchen würde, die Partei zu ver- 
bieten, würde diese mit illegalen Mitteln weiter- 
arbeiten. Man würde keine Stunde Ruhe mehr vor 
ihnen finden." 


Nichts Anderes bedeutet es schliesslich, wenn 
der oberste Sturmabteilungsführer von Pfeffer am 
28.November 1928 an einen Unterführer in Köln 
schreibt: 

„Die Kameradschaft der S.A.—Formationen muss 


daher derartig feste Formen annehmen, dass an 
ihrem enen Wall alle zeiverbote ‚a 


sonstigen Schikanen abprallen, 


oder wenn Hitler am 2.Mai 1930 in der Mas senversamm 
lung im Berliner Sportpalast nach dem Bericht des 
„Völkischen Beobachter" Nr.107 vom 7.Mai 1930 ver- 
kündet: ~~ 


„Das alte Deutschland ist 
schlossen. Wir haben 
keit~gegeben 


abge- 
lich“ 
ber- 
all schälen 
nicht kannte 
Volk aufrütte 
ebenso 


Hiernach kann es keinem begründeten Zweifel 
unterliegen, dass die Führer der NSDAP. sich 
durchaus bewusst sind, bei der Verfolgung ihrer 
Pläne auf den Widerstand der republikanischen 
Regierung zu stossen, und dass sie den festen 
Willen haben die sich ihnen in den Weg stellen- 


den 
kU893 
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den Gegenmaßregeln der Behörden, z.B. solche ver 
eins- und versammlungspolizeilicher Art, mit,jlle- 
galen"Mitteln zu überwinden und zu entkräften. 

Nach $. 129 StGB. ist aber die Teilnahme an 
einer Verbindung, zu deren Zwecken oder Beschäftigun- 
gen es gehört, Maßregeln der Verwaltung durch unge- 
setzliche Mittel zu verhindern oder zu entkräften, 
strafbar. Dieser Tatbestand ist hier gegeben. Als 
ungesetzliche Mittel sind nach allgemeiner Ansicht 
in Rechtsprechung und Literatur’ alle Mittel anzu- 
sehen, die gegen irgend einen Rechtssatz verstoßen, 
auch wenn dieser Rechtssatz im Binzelfalle nicht durch 
eine Strafandrohung geschützt ist. 

Die ungesetzlichen Mittel müssen allerdings 
zweckgebunden sein; sie müssen dazu dienen, Maßnah- 
men der Verwaltung oder die Vollziehung von Gesetzen 
zu verhindern oder zu entkräften. Verlangt wird also 
eine Art von Widerstand gegen die Staatsgewalt 
Diese Zweckbestimmung liegt hier vor. Die angekün- 
digte Jliegalität, d.h. die Nichtbeachtung 2. B. 
einer vereinspolizéilichen Auflösung, soll dazu die- 
nen, durch Ungehorsam gegen diese Maßnahme der Behör- 
den den -dann verbots- und gesetzwidrigen- Portbe- __ 
stand der Organisation im Jnteresse der gemeinsamen 
Weiterverfolgung ihrer Ziele und Pläne zu gewährlei- 
sten und im geheimen organisatorisch weiter zu ar- 
beiten. 

Als Maßregeln der Verwaltung im Sinne des 
$ 129 StGB. sind übrigens alle Maßregeln sowohl 
allgemeiner Natur als auch Verfügungen anzuge- 
hen, die in einem besonderen Falle ——— 
einem Binzelnen getroffen werden" Es braucht 


sich 
+) Val ROSt 19,99; Leipz.K.Ann. 3 zu $ 129, 
Olshausen Anm. > 8.8.0: 


++) yg1.ROSt. 16, 294, 40,384, 54,103 sowie Mintzschel-Schönner 
 Aan.3 zu $ 4, Oiehausem Anm.2 zu $ 129 und Leipz.K-Ann.3 zu $ 129. 


+++) jeipz.K.Ann.3 zu § 129 StGB. 
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sich hierbei auch nicht um die Verhinderung oder 
Entkräftung bereits getrofrener Massregeln zu 
handeln, sondern es genügt, dass die Ergreifung 
solcher Massnahmen im Hinblick auf die von der 
Verbindung drohenden Gefahren erst noch bevor- 
steht *. Um den Widerstand gegen eine solche zwar 
noch nicht getroffene, aber erwartete Mansnahme der 
Regierung, der die NSDAP. mit ungesetzlichen Mit- 
teln entgegenzutreten gewillt ist, handelt e sicb 
bei der Ankündigung des Widerstandes gegen ein Ver- 
bot der NSDAP. Dass bereits die Entkräftung be- 
stimmter Massregeln bezweckt ist, ist sur Erful- 
lung des Tatbestandes des § 129 StGB. nicht er- 
forderlich. 

Es handelt sich bei den behandelten Ausserung a 
nicht um solche irgenwelcher unmassgeblicher Mit- 
glieder, sondern um das im Zusammenhang mit dem 
Parteileben getibte Verhalten von Parteiangeh“rigen, 
die statutengemäss und tatsächlich eine führende 
Rolle spielen; es handelt sich also nicht um Son 
deransichten. Das erörterte Vorgehen gegen staat- 
liche Anordnungen ist vielmehr.Zweck bezw. Beschif- 
tigung der NSDAP. Zweck ist nach allgemeiner An- 
sicht das Ziel, das die Verbindung anstrebt, der 
Beweggrund, der ‘lein oder mit anderen zur Grtin- 
dung oder Fortsetzung der Verbindung Anlass gege- 
ben hat. Er braucht nicht alleiniger Zweck und 
nicht Endzweck zu sein. Eine Entscheidun. der 
Streitfrage, ob dieser Zweck statutenmissig oder 
sonst ausdriicklich gesetzt sein muss, oder ob es 
auf das tatsächliche Vereinsleben ankommt, ist 
hier nicht erforderlich, da dem Zweck die Be- 
schäftigung gleichgestellt ist. Beschäftigung 
aber ist die nichtausdrücklich ausgesprochene, 
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aber 


+) Olshausen Anm.2 zu $ 129; vgl. auch RGST.54 102. 
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aber in der Tätigkeit der Verbindung hervortretende 
und tatsächlich erkennbare Bestimmung +), Eine sol- 
che Bestimmung liegt hier vor. 
Hiernach ist die NSDAP. als staatsfeindliche 
Verbindung im Sinne des § 129 StGB. anzusehen; 
wer an einer solchen Verbindung teilnimmt, verstößt 
gegen das Strafgesetz des $ 129 StGB. | 
III.Die Partei als Das staatspolitische Ziel der NSDAP. hat bis- 
i TOAN her eine positiv scharfe und klare Formulierung 
o) d im Sinne noch nicht gefunden. Aus allen Asußerungen ist nur 
zond — ersichtlich, daß die Partei ihr Ziel in der Brrich- 
!.Das staatspo- tung des nationalsozialistischen „Dritten Reiches" 
Litische Ziel sche Ziel erblickt und im übrigen eine scharfe Gegnerin der 
Ger NSDAP. verfassungsmäßigen Staatsform des Deutschen Reiches 
und seiner Länder ist, wie sie sich auf Grund der 
Weimarer Verfassung entwickelt hat. Diese grund- 
sätzlich zunächst negative Einstellung hat Adolf 
Hitler bereits in seinem Buche „Mein Kampf" = mit 
— — Worten sum Programm erhoben: 
„Wenn man also versuchen will, das ideale Bild 
eines vilkischen Staates in die reale Wirk- 
, lichkeit zu überführen, dann muß man, unabhän- 
gig von den bisherigen Michten des öffentlichen 
Lebens, nach einer neuen Kraft suchen, die ge- 
willt und fähig ist, den Kampf für ein solches 
Jdeal aufzunehmen. Denn um einen Kampf handelt 
es sich hierbei, insofern die erste Aufgabe 
cht heißt: Schaf einer völki 
— — sondern vor allem: Besei~ 
tigung der vorhandenen jüdischen. Wie so oft 
in der Geschichte liegt die Hauptschwi erigkeit 
nicht im Formen des neuen Zustandes, sondern 
—— —— — im 
+) vgl. RGSt.16,299, Leipz.K.Anm.2 zu § 129; Häntzschel- 
Schönner Anm. 3 zu $ 4 und Cohn-Schäfer-Wichards §.54/55. 


++) I7.Auf1.1930 8.504. 
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im Platzmachen für denselben." 

Diese negative Einstellung ist bis heute das 
hervorstechende Kennzeichen der Partei geblieben. 
Das positive Bild der wSlkischen Staatsauffassung, 
deren Grundprinzip in der völligen Ablehnung des 
parlamentarischen Systems liegt, zeichnet Hitler 
nur in groben Umrissen folgendermassen: ** | 

„Der völkische Staat hat, angefangen bei der 

Gemeinde bis hinauf zur Leitung des Reiches, | 

keinen Vertretungskörper, der etwas durch Ma- 

jorität beschliesst, sondern nur Beratungskör- 
per, die dem jeweilig gewählten Führer zur Sei- 
te stehen und von ihm in die Arbeit eingeteilt 
werden, um nach Bedarf selber auf gewissen Ge- 
bieten wieder unbedingte Verantwortung zu tiber- 
nehmen, genau so wie sie im grösseren der Füh- 
rer oder Vorsitzende der jeweiligen Korpora- 
tion selbst besitzt. 


Der" völkische Staat duldet grundsätzlich 
nicht, dase über Belange besonderer, sum Bei- 
spiel wirtschaftlicher Art;Menechen um Rat 
oder Urteil befragt werden, die auf Grund ibrer 
Erziehung und Tätigkeit nichts von der Sache 


verstehen können, Er gliedert deshalb seine 


Vertretungskörper von vornherein in olitisohe 


und berufliche ständische Kammern. 


Um ein erspriessliches Zusammenwirken beider 


zu gewährleisten, steht über ihnen als Auslese stets | 
ein besonderer Senat. | 


In keiner Kammer und in keinem Senat findet 
jemals eine Abstimmung statt. Sie sind Arbeits- 


einrichtungen und keine Abstimmungsmaschinen. 
Das einzelne Mitglied hat beratende Stimme, 


aber niemals beschliessende. Diese kommt aus- 


schliess- 


z 


_ ++) II.Aufl.1930 8.507 
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‚schließlich nur dem jeweils dafür verant- 
wortlichen Vorsitzenden zu." 

Daß das Staatsbild der Nationalsozialisten je- 
denfalls grundsätzlich verschieden von den Grund- 
sätzen der Weimarer Verfassung ist, zeigt auch in 
treuer Anlehnung an den Führer Hitler der jetzige 
Reichspropagandaleiter Dr.Goebbels in einer im Ver- 
lag der Nationalsozialistischen Briefe erschienenen 
Propagandaschrift „Der Nazi-Sozi", in der er fol- 
gendes Bild der Ausgestaltung des Staates nach der 
Eroberung der Macht durch die Nationalsozialisten 
zeichnet: 


„An die Stelle des Parteienparlaments der Demokra- 
tie tritt das Wirtschaftspar maeng es national- 
sozialistischen Staates. Dieses wird gewählt vom 
gesamten schaffenden deutschen Volk nach dem all- 
gemeinen gleichen Wahlrecht. Aber bei dieser Wahl 
achicnieg gich das Volk nicht nach parlamentari sch- 
emokratischen Parteien, sondern nach den großen 
Berufsständen innerhalb der Volksgemeinschaft. 
Der bis ins kleinste, organisierte Berufsstand 
bietet die Gewähr dafür, daß jedem schaffenden 
Deutschen das Recht zuteil wird, auf das er kraft 
seines Willens, seiner Leistungen und seiner Ver- 
antwortlichkeit im Staate Anspruch hat. Das Wirt- 
schaftsparlament.treibt nur Wirtschafts-, keine 
Staatspolitik. 

An seine Seite tritt der Senat. Er setzt sich 
laus etwg 200 Persönlichkeiten zusammen, die vonr- 
Diktator aus allen Schichten und Ständen des Vol- 
kes zur Leitung der Geschicke des Staates berufen 
werden. Diese werden die Elite des gesamten - 
Volkes darstellen. Sie stehen der Regierung mit 
Rat und Tat zur Seite. Sie werden auf Lebenszeit 
bestimmt. Bei Todesfall ergänzen sie sich durch 
eigene Zuwahl.Aus dem Senate heraus wird der 
Kanzler gewählt. Er trägt für die gesamte Politik 
des Reiches nach innen und außen die volle Verant- 
wortung. Er ist bereit, für diese Politik im Falle 
sein Leben zu lassen. Der Kanzler bestimmt sich 
selbst seine Minister und Mitarbeiter. Auch für 
sie übernimmt er die volle Verantwortung, woraus 
von selbst folgt, daß er sie beliebig ein- und ab- 
setzen kann. | 

Ob dieses Regie 


Um 
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Um den Boden für die Errichtung des von ihr ge- 
planten Staates mit seiner in ihren Œ andzügen ge- 
kennzeichneten, der -epublikanischen Staatsform 
Deutschlands völlig entgegengesetzten Verfassung 
vorzubereiten, führt die NSDAP. den Kampf gegen die 
Verfassung von Weimar in erbittertsten Formen . Ein 
Blick in die nationalsozialistische Presse unà ein 
Besuch nationalsozialistischer Versammlungen zeigt, 
was täglich in dieser Beziehung an gemeinsten Be-- 
schimpfungen und `: rleumdungen geleistet wird. Zu- 
meist wird die Republik nur unter Hinzufügung eines 
Beiwortes erwähnt, das dazu bestimmt und geeignet 
ist, sie zu beschimpfen und bei den Lesern oder 
Eörern herabzusetzen. So heisst es im Völkischen 
Beobachter vom 1./2.Janugr 1928 in einem Aufruf 
Adolf Hitlers zum Jahre: wechsel: 

„Innen- und aussenpolitisch ist dies Jahr eine 

einzige Anklage gegen die verantwortlichen * 

Staatsmänner und Parteien der “‘ovem>errepy> ik”. 

Das gleiche Bestreben, die republikanische Ver- 
fassung herabzusetzen, verfolgt der Oberst a.D. 
Konstantin Hierl, einer der Militérsachverstundi 
gen der NSDAP., wenn er in Heft 3 dar National- 
sozialistischen Monatshefte, das unter dem Titel 
„Deutscher Wehrgeist” Wehrfragen behandelt, auf 
8.130 von der „jüdisch durchsetzten Deutschen 
Republik” spricht, in der „Jährlich Tausende von 
Kriegsinvaliden zu Verzweiflung und Freitod ge- 
trieben” werden. 

In ähnlich herabwürdigender Weise Kussert 
sich der Reichs agsabgeorädnete Dreher in- einer 
NSDAP-Versammlung in Stuttgart am 1] September 
1929: 


„Die Deutsche Republik, von der man nicht sa- 
gen darf, dass sie eine Geldsackrepublik sei, 
muse mit allen Mitteln bekämpft werden. 


In einem Artikel des „Angriff ", der die Reiche- 
finansreform unter der Uberschrift: „Betr gor- 
zepublik fordert Opter” glossiert, heisst GEF 


090 „Dieser 
A $ x ` $ f 4 — 
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„Dieser Staat hat doppelt kein Recht,von den Staatsbiir— 
gern-Opfer zu fordern,denn auch diesmal geht es wieder 


darum,sie — zu belügen und zu betrügen." 
Im Nazi-Sozi"" bemerkt Goebbels: 


»:» Eine schlechtere Staatsform als unsere heutige 80- 
genannte Republik gibt es wohl kaum.Das ist ine 
Bepublik.Das ist ein internationales Ramschgesc ‚in 
dem die versteigernden Ausrufer und die meistbietenden 
Hebräer sich Staatsmänner und Kommissare nennen." 


Ebenso sagt Dr.Goebbels in Nr.17 des „Angriff" vom 
22.April 1928 im Artikel „Hinein in den Staat": 


n kann nicht staatsgefährlich sein,wenn es keinen 
taat gibt.Zeige mir den Staat,dem wir gefährlich wer- 
den.Meinst du dieses Jammergebilde?Jawohl,dem sind wir 


gefährlich.Die tolonie muß begeitigt werden,um dem kom- 
menden Staate Platz zu machen. | 
Und im April 1929 wendet sich Gregor Strasser in Breslau 
mit folgenden Worten gegen Demokratie und Republik: 


Schuld an dem Unglüc} Het die Republik ,die Demokra- 
tie.Unter denen,die heute 3— 
neral,die anderen Drückeberger. Es wird jetzt viel von 
Diktatur gesprochen. Die — — ist die 
Diktatur der Frontsoldaten nic ie Diktatur des 
Hühnseraugenoperateurs (Hilferding aus Wien). 

Den gleichen Zweck verfolgt die Berliner Ausgabe des 

Völkischen Beobachters vom 28.8.1930, wenn sie einen Be- 

richt über die Verhaftung eines Nationalsozialisten mit 


der Überschrift: „Nationalsozialist in Ketten durch die 


Straßen der Republik geführt", versieht. 
Das Bestreben, die Republik dadurch verächtlich zu 


machen, daß man ihre Schöpfer, also jene politischen Krei- 
se,die im November 1918 die Zügel ergriffen und so den Wie- 
deraufbau des Staates und damit auch die Schaffung seiner 
neuen verfassungsmäßigen Grundlage ermöglicht haben,als 
Verbrecher hinstellt,wird auch im „Völkischen Beobachter" 
vom 14.März 1930 gemacht: | 


„Wir erklären als Spitzenorganisation des kommenden 
Reichs,daß wir nicht ruhen und rasten werden,bis mit 


den Novemberverbrechern auch die Verbrecher vom 
12.Märs 1930 von einem deutschen Staatsgerichtshof 
abgeurteilt werden." | 

Die gleiche Absicht verfolgt ein Befehl des S.A.-Führers 


Oblt.a.D.von Fichte in Kassel an die ihm unterstellten S.A.- 


+ Dr.Goebbels,Der Nazi-Sozi,Verlag d.Nationalsozialisti- 
schen Briefe,1l.Aufl.(vgl.auch 8,39 ). 
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Führer vom 5.9.1929, worin es beißt: 


„Es ist lächerlich unlogisch, einen Burschen 
umzubringen, der eine Kanone verraten hat, 
ährend nebenan in höchsten Würdenstellen 
anaillen sitzen, die o; 

raten, zwei Mi 

haben. Millionen Krüppel auf dem Gewissen 


haben, dabei aber seelenruh ihre republi- 
anischen Geschi chten eine 08- 
verräter beseitigen ist sinnlos in einem 


Staat, dessen Regierung selbst diese Landes- 

verräter von jeder Strafe befreit. Im tibri- 

gen ist in dieser Frage meine Stellungnahme 

die, daß man nicht kleine Diebe hängen soll, 
große laufen zu lassen; 


‘ 
a- 


darzustellen versuchen, als sei die republikani- 
sche Staatsform an sich vielleicht nicht schlecht; 
aber in Deutschland habe sie eine Gestalt erhal- 
ten, die jeder gute Deutsche ablehnen und be- 
kämpfen müsse. So führt Dr. Göbbels im „Angriff" 
Nr. 8 vom 26.1.1930 in einem Artikel „Zur Befrie- 
dung des öffentlichen Lebens" ais: 2 


„Niemand wird im Ernst etwas gegen eine repu- 
blikanische Staatsform haben, wenn sie Schutz 


und Schirm eines wahrhaft deutschen Volks tums 

und 

gr von Euch würde nicht mit Freuden dieser 
epublik — wäre sie ein Staat der natio- 
e, Wi * 


rd Sie nicht aus der 
aus dem W 


15.3.1930 steht aus der Feder Karl O. pactele: 


„Keinen 








- £5 - H2496 - 0029 


„Keinen Mann diesem System, wenn es Schwierig- 
keiten hat! Jede hw des 

ne Chanc uns wenn è esser 

e Bolschewismms” zetern und für die 
Nippes ihrer a pt zittern, was schiert 
uns das? eser t geht uns nichts R 
Er sich selber schützen. r warten auf _ 
einen anderen Tag.... 


Im Heft 23 des 4. Jahrgangs Seite 371 der 
elationalsozialistischen Briefe" wird schlieBlich 
der Wille zum Kampf gegen das republikanische 
System durch Unterhthlung seiner Grundlagen in 
folgende Ausführungen zusammengefaßt: 


Da war nicht eine Partei, nicht eine Zeitung, 
die auch nur geahnt, geschweige erkannt hätte, 
daß in uns die Revolution marschiert, jeni 
evolution des 20. Jahrhundert > eine 
zrundstürze nd grundlegende Umwälzung 

ade ic vegenwart e 

gr anzösische Revolution 
entstanden ist, hervorruft, eine Umälzung, 
die ebenso das gesamte seelisch-kulturelle, 
wie istig-staatliche, wie leiblich-wirt- 
schaftliche Leben mit allen Formen umfaßt 
und auf allen drei Ebenen neuen Formen durch 
Durchbruch hilft, die in allem das — * 
gesetzliche Gegenstück sein werden der heu- 
tigen. 

Denn dies und nichts anderes ist der 
iationalsozialismus: als die revolutionär: 

62 ang des ewigen Gesetzes der dreisiniger 
Sipolaritat, als die revolutionäre At Seung 
ies beralismus von 1789 in Kultur, Staat 
und Wirtschaft (Rationalität, internationa- 
listische Demokratie und Kapitalismus) als 
die revolutionire Neugeburt des Konservati- 
vismus in Kultur, Staat und Wirtschaft poa 
kische Idee, Nationalismus, Sozialismus )}! 

Die Revo on also gegen das bestehen: 
System schlechthin Jamit ist ein für al, 
zel unsere politische Haltung, sowie Möglior 
eit und Umfang unserer politischen Taktik 
bestimmt: Alles, was der bestehenden Ordnung 


=Talst Ge é = 0 te: 
badlich Ist, findet unsere Un 
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inung der Dinge, die 
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Wenn, wie z.B. auch in dem soeben erörterten 
Artikel häufig von dem "System" die Rede ist, das be- 
kämpft und beseitigt werden müsse, so bedeutet diese 
Formulierung nur eine aus taktischen Erwägungen ge- 
wählte Verschleierung des Angriffsobjektes; es soll 
damit durchaus nicht etwa nur die Anwendung und Aus- 
legung der einzelnen Verfassungsbestimmungen durch 
die jeweilige Kegierung, sondern das verfassungsmäßige 
parlamentarisch~demokratische republikanische Grund- 
prinzip selbst getroffen werden. Wer den national- 
sogialistischen Angriff in seinen mannigfachen Er- 
scheinungsformen in der Gesamtheit würdigt, kann an 
dieser Brkenntnis ebensowenig vorübergehen, wie auch 
die gewollte Wirkung von den Lesern und Hörern nicht 
verkannt, sondern als das angesehen wird, was sie in 
Wahrheit sein will: Kampf gegen die parlamentarisch- 
demokratische republikanische Staatsform selbst. 

Und wenn in einem Aufsatz "Zehn Gebote fir jeden 
S.A.-Mann" von Dr. Goebböls im 24. der "Nationalsozia- 
listischen Briefe" vom 15.September 1926 die Richt- 
schnur erteilt wird: k- 


"Wenns nicht anders geht, füge dich der Staats- 
gewalt. Aber tröste dich: wir rechnen später 
einmal ab." 


so wird damit - neben der Aufforderung, dort, wo eg 
geht, der Staatsgewalt Widerstand zu leisten - 
zugleich zum Ausdruck gebracht, daß der Nat.Soz., 
wenn er im Augenblick noch der Staatsmacht zu weichen 
gezwungen ist, doch unter dem Gesichtspunkte einer 
höheren Gerechtigkeit sich gegenüber den herrschenden 
Gewalten im vermeintlichen sittlichen Rechte wisse. 
Ganz klar spricht das der Gauleiter Hellmut Brückner 
im 33. der Nat.soz. Briefe vom 1.Februar 1927 mit den 
Worten aus: "Volksrecht steht wider Staatsrecht;" 


Der Kampf richtet sich naturgemäß auch gegen 
wesentliche. Bestandteile der Deutschen Republik. So 
heisst es-im Nationalsozialistischen Jahrbuch für 
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`das Jahr 1929 (8.167) in einer Abhandlung des preu- 
Bischen Landtagsabgeordneten Heinz Haake über "Par- 
 lamentarisms oder Diktatur?": 


"Wenn das Parlament bereits vor dem Kriege die 

Hauptschuld trug an dem nachherigen vollständi- 
gen Zusammenbruch des Reichs, so sehen wir ‚wie 
es nach 1918 zu einer Institution ausartet, de- 
ren Aufgabe es ist, den Zusammenbruch der Nation 


zu einem endgültigen zu gestalten. Unter einer 
grossen staatserhaltenden Massen des Volkes zu 


erfassen, um sie in Notgeiten einem einheitlichen 
Ziel entgegenzufiihren. Das Wesen des Par amen- 
irisms jed h 
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+++ BO MUSE die erYBaTe = = 
udisch-demokratischen Parlamer 


Im National sozialistischen Jahrbuch 1927 S.124 


sohreibt der jetzige thüringische Innenminister Dr. 


Priok: 
"ee. Unsere Beteiligung am Parlament bedeutet 
nicht Stärkung, sondern Unterhöhlung des parla- 
mentarischen ems, nic Vv 
ntiparlamentarische E e sondern Be = 
fung des Gegners mit seinen eigenen Waffen und 
Kampf für unsere nationalsozialistischen 2; le 
auch von der Parlamentstribüne aus. Unser näch- 
stes Ziel bleibt immer die Erobe ang de $ 
chen Macht : 3le 187 die Voraus 
für die Ve £lichung unserer Ic 


aber vor allem eine intime Kenntni S des verwickel- 
en schan isr : des mo de ner RBatse araTes hale 
b Di — — 


eibender 


ied Feder fiihrt in Heft Il der na- 
tionalsozialistischen Bibliothek aus: 


" ie aa Oa mit dem U d — 
kratischen Wahlrechts ITT werden wird, 
ebenso, wie man sich dann nach der Ubergangszeit 
einer Diktatur über die äußere Staateform ana 

das innere staatliche Gefüge der Länder klar wer- 
den muss." 


Der Landtagsabgeoränete Roth = Liedolsheim führte 
im Nivember und Dezember 1929 in mehreren Versammlungen 
aus: A 
"Das 


AU8939, 
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-Das parlamentarische System ist nichts weiter 


s gin staat toh genehmigter Unfug und ein jü- 
— Kuhhandel. Wissen Sie den Unterschied 


-~ zwisehen dem parlamentarischen System und einer 
Wursthaut? Beides ist für die Katz!" 


Eine andere Methode des Kampfes gegen die Repu- 
blik wird in dem bereits erwähnten Heft 3 der National- 
sozialistischen Monatshefte von Wilhelm Weiss ange- 
wandt, der sioh hier auf 5.131 ff. eingehend mit dem. 
"General Groener" beschäftigt. Daß diese den Reichs- 
wehrminister verächtlich machende Abhandlung sich 
nicht gegen den Reichswehrminister persönlich, son- 
dern gegen ihn als Repräsentanten der demokratischen 
Republik richtet, und damit den Zweok verfolgt, die 
republikanische Staatsform, die Groener zum Reichs- 
wehrminister gemacht hat, zu untergraben, ergibt sich 
aus folgenden Ausführungen (S.134): 


"Generäle, die kampflos vor ihren meuternden 
Soldaten kapitul’eren, pflegen im Buch der Ge- 
schichte im allgemeinen nicht rühmend erwähnt 
zu werden. sc i erde 


Minister". 


Auf die Republik ist es daher auch abgestellt, wenn 
es auf dex folgenden Seite vom Héichswehrminigter 
heisst: 

daß 


"seifie Fähigkeit, den Strudeln der parlamentari- 
schen Ministerkrisen geschickt auszuweichen, 
grösser ist wie sein Mut, die Ehre des deutsoh- 
en Frontkäimpfergeschl eohtes vor dem Forum 


er 
id m”. 


Hierzu ist zu bemerken, daß mit dem "Forum be- 
rufsmässiger Antimilitaristen und Femehetzer* der 
Reichstag getroffen werden soll. 

Die fast in jeder Nummer der nationalsozialisti- 
schen Zeitungen und fast in jeder nat.soz. Versamm- 
lung erfolgenden Angriffe gegen Minister und songtige 
Repräsentanten der Republik riohten sich - auch wenn 
das im Einzelfall nicht besonders zum Ausdruck ge- 
bracht wird ~ weniger gegen sie als ‚Personen, als 
vielmehr gegen sie als "Vertreter des Systems", als 
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gegen die republikanische Staatsform. In dem eben 
erwähnten Jahrbuch (98.181) betont dies der Vorsitzende 


f > der nat.soz. Landtagsgruppe in Preußen, Wilhelm Kube, 


'ausdrücklioh, indem er schreibt: 


"Pür uns sind die Braun, Becker, Severing, ‘rze- 
sinski, Weise usw. zu unwesentlich, als daß wir 
sie ala Personen, geschweige denn als Persönlich- 
keiten irgendwie hervorzuheben brauchten. Sie 

n s „” 


Hiermit steht es nur im Einklang, wenn die Hitler 
jugend die in Verfolg ihres Aufnahmegesuches in den 
Reichsausschuss der deutschen Jugendbewegung an sie 
gerichtete satzungsgemäße Frage, ob die Hitlerjugend 
sich bereit erkläre, mit den anderen Verbänden gemein- 
sam zu arbeiten und unbeschadet ihrer grundsätzlichen 


Einstellung den bestehenden Staat und seine Organe 
e ejahe b i 


Die so gekennzeichnete Kampfesweise der NSDAP. 
richtet sich - im ganzen genommen - gegen die ver- 
fassungsmässige parlamentarisch-demokratische republi- 
kanische Staeteform des Deutschen Reiches und der 
deutschen Länder. Wenn das Gesetz zum Sohutze der he=~ 
publik der verfassungsmissigen Staatsform Schutz ge- 
währt, so will es in dieser nicht nur einbegriffen 
sehen die durch die einzelnen Verfassungsbestimmungen 
erfolgte rechtliche Ausgestaltung der Kußeren Verfas- 
sungsform etwa dergestalt, daß ‚nux"solche Angriffe 
von ihm getroffen würden, welche die gegenwärtig gel- 
tende Verfassung in rein rechtlicher Beziehung als 
mangelhaft, ungerecht oder unheilwslk verurteilen; 
der Schutz erstreckt sich vielmehr unter der gewählten 


Bezeichnung auf den Ideen- und Gedankenkreis, der in 
r geltenden Ver 


praktische 
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praktische Zwecke. Solchen würde es aber nur wenig 
entsprochen haben, wenn er lediglich der Kußeren 
Rechtsform der Verfassung, soweit sie unmittelbar den 
Gegenstand von Angriffen bildet, Schutz gewähren 
wollte; erfahrungsgemäß sind Angriffe solcher Art ohne 
"tiefere Wirkung auf weitere Volkskreise. Sie sind 
auch nur ausnahmsweise dazu angetan, den Geist der 
Auflehnung und die Neigung zu Gewalttätigkeiten her- 
vorzurufen, auf deren Beklimpfung es dem Gesetzgeber ` 
bei dem Erlaß des 

der verfassungsmäs 


Gegen die republikanische Staatsform in diesem 
‚Sinne wollen die Nationalsozialisten ankämpfen, wenn 
sie von der "jüdisch-durchsetzten Deutschen Republik", 
von der "Geläsackrepublik", von dem Staat, dem es 
darum gehe, die Staatsbürger "bewusst zu belügen und 
zu betrügen”, von der Demokratie und der Republik, 
die die "Schuld an dem Unglück" tragen, sprechen, 
oder wenn sie die Republik als Werk von "Verbrechern" 
hinstellen, wenn sie zum Ausdruck-bringen, daß es zu 
ihrem Wesen gehöre, den "Schutz des wahrhaft deut- 
schen Volkstums" und die "nationale Ehre und Würde" 
zu vernachlässigen, daß sie eine "tödliche Unordnung" 
darstelle, und daß man sich ihr überhaupt nur zu fügen 
brauche, wenn es garnicht mehr anders gehe. Zur ver- 
fassungsmässig festgestellten Staatsform in diesem 
Sinne gehören auch alle ihr wesentlichen Kennzeichen, 
also diejenigen in der Verfassung niedergelegten Ein- 


richtungen, in denen der republikanische Gedanke sei- 
nen besonderen Ausdruck findet. | 
bie 


— m 
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Die Beschimpfung, Verleumdung und Herabsetzung 
der Deutschen Republik, ihrer Repräsentanten, Symbole 
und charakteristischen Einrichtungen stellen nach 
Zahl, Art und Urheber ein planmässiges, gegen die 
Grundlagen der staatlichen Ordnung gerichtetes Vor- 
gehen dar, das bewusst darauf abzielt und auch geeig- 
net ist, die verfassungsmässige Stastsiorm in dem er- 
örterten weiteren Sinne zu erschüttern und so den 
Boden für den von der NSDAP. geplanten völligen Umbau 
der verfassungsmässigen Zustände vorzubereiten. Die 
gesamte Tätigkeit der NSDAP. in ihrer Presse, in ihren 
Versammlungen, in ihrer Propaganda, in der Tätigkeit 
ihrer Abgeordneten in den Reichs-, Länder- und Ge- 
meindeparlamenten ist bewusst, planmässig und hartnäk- 
kig diesem Ziel gewidmet. Damit kennzei.hnet sich 
dieses Vorgehen als Untergraben im Sinne von $ 4 
Ziff.1 Rep.Sch.Ges. Untergraben verlangt ein nicht 
überstürztes planvolles Handeln, das die Grundlagen 
der staatlichen Ordnung und ihre Verteidigungsmittel 
allmählich so erschüttert, daß eine erhöhte Gewähr 
für den Erfolg des SchluGangriffs besteht. Welche 
Angriffsmittel sich eine in dieser Weise vorgehende, 
die Beseitigung der Verfassung erstrebende Verbindung 
im Laufe der fortschreitenden Entwicklung bedient, 
hängt naturgemäß jeweils von den Erfordernissen der 
augenblicklichen Lage abt). Jedenfalls gehört zum 
"Untergraben" weder eine gewaltsame noch eine unter- 
irdische sog. Maulwurfstätigkeit. Untergraben kann 
vielmehr jede eine gewisse Dauer in sich sohließende 
Tätigkeit sein, mag sie, für sich betrachtet, gesetz- 
lich oder ungesetzlich sein. Pür die vorliegende Be- 
trachtung ist es daher auch unerheblich, ob die ein- 
zelnen Angriffe, für sich betrachtet, schon den Tat- 
bestand einer strafbaren Handlung insbesondere nach 


+) vgl. R.G. vom 23.Jull 1925 in Jur.Woch.1930 8.1149. 
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3 5 Abs.1 RepSohGes. erfüllen oder nicht*?. 

Das als Untergraben der verfassungsmässig fest- 
gestellten Staatsform erörterte Verhalten stellt im 
übrigen nicht etwa Seitensprünge einzelner Mitglieder 
der NSDAP. dar, sondern wird gerade von den maßgeb- 
lichen Führern und Organen der Partei in ständiger 
Wiederholung geübt. Es muss daher der Partei als sol- 
cher zur Last gelegt werden und kennzeichnet sich 
damit als Bestrebung der Partei im Sinne des 5 4 
Ziff.l des RepSohGes. Daß es sich dabei um ein Ver- 
halten handelt, das - selbstverständlich - nicht in 
der Satzung ausdrücklich als Bestreben der Partei ge- 
nannt ist, spielt ebensowenig eine Rolle, wie der 
Umstand, daß es auch nicht das alleinige und nicht 
das Endziel der Partei ist**). 

Bestrebung verfolgt, die verfassungsmäßig festzestell- 
te republikanische Staatsform zu untergraben. Da sie 
- wie zu II erörtert - gleichzeitig eine staatsfeind- 


liche Verbindung im Sinne von $ 129 StGB. darstellt, 
fällt sie unter die s .1 Reps à 
ch à olo erb 
nig nicht 


+) vgl. hierzu Häntzschel-Sohönner, Anm.7 zu § 4 


Cohn-Schäfer-Wicharäds 3.57. 


++) vgl. hierzu Dr. Rell in Rtg. £4%.Sitzung vom 10.Juli 1922, 
Stenograph.dericht 9.8398. 
Häntzschel »Schönner, Anm.5 zu § 4 z;Cohn-Schäfer- 
Wichards $.56/57. 
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IV. Die Partei 


als hochver- 
räterische 


Verbindung. 


(Revolution- 
Diktatur). 


a.Die Partei 
und der 


putso h 
1923. 


o 


Die NSDAP, erstrebt seit ihrer Gründung die ge- 
waltsame Änderung der Verfassung des Deutschen Reichs. 
. thon in seiner Schrift "Mein Kampf"+) schreibt Hit- 
ler, daß es nicht angehe, an einem bestehenden Zu- 
stand positiv mitzuarbeiten. Die von ihm aufgezeigte 
Weltanschauung müßte im Gegenteil die Verpflichtung 
in sich fühlen, diesen "mit allen Mitteln (!) zu be- 
seitigen und seinen Umsturz vorzubereiten." 

Den ersten Versuch, diesen gewaltsamen Umsturz 
herbeizuführen, hat die Partei unter Leitung Adolf 
Hitlers und anderer maßgebender nationalsozialisti- 
scher Pührer am 8.November 1923 beim sog. Hitler- 
Putsch in München gemacht. Daß es sich hierbei um 
ein hochverräterisches Unternehmen handelte, ist 
durch das Urteil des Volksgerichts für den Landge- 
richtsbezirk München I vom 1.April 1924 festgestellt 
worden. Das Ziel des Putsches war nach diesem Urteil: 

"Vernichtung der W 
d si körpe 


de Revolution v 
i fusgende à 
Er f er: 
lbsthilfe. 
a rreichung dieser Ztele sollte die Rena chs 
Prage von Bayern her aufgerollt, eine deutsche 
r r deutsoe 


zur Hi 
euzfahn acebanae Ber- 
lin zum Zeichen de TA 
durchgeführt werden." 


Hitler wurde durch dieses Urteil wegen vollen- 
deten Hochverrats zu 5 Jahren Festungshaft verur- 
teilt. Eine maßgebende Rolle spielten bei diesem 
Münchener Putsch auch der jetzige thüringische In- 
nenminister Dr. Priok und der jetzige bayerische 
nationalsozialistische Landtagsabgeordnete Robert 
Wagner, die wegen des Verbrechens der Beihilfe zum 
Verbrechen des Hochverrats zu je 1 Jahr 3 Monaten 


Festungshaft verurteilt wurden, Bemerkenswert ist, 
dab 


+) II.Auflage 1930 3.508. 
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daß die Anklageschrift bei Friok gleichfalls vollen- 


_. 30 = 


deten Hochverrat annahm. Das Gericht sah es jedoch 
nicht als erwiesen an, daß er die in den Tagen vom 
6. bis 8.November 1923 gefaßten, die Durchführung 
des Putsches vom 8.November 1923 betreffenden Ent- 
' sohlüsse gekannt und damit gleichfalls vollendeten 
Hochverrat begangen habe. Das Urteil erwägt aber 
ausdrücklich, daß allerdings eine Reihe von Tatsachen 
für diese Annahme sprächen, und fährt dann fort: 
"Immerhin gibt das alles nur das Recht, schwere 
Zweifel in das Nichtwissen Fricks zu setzen. Es 
reicht aber nicht aus zur Feststellung, dass 


Frick schon vor 8,30 Uhr abends (am 8.November 


1923) von den kommenden Ereignissen unterrich- 
tet war." 


Es bestehen daher auch nach Ansicht des Münchener 


Volksgerichts zu mindest schwerwiegende Verdachts- 


i 
4 
m 
Ind 
ie 
Q 
ý 
B 
3 
” 


gründe dafür, daß Frick den durch Hitler begangenen 
Hochverrat als eigene Tat_mitgewollt und durohge fürt 
und nicht nur Beihilfe geleistet hat. 


b. Entwickelung Die NSDAP, hat nach dem missglü Pu —— 
seit dem * glückten tsch des 
Hitlerputsch. Jahres 1923 ihre auf gewaltsamen Umsturz gerichteten 


Bestrebungen keineswegs aufgegeben. Mit der ange- 
spannten Organisations- und Werbetätigkeit, die dem 
Wiederaufbau der Partei nach der im Frühjahr 1925 
erfolgten Entlassung Hitlers aus der Strafhaft dien- 
te, begann auch wieder die Propagierung des gewalt- . 


samen Umsturzes. 


Š D : 
aa Zeugn he er Parteiflihrer Hitler hat sich zwar seither 


in öffentlichen AuBerungen, Offenbar aus taktischen 


Gründen, von einer offenen Propagierung der Gewaltan- 


wendung 
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wendung im allgemeinen zurückgehalten. Indes zeigen 


zahlreiche Anhaltspunkte, daß er, wie er es in sei- 
ner Schrift "Mein Kampf" niedergelegt und im November 
1925 bereits einmal praktisch versucht hat, auch 
weiterhin zum gewaltsamen Vorgehen gegen den bekämpf - 
ten republikanischen Stast entschlossen ist. So wei- 
sen seine Äußerungen in einer öffentlichen Versam- 
lung in München am 27.Pebruar 1925: 
"Überzeugungstreue, rücksichtsloser Kampf für 
das Ideal und das Bewußtsein, das man, wenn man 
etwas erreichen will, das Recht hat, Jedes Mittel 
dafür einzusetzen." 
(V6lk.Kurier vom 1./2.Mirg 1925, Folge 58/59) 
und auf dem Parteitag in Nürnberg vom 19. bis 21. 
August 1927: 


"Wem der Himmel die Majorität der Tatkraft gab, 
dem hat er auch die Herrschaft gegeben", 


deutlich darauf hin, dag dis NSDAP, nioht etwa nur 


damit rechnet, auf legalem Wege, d.h. auf dem Wege 


über die Gewinnung einer Majorität bei den Wahlen, 
"zur Her. schaft zu. gelangen, sondern, daß sie auch 
andere Mittel im Auge hat, wobei letsten Endes mf 


‚die nationalsozialistische Diktatur unverblümt hin- 
gewiesen wird. 

Noch deutlicher drückt sich Hitler in einen 
Schreiben an die Bundesleitung des Stahlhelm aus, in 
dem er zu dem vom Stahlhelm Ende 1928 geplanten, auf 
Änderung der Reicheverfassung gerichteten Vol ksbe- 
gehren Stellung nimmt. Darin heisst es: . 


"Durch die demokratische Methode eines 308. 
Volksbegehrens können kaum die Übelstände be- 
seitigt werden, die selbst nur ein zwangsläufi- 


ges Ergebnis der Demokratie sind. y 
Wiederherstel 
eutschen Staats-Autoriti 
nur dnn Sinn, wenn die n Staate- 
Aureb 
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durch eine Kraft repräsentiert wird, die der ganzen 
Nation bereits sichtbar vor Augen steht und die sich 
durch eigenes Vermögen schon die allgemeine Anerken- 
nung verschafft hat. Es kann sich dann bei einem Ple- 
biszit nur um einen formalen Akt handeln, einer an 
sich bereits vorhändenen und tatsächlich durchgesetz- 
ten Autorität im Staate auch noch zu allem Überfluß aud 
noch die demokratische Sanktion zu geben. Ein Aönigs- 
tum, dessen Kraft- und Machtfülle über allen Zweifeln 
erhaben ist, kann sich zur Erledigung auch der letzten 
ohnehin nur mehr rein formalen Einwände durch eine ' 
allgemeine Vertrauenskundgebung des Volkes eine Bestä- 
tigung der gesamten Nation einholen, der aber selbst 
am Ende nur formaler Charakter zukommt. Der Faschis- 
mus, der Kraft eigenen Willens, durch eigene Arbeit 
und durch eigenen Kampf einen neuen Staatsgedanken 

und eine neue Autorität geschaffen hat, kann heute 
durch Befragen der italienischen Nation deren unbe- 
dingtes Einverständnis mit seinem tatgewordenen Werk 


feststellen lassen. Würde in beiden angeführten Fäl- 
len die Nation einer anderen Uberzeugung aein, würde 
man gie vermutlich überhaupt nicht befragen. Auf 

alle Fälle aber käme einem eventuellen Nichteinver- 
ständnis keinerlei praktische Bedeutung zu. Niemals 
aber könnte über den Weg majoritativer Volksentschei- 
dungen eine wahrhaft königliche Gewalt begründet 

oder gar eine neue Staatsidee und eine neue Staats- 


Aut orité’ sohaffen rden. 


Der ZuSammenbruch des Jahres 1918, der den fol- 
genotwendigen Abschluss unserer allgemein langsam 
fortschreitenden Demokratisierung bildete, kann nicht 
durch einen Kampf der Demokratie gegen die Demokratie 
mit demokrätischen Mitteln beseitigt werden. Auch in 
Deutschland wird sich, verkörpert von einer prägnant 
umrissenen politischen Gewalt ein neuer stastswille 
und aus ihm heraus eine reue Staats-A it bilden 
müssen. Es ist möglich, daß diese neue Staatsautori- 
tät, zur endgültigen Feststellung ihrer tatsächlichen 
Übereinstimmung mit dem inneren Willen der Nation, 
diese dereinst um ja oder nein befragt. E b 
unmöglich, daß die Nation durch Abstimmung an sich den 
Prozess der Bildung einer solchen Staats-Autoritat 


in die Wege leitet, beschleunigt oder such nur fördert. 


Naturen, die zum Herrschen geboren und veranlagt sind, 


bedürfen in kelner Weise der ein) 


—— eitenden Fürsorge 
oder Förderung parlamentarischer oder demokratischer 
Institutionen. 


Ein Mann aber, der von der 
ist auch hier zu glauben 
Sich ohnehin sein Handel 


Vorsehung - und an diese 
-zum Führer bestimmt ist ‚wird 
n niemals durch die lächer- 


lichen 
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lichen Kompetenzef-ürenzen einer Verfassung vorschrei- 
ben oder beengen lassen, wenn das Handeln nach der 
Verfass zum Ruin des Volkes führen muss. Sollte aber 
ein im öffentlichen Leben stehender politischer Füh- 
‘rer von anderer, also dritter Seite aus zur „Diktatur" 
ausersehen sein und nun die Erfüllung dieses Wunsches 
von der Erweiterung der verfassungsmässig festgesetz- 
ten Rechte abhängig machen, dann soll man den nur gleich 
sum Teufel jagen und sich nicht von solch einem Schwäch- 
ling blenden lassen; denn der beweist damit klar und 
eindeutig,daß ihm die höhere, ihn selbst zwingende 
Befähigung für diese Mission vollkommen fehlt. Nie- 
mals wird ein nicht zum höchsten berufener Mann, nur 
durch eine von anderer Seite vorgenommene Erleichte- 
. rung seines Weges, zu höchsten Entschlüssen und Taten 
kommen, Denn die letzte Kraft wächst ja gerade im 
Kampf mit den Widerständen und die größten, entschei- 
denden Handlungen, die geniale Köpfe dieser Erde aus- 
führten, waren nicht wenig bedingt durch die meist 
notwendige Vernichtung gegnerischer Kräfte und deren. 
Einrichtungen. So wird auch in Deutschland niemand 
das Reich von seinen heutigen Verwesungserscheinun- 
gen säubern, der sich nicht selbst, von ihnen auf das 
schwerste bedroht,ihrer erwehren mußte und damit le- 
diglich in deren restloser Vernicht die lichkeit 
er Verwirklic er eigenen Jdeen sehen kann. 
die Kan? des um dus eigene Leben 
Ringenden führt zur souveränen Handlungsfreiheit gegen- 
über dem Leben anderer, Solange es große Umwälzungen 
auf der Erde gegeben hat, war es so, und solange es 
Menschen geben wird, wird es so bleiben, auch wenn 
die kleinen Vertreter der politischen Miltagsgeschäf- 
te in den politischen Parlamenten dies tausendmal und 
zu allen Zeiten nicht wahr haben wollten und auch 


heute nicht wahr haben wollen. Durch das Vertreten der 
N x, daß man auf dem Wege einer durch ——— 8 
sch@idungen erfolgten Zub zung veriassungs- 


- 


Ssserer Rechte Menschen De ir zen Kanr tE pn 


Angst vor der Kraft der Persör die 
bedeut des Amtes fdérdert. 


Jch halte es für totgefährlich, wenn das junge | 
Deutschl sich an solchen Versuchen einer geschicht- 
lichen A ischerei beteiligt. | 

Als Führer der nationalsozialistischen Bewegung 
muß ich deshalb, schon aus grundsätzlichen Erwägungen 
heraus, den Versuch, durch Teilnahme an dem von der 
Bundesleit des Stahlhelms vorgetragenen Volksent- 
scheid eine Korrektur der verfassungsmässigen Schwichen 
des heutigen Staates vorzunehmen, ablehnen. Eine 
solche Verbesserung wäre für die Gegenwart und Zukunft 
unseres Volkes ohne jede positive Bedeutung, für die 


PARTOT ae des entscheidenden Ringes aber erschwe- 
rend. 


„Hitler 
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Hitler setzt hier zwar in vorsichtiger, aber durch- 
aus eindeutiger Weise auseinander, daß es zwischen sei- 
ner Staatsauffassung einer Diktatur und der demokratiech- 
republikanischen Staatsverfassung keinerlei Verbindung 
gebe, duB die von ihm angestrebte Diktatur niemals 
„über den Weg majoritativer Volksentscheidungen" kom- 
men könne, daß sie vielmehr höchstens rein formal nach- 
träglich eine Vertrauenskundgebung des Volkes herbei- 
führen könne, wenn die „neue Staatsautorität" schon 
„Aurch eine Kraft repräsentiert wird, die der ganzen 
Nation bereits sichtbar vor Augen steht und die sich 
durch eigenes Vermögen - im Gegensatz zu den majorita- 
tiven Entscheidungen ~ schon die allgemeine Anerkennung 
verschafft hat". Hitler spielt damit in nicht mißzuver- 
stehender Weise auf den Weg an, den der italienische 
Faschismus zur Ergreifung der Macht im Staate gegangen 
ist. Er bringt klar zum Ausdruck, daß die Diktatur 
auf dem Wege über die Gewalt erreicht werden soll, daß 
die Diktatur, um formell staatsrechtlich zu sprechen, 
eine „souverän-diktatorische” und keine „rechtsstaatlich- 
kommissarische" (im Sinne des Artikels. 48 der deutschen 
Reichsverfassung) sein solle. 

Dieselben Gedankengiinge bringt der nächst Hitler | 
zur Zeit wohl maßgeblichste Repräsentant der NSDAP, der 
jetzige thüringische Jnnenminister Dr.Frick, in dem Auf- 
satz „Die Nationalsozialisten im Reichstag 1925/26" 

im Nationalsozialistischen Jahrbuch 1927 S.123/24 mit 
folgenden Worten zum Ausdruck: 


Es gibt keinen Nationalsozialisten und keinen 
völkisch Gesinnten, der von der Schwatzbude am 
Königsplatz irgendeine mannhafte, deutsche Tat 


erwartete, und der nicht von der Notwendigkeit 
einer direkten Aktion aus der ungebrochenen Kraft 
es deutschen Volkes heraus zu seiner inneren 

und äußeren Befreiung überzeugt wäre. Aber es 

ist ein langer Weg dahin! Nach dem Fehlschla 

vom November m: bleb garnichts anderes Ubri, 

815 von vorm zu beginnen und an der geistigen und 


Wiliensmissigen Umstellung der wertvollsten unse- 
rer Volksgenossen zu arbeiten als der unerlässli- 


chen Voraussetzung für den tele des kommenden 
eiheitskampfes. Nur als Te eser Werbearbeit 
ist auch unsere parlamentarische Tutigkeit zu wer- 
ten 
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Unsere Bete 11 igung am Parlament —— nicht 
schen Sr: sondern Unterhöhlung de arlamentar i- 
schen Systems, n SF. 


ten. 


= z “ ung aes 
jegnere mit Pr} inen e genen Waffen und Kampf ir 
unsere nationalsozialistischen Ziele auch von der 


rlamentstribüne aus. Unser nächstes Ziel bie ibt 
r die Ero 7 ALISS UG t SO NOL cht .§ 
: i - z LABSC bale 2 


View Bina’: ichung m 
smus des moderner 
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Auf dem — — der NSDAP. in Nürnberg im 
August 1927 erklärte Frick: 


„Die Nationalsozialisten sehnten den Tag her- 
bei, an dem der bekannte Leutnant mit zehn Mann 
diesem Teufelsspuk (dem Parlament) das verdiente 
unrühmliche Ende bereite und die Bahn ea 
für eine völkische Diktatur." 


und am 18.Oktober 1929 in einer nat iois lies tte ean 
Versammlung in Pyritz: 


„Dieser Schicksalskampf wird zunächst mit dem 
Stimmzettel geführt, er kann aber nicht von Dauer 
sein; denn die Geschichte hat es uns gelehrt, daß 

Blut und Eisen gebrochen wird. Der 
timmzettel ist der Anf su diesem Schicksals- 
kampf Genau so wie Mussolini in Jtalien die 
Marxisten ausgerottet hat, so m8 es auch bei uns 

durch Diktatur und Terror erreicht werden." 


Obwohl die NSDAP. in der zweiten Hälfte des Jahres 
1929 ständig mit einer Auflösung der Partei oder einsel- 
ner Nebenorganisationen rechnete, schreibt Dr .Frick 
trotzdem - wenn auch in sehr vorsichtiger Form - in 
einem Artikel „Die Nationalsogialisten im Reichstag 
1928/1929" im Nationalsogialistischen en 1930- 
8. 178: 

„Kein Wunder, wenn die Erkenntnis von der Unfähig- 
ke it des parlamentar ischen Systems bei der rapiden 
Verschlinmerung der Lage des deutschen Volks im 
ganzen wie der einzelnen Vol kegenceses in immer 
weitere Kreise dringt und der 

D sogar von den für 


as 
ystem Verantwortlichen lanut wird. Sie wer den da- 
ihrem er feutsi Staate 

a te > 
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Die Drohung mit einem „Staatsgerichtshof” nach na- 
tionalsozialistischem Muster im Falle der Errichtung des 
„Dritten Reiches" gegen die Repräsentanten der Bepublik 
spielt übrigens inden Gedankengängen und Verlautbarungen 
nationalsosialistischer Mührer seit einiger Zeit eine be- 
sondere Rolle, Da die Verfassung des Reiches und der Län- 
der (vergl.Artikel 59 RVerf.) schon jetzt eine Minister- 
anklage vor einem verfassungemäßigen Staatsgerichtehof — 
vorsehen, bei den nationalsogialistischen Drohungen an 
dieses verfassungsmäßige Verfahren aber nicht gedacht 
ist, ein anderes Verfahren aber nach Lage der Dinge nur 
im Falle eines gewaltsamen Umsturzes in Betracht käme 
- typische Erscheinung bei gelungenen Revolutionen ~, 
so kommt auch diesen nationalsogialistischen Anklindi- 
gungen tiber die Einsetzung eines ,Staatsgerichtshofs" 
die klare und eindeutige Bedeutung eines Bekenntnisses 
zum gewaltsamen Umsturz zu, auf die die NSDAP. hinar- 
beitet. 

Bei allem Optimismus können die Nationalsozialisten 
nicht darauf rechnen, in absehbarer Zeit die Mehrheit 
des Volkes für sieh zu gewinnen und auf diese Weise 
ihren Gedankengängen legal Geltung zu verschaffen. Jhr 
Ruf nach der Diktatur zeigt am besten, daß sie dies 
selbst nicht erwarten. Es wird von ihnen aber auch ganz r 
offen ausgesprochen, daß sie auch als Minderheit und 
mit Gewalt ihre Ziele durchsetzen wollen. Das schließt 
aber die Legelitat ihres Handelns von vornherein aus. 

So erklärt der Herausgeber des „Völkischen Beodachtere", 
Alfred Rosenberg, in seiner Broschüre „Wesen. Grundsätze 
- und Ziele der NSDAP." (8.10), daß die Partei weder er- 
warte noch wünsche, je die Mehrheit —— auszuma- 
chen: 


„Der Nationalsozialismus bekenne sich offen als 


zahlenmäßig nie eine Mehrheit bildende Kampf- 
partei" 


Die gewaltsame Errichtung der Diktatur wird von 
dem Reichspropagandaleiter der NSDAP., dem Re ichstags- 
abgeordneteh Dr Goebbels offen und unverbltimt vertre- 


ten, Am 20.Juni 1927 auf sinem Sprechabend der Partei 
in München gelegentlich kritischer Ausführungen über 


den 


A u 








Im 


den Berliner Stahlhelmtag 1927 BoBerte Goebbels, wenn 
er mit 120 000 Mann in Berlin aufmarschieren könnte, 
wie der Stahlhelm, würde er nicht, wie dessen Leitung, 
die Versicherung eines friedlichen Abmarsches geben. 
Es sei sicher, daß 120 000 Nationalsogialisten Berlin 
nicht so verlassen hätten, wie sie angekommen seien. 

Am 10.Juali 1927 erklärte er als Gauleiter auf dem 
Brandenburger Gautag in Potsdam nach einem Bericht des 
„Völkischen Beobachters" vom 14.Juli 1927: 


„Be ist eben etwas anderes, ob man ein Waschmittel 
propagiert oder für Freiheit und Blut ringt. Man 
kann sagen, vorläufig baben die vorsichtigen, nüch- 
ternen Zahlenmenschen recht gehabt mit ihrer Metho- 
de, weil die andere Methode das Verbot einbrachte. 
Eins aber haben sie schon jetzt doch erreicht, daß 
/ jeder Junge in Berlin die NSDAP. kennt. Ob das bei 
sachlicher, nüchterner Reklame erreicht worden 
. wäre, ist zu bezweifeln, noch mehr aber, daß durch 
diese Propaganda auch nur ein kleiner 8.A.-Mann 
dazu gebracht worden wäre, sich für die Jdee so 
begeistern zu lassen, um auch den sog ine? ase 
Bichi zu scheuen. Eine Beweg d pi te 
£ artri : 
O fein gehen. 
=». Konnten wir der 4 Millionen-Stadt nicht die 
Liebe eintreiben, so doch den Haß, und Haß kann 
sich in Liebe wandeln. Die moralische Berechtigung 
‚aber zum Einsatz großer Opfer hat der, der sein 
Laben selbst mit einsetzt," 


Am 14.September 1927 äußerte er in Dusseldorf: 


„Es müsse mit aller Macht herangegangen werden, 
um er Zukunftsstaat zu gestalten. Ohne Waffen 
sei nichts zu erreichen.” 


Jn ausführlicherer Form hat Dr.Goebbels in der im Ver- 
lage der Nationalsozialistischen Briefe herausgegebenen, 
von ihm verfaßten Propagandaschrift „Der Bazi-3ozi" 
(1.Auflage) seine Ansichten über Weg und Ziel des Na- 
tionalsozialismms niedergelegt. Er schreibt dort im 
Abschritt über „Parlament und Parteien" (8.15) die fol- 
genden Sätze: 


„Die anderen treten ein, reden, debattieren, stim- 
men ab, lassen sich Diäten auszahlen. Wir aber han- 
deln. Wir aber schaffen uns die Machtgruppe, mit 
der wir einmal diesen Staat erobern können, und 
werden dann rücksichtslos und brutal mit dem Macht- 
willen des Staates „unseren Willen und unser Pro- 
gramm durchsetzen." e * 
Ju 


bom 
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Jm nächsten Abschnitt untér der Veberschrift „Dik- 
tatur und Sténdestaat” (8.16) nimmt er offen für die Na- 
tionalsozialisten als Minderheit das Recht in Anspruch, 


durch eine Diktatur der Gewalt den Staat zu erobern und 
ihre Jdeen durchzusetzen. 


Es heißt dort: 


„Es ist eine alte Erfahrung der Geschichte, daß im- 
mer noch eine junge, zielbemußte Minderheit, die 
äie Herrschaft einer korrupten, innerlich morsch 
und faul gewordenen Mehrheit stürzte, eine Zeitlang 
den Staat und seine Machtmittel für sich in An- | 
spruch nahm, um durch eine von einer selbstbewußten 
Verantwortlichke it getragene Diktatur mit Gewalt 
die Bedingungen im Staate durchzusetzen, die zur 
restlosen ee und Durchsetzung mit den neuen 
Jäsen der Minderheit notwendig waren. So wird das 
Gach bei uns sein. Haben wir einmal den Staat er- 
obert, dann ist dieser Staat unser Staat. Dann wer- 
den wir, und wir alleine, die verantwortlichen Trä- 
ger dieses Staates sein. Wenn wir heute im Kampfe 
gegen ein verderbtes System Partei sind und Partei 
sein müssen - natürlich nicht im Sinne einer parla= 
mentarischen Partei -, in dem Augenblick, wo wir 
dieses System stürzen, werden wir selbst Staat 
sein; Dann gestalten wir den Staat auf dem Wege der 
diktatorischen Gewalt nach unseren Grundsätzen um. 
dann wird die verantwortliche Minderbeit einer 
schlappen, faulen, handlungsunfähigen und dummen 
Mehrheit, hinter der verborgen doch nur der Jude 
seine schwarzen Pläne verfolgt, ihren Willen auf- 
zwingen und die Nötwendigkeiten durchzusetzen wis- 
een, die zur Errettung des Volkes erforderlich 
Bind. 

Wir wollen Deutschland frei machen, weiter 
nichts. Jst das deutsche Volk nicht damit einver- 


standen, > es freigemscht wird, dann pfeifen wir 
f diese inverständnis." ......... 
„Bin grofer Teil des deutschen Volkes ist ja 


heute schon so materialistisch und so feige gewor- 


den, daß er nur gegen seinen Willen und mit Gewalt 
glücklich zu machen ist." ' Bew 


Die Frage, wie der Staat erobert werden solle, da 
doch auf die Gewinnung der Mehrheit før die nationalso- 
gialistische Jdee nicht zu rechnen sei und der Staat 


mit allen seinen Machtmitteln gegen die Bewegung stehe, 
wird in dem Abschnitt „Der Wille zur Macht" (8718) wie 
folgt beantwortet: 


„Ja, was dann? Dieses „Was dann?" kann eirentlich 
nur der verstehen, der in seinem Herzen und jin 
seiner Faust einer von jenen Kämpfern, von jé@hen 
Eroberern iet. Die anderen werden immer ratlos vor 
Aieser Antwort stehen _ 
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Was dann?! Dann beißen wir die Zähne — — 
der und machen uns bereit. Dann marschieren 
ken diesen Staat, dann wagen wir den letzten großer 
treich um Deutschland, aus Revolutionären des Wor- 
es werden dann ists bare der Tat. 
ann machen wir Revolution 
ann en wir d ent zum Teufel und begrün- 
den den Staat auf die Kraft deutscher uste und 
deutscher Stirnen... 
Der Wille zur Macht schafft sich schon die 
Mittel zur Macht. Wenn der andere die Waffen hat, 
wir haben dagegen das, was er nicht hat: den Willen 


zur Gewalt. Dieser Wille schafft sich Waffen, wo er 
sie braucht." 


Der staatsfeindliche ,hochverräterische Charakter 
der erörterten Auslassungen ‚wurde dadurch anerkannt, daß 
der „Bazi-Sozi" am 30.Januar 1928 durch Verfügung des 
Amtsgerichts Elberfeld auf Grund des $ 86 StGB. beschlag- 
nabmt worden ist. Das gegen Dr.Goebbels als Verfasser der 
Schrift eingeleitete Verfahren des Oberreichsanwalts 
mußte am 31.August 1928 auf Grund des Reichsamnestie— 
gesetzes vom 14.Juli 1928 eingestellt werden. Jn einer 
späteren 2.Auflage der Broschüre sind zwar die bedenk- 
lichsten Stellen fortgelassen oder abgeschwächt worden. 
Daraus darf aber keinesfalls geschlossen werden, daß die 
staatsfeindlichen Pläne etwa aufgegeben seien. Es han- 
delt sich vielmehr unter Berücksichtigung der gesamten 
Haltung der Partei offensichtlich nur um eine von takti- 
schen Erwägungen diktierte vorübergehende Zurückhaltung, 
um nicht durch ein behtrdliches Einschreiten den weiteren 
Ausbau der Bewegung, die ihre Stunde noch nicht für ge- 
kommen erachtet, vorzeitig zu stören. 

Das geht auch zweifellos aus der weiteren Tätigke it 
des Dr.Goebbele hervor. So äußerte er nach der Deutschen 
Zeitung vom 12.März 1928 auf einer Kundgebung in Bernau 
im März 1928 - also während das Hochverratsverfahren 
noch gegen ihn schwebte = | 

„Das Schicksal hat uns dazu bestimmt, den Block zu 
bilden, der die Sklavenketten zerepre t und, wenn 
es sein muß, durch eine nationaleozislistische Re- 
yolution", 

und in Nr.32 der nationalsogialistischen Wochenschrift 


„Der Angriff" vom 6.August 1928 unter der Ueberschrift 
Revolutionäre” "Forderungen": 
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„Was wir fordern, ist neu, einschneidend und radi- 
kal, darum im tiefsten Sinne revolutionär, a hat 
in seinem Wesen nichts mit day und rrika 

tun. Mag Sean, daß das einmal dazu kommt on. 


„Vie Revolution ist auf dem Marsch. Wir for- 
dern"... 


Dr.Goebbels hat diese auf gewaltsamen Umeturz gerichte- 
te Tätigkeit seitdem ständig fortgesetzt. So schreibt er 
in seiner Wochenschrift „Der Angriff" in Nr.35 vom ` 
2 September 1929: i 


„Das Volksbegehren gegen Young erhält nun erhöhte 
politische Bedeutung, und es ist jetzt vornehmlich 
die Aufgabe unserer Bewegung, ihm tiber den rein 
taktischen Zweck hinaus, den wir bei einigen ihm 
angeschlossenen Gruppen vermuten zu dürfen glau- 
ben, einen ausgeprägt revolutionsren Charakter zu 
geben ... Jst es da ein der, daß wir gegen die- 
sen Jrrsinn zu Felde ziehen, den aktiven Aufstand 
gegen dieses verbrecherische System mit allen Mit- 
teln OO NEE und dem Aufschrei eines gepei- 
nigten Volkes zum Durchbruch verhelfen! Weg mit 
diesem Verrat an der deutschem Freiheit! Pflanzt 


die Fahnen des Widerstandes und des Aufruhre auf! 
Die Straße frei! .. 


Am 27.September 1929 erklärte er im Berliner Sport- 


palast: 


"Das Volksbegehren ist nur der Anfang. Heute noch 
sin Begehren, morgen ein Volksprotest, tibermor 


ine Volksrevolution. Die jüdische Journaille möge - 
sich ruhig hinter Hindenburg verstecken. Sie wir 
herausgeholt werden. Die Revolution von 1918 war 
eine jüdische Revolution. Jetzt heißt es: Von der 


Revolte zur Revolution, von der Entwaffnunp zur Be- 
waffnung, von der Entmännlichung zur neuen Wänn- 
lichkeit, von der Zertrünmerung zur Wiedereroberung 


unseres deutschen Nationalismus." 

Jnfolgedessen ist gegen ihn auf Antrag des Ober- 
reichsanwalts vom 10.April 1930 die Voruntersuchung 
unter der Beschuldigung eröffnet worden, seit 1928 im 
Jnlande durch ein und dieselbe fortgesdtzte Bandlung 
das hochverräterische Unternehmen, die Verfassung des 


Deutschen Reichs und der Länder gewaltsam zu ändern, 


vorbereitet zu haben. Die Voruntersuchung schwebt noch. 
Diese Außerungen der maßgeblichsten Führer der 

NSDAP. werden durch unzählige Verlautbarungen ihrer Un- 

terführer und Referenten in der Presse 


i und in Versam- 
lungen ergtinzt 


die gleichfalls ganz offen den gewalt- 


samen 


hy 
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samen Umsturz, die Errichtung der Diktatur, die deutsche 
Revolution propagieren. So vertritt der schlesische Gau- 
leiter Hellmuth Brückner in dem Aufsatz „Reform oder Re- 
volution?" im 33. der Nationalsozialistischen Briefe vom 
1.Februar 1927 folgende Auffassung: 


„Die Parole von 1924 behält ihre Geltung. Je- 
doch gesprengt ist der Aufmarsch der völkischen Kräf- 
te von damals und das von Rechts wegen nach ehernem 
Gesetz. Das dritte Reich, wie die beliebte Form 
des Schlachtrufes heisst, wird nicht einer Reform 
entspringen, sondern in revolutionärer Tat erkunpft 
und erstritten werden, Der er is er 
niemand anders. tsprechend gliederte sich und 
muß sich gliedern der großdeutsche Aufmarsch, zu- 
nächst dort, wo unser Volk formal noch Staatsvolk 
ist, in Österreich und im „Reiche", Die Sendung 
Hitlers war den Sehenden Klarer, ebenso die Unbe- 
rufenheit der völkschen Führer, die den Schritt 
von der Reform zur Revolution aus innerer Ohnmacht 
nicht mitzumachen wagen. Die Freiheit und das 
Himmelreich erringen keine Halben. Reform ist 
Halbheit, Revolution ist Alles ... 

Darum, nicht jeder Revolutionär von heute 
ist schon gerüstet und reif, bei uns in Reih und 
Glied zu marschieren. Doppelt müssen die }rediger 
des nationalen Sozialismus vor die Front, um die 
klare Linie und das Ziel der einzigen Befreiung 
zu künden, um den Abmarsch ins falsche Lager bei 
denen zu verhüten, die zwischen 20 und 30 stehen, 

Bine zuchtvolle Organisation, ohne die e 
keine Schlagkraft gibt, und eine gesteigerte Pro- 
paganda haben im Jahre 1927 im lebensnotwendigen 
Zusammenwirken das Feld zu bearbeiten, Pflugschar 
und Samenkorn zu sein. Mag der Sturm auch heulen. 
Der deutsche Frühling naht um so früher, je mehr 
die Starre in unserer Politik im Jnnern gebrochen 
wird. Unsere revolutionäre Bewegung wird erst 
dann bodenstindig werden, wenn unser Volk in Bewe- 
gung gerät! Darum nicht „Hinein in den Staat!" ist 
die Parole, um Reformen zu erschleichen. Volks- 
recht steht wider Staatsrecht. Hass gegen das Be-- 
stehende is e Losung. Ruft die Bidgenossen zum 
großdeutschen Rütlischwur. Ermannt die Ausgebeute- 
ten zum Tyrannensturz, einig e Kampigenossen | 
m Bekenntnis zum Vaterlande. Dann werden Sozia- 
lismus und Nationalismus vermählt sein, wie es 
Adolf Hitler sich zum Ziele gesetzt hat. Nicht 
Reform lässt das neue Haus erstehen,das sie ge- 
eint zum Lebensbund betreten wollen. Die deutsche 
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Revolution allein, die das Schicksal fordert, ward 
die Erfüllung bringen zum dritten Reich. Heil 
tler 
Jn Nr. 238 des, Völkischen Beobauchters" vom 15.0k- 
tober 1927 schreibt. Wilhelm Weiss in einer Betrachtung 
über den Weg der deutschen Freiheitsbewegung nach ab- 
lehnender Kritik an der Haltung des Stahlhelm: 


„Bin Staat wird nicht erobert, indem man sich 
krampfhaft an ihn klammert und sich um die Reno- ` 
vierung seiner Fassade bemüht, sondern dadurch 
dass man ihm Kampf ansagt und im offenen 
oder durch planméssigen po schen Stellungs- 


krieg seine Truppen unschädlich macht. Nicht 

Renovierung der Palais sondern Erneuerung der 

Grundlagen ist die Aufgabe." 

Bei einer Versammlung der Ortsgruppe Stuttgart 
der NSDAP. am 1.Mai 1928 führte der Referent Dr.Ley 
Mitglied des Preußischen Landtags, aus: | 


„Wenn Sie die Unwahrheit und die Unehre in 
diesem Staat beseitigen wollen, dann ziehen Sie 
das braune Hemd an, wie es unsere Jugend tut und 


ich es getan habe. Kämpfen Sie teeiich und, wenn 

es sein muß, bis zur Barrikade. eser Ka wird 

mit Maschinengewehren; Minen und Granaten ausge- 
fochten werden. 

Jn dem von der NSDAP, -Gau Rheinland- herausgegebe- 
nen Lehrbrief für Führer, Lehrgang II Nr.V, d.d. Köln, 
dem 9.Juli 1928, heißt es über die Verwirklichung der 
programmatischen Ziele der Partei: 

„Zu diesem Ziele ist uns jedes Mitglied recht. 

Wir scheuen vor keiner sozialen Revolution zurück, 

wenn es die Freiheit der Nation * Sinne der na- 

tionalsozialistischen Auffassung) erfordert. Wir 
fürchten nicht die Zerbrechung der Ketten, die 

man der Nation auferlegt, wenn das zur Sicherung 


der Lebensnotwendigkeiten der deutschen Arbeiter- 
schaft notwendig ist," 


Jn demselben Lehrbrief wird ausdrücklich Propa- 
ganda für die nationalsogialistische Diktatur zur Be- 
seitigung der parlamentarisch-demokratischen Staate- 

form getrieben 


Jn dem nächsten Lehrbrief Nr.VI vom 14.Juli 1928 


wird 
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wird als Mittel zum Umsturz dés bestehenden Staates ge- 
predigt: ` 
„Das sing Merksteine der n ia atderatte aay Faust | 
und der Stirn. | 
Heute sind wir noch wenige, heute herrscht über uns 
der Geist, den wir hassen und verneinen. Heute trium- 
phiert der Adel des Geldes über den aufbrechenden Adel 
der deutschen Arbeit. Darum trifft uns der Gummiknüp- 
l einer wildgewordenen Soldateska, und wir haben lei- 
er vor der Hand keine Möglichkeit, zu unserem Recht 
zu kommen, als den Appell an die eigene Leidenschaft, 
die einmal die neue Zukunft erkämpfen wird. Im Opfer 
und im Haß bildet sich der neue Aristokrat. Haltet 
Disziplin!Sie macht aus wenigen ein Bataillon! Seid 
Fanatiker! Wenn wir Recht men - und das glauben wir 
mit der Unverbrüchlichkeit des Blutes -, dann haben 
alle anderen Unrecht." 
Auf dem Uckermärker 8.A.-Tag am 14. und 15.Juli 1928 


in Prenzlau erhielt das Schlußwort der Führer, das in die 
Form eines Schwures gekleidet war, etwa folgende drohende 


Fassung: 


„Wir wissen, daß eine nochmalige Wahl überhaupt nicht 
mehr stattfinden wird, sondern daß wir zur gegebenen 
Zeit unserm Deutschland die wahre nationale Freiheit 


im Burn! auf den Barrikaden erringen werden, denn an- 

ers sie nicht errungen werden ... Unter unserm a 
verehrten Führer und Fronthelden und dem zur Fahne ab- Ä 
gelegten Treueid werden wir, wenn er uns ruft, die 
Barrikaden besteigen und werden für und mit ihm zu sie- 
gen und zu’sterben wissen ...". oN 


Bezeichnend ist auch die Äußerung des westfälischen 
Gauleiters Josef Wagner auf einer Propagandaveranstaltung 
der Partei am 29.Juli 1928 in Hamborn, wonach die National- 
sozialisten dieselben Kampfmittel für sich in Anspruch 
nähmen, die die kommunistische Umsturzpartei armwende. 

Am 16.Februar 1929 erklärt der Bezirksleiter Terbo- 
ven aus Essen in einer nationalsozialistischen Versammlung 
in Kettwig: _ nui | | 


„Wir jungen Nationalsozialisten haben ein verlodder- 
tes und verkommenes Reich überliefert erhalten und 
wollen den Saustall wieder reinigen. Hierzu erbitten 
wir die Unterstützung der Bürger. Freiwillig werden 
die jetzigen Herren ihre Plätze nicht verlassen. 

Es ist hierzu aber erforderlich der absolute Wille 
zur Gewalt". 


u 
nn 


Der 








| 
| À 
| 
1 
I 
F 
4 


NN 


Der bayerische Landtagsabgeordnete und Leiter 
des Untergaues Oberfranken, Schemm, Vorsitzender des 
nationalsozialistischen Lehrerbundes, sagte am 
1.Mai 1929 in einer Versammlung in Plauen: 


„daß die NSDAP, auf die Straße gehe, weil das al 
te Deutsche Reich auch durch die Straße zertrün- 
mert worden sei und demzufolge auch das neue 
Deutsche Reich auf der Straße errichtet werden 
müsse ." | 
Im 22.Heft‘der Nationalsozialistischen Briefe 
(4.Jahrgang) vom 15.Mai 1929 schreibt der Leiter der 
Berliner Organisationsabteilung, Reinhold Muchow, tiber 


die Holle der Partei im politischen Machtkampf (5.368): 


„Die kommende Revolution kann und wird nichts an- 
deres als eine nationalsozialistische sein ... 


Über die Schwere des Kampfes läßt uns Adolf Hit- 
ler nicht im geringsten im Unklaren, wenn er 
sagt: „Köpfe werden in diesem Kam? in den Sand 
en entweder die unseren oder die anderen. 
so sorgen wir dafür, daß die anderen rollen .. 


In einem Aufsatz „Radikale Bauernbewegung" von 
Bodo Uhse im Juniheft 1929 der „Nationalsozialistischen 
Briefe" wird die gewissefhafte Vorbereitung der Re - 
volution mit folgenden Worten betont: 


Es ist in der gegemwärtigen Stunde die Aufgabe 
des Nationalsozialismus, dem Bauerntum in seiner 
Verzweiflung klarzumachen, daß es weit weniger 
radikal ist, eine Dynamitpatrone zur Entzündung 
zu bringen, als dem System die Wurzeln abzuschla- 
gen, indem man durch nüchterne Arbeit die Vernich- 
tung der gegenwärtigen Herrschaft vorbereitet. 
Wir wollen keine Bauernrevolte, die von den Ma- 

chi ehren Severings ausei ergeiegt wird, 

a r wollen, ist die Bauernrevolution, nicht 
um des Bauern, sondern um des Volkes willen, des- 
sen erster Pionier der Bauer neben dem Arbeiter 
ist. In der gegenwärtigen Phase der nationalrevo- 

utionären Entwicklung in Deutschland gilt es, 
aus den Fehlern zu lernen, dis die anderen gemacht 
haben, und bei der Vorbereit der Teen | 
dafür zu sorgen, daß der gemeinsame Marsch des 
Bauern- und Arbeitertums schon heute beginnt." 


In 








mm 


496 - 0053 


Jn der von der Gauleitung Gross-Berlin im Okto- 
ber 1929 unter dem Titel "Organisationssystem des 
Gaues Gross-Berlin"* herausgegebenen Sammlung von 
Organisationsrundschreiben heisst es auf 8. ll: 


"Die Partei, d.h, seine Sektion, muss die Schu- 
le sein, die er (der Nationalsozialist) durch- 
laufen muss, um sich hier praktisch am Wesen der 


Diktaturfrage auszubilden t er am e der 

Wachteroberung erst mit seiner eigentlichen Ar- 

beit beginnen kann." * 

Am 1. Oktober 1929 schreibt der Reiohsorgani- 
sationsleiter, Reichstagsabgeordneter Gregor 


Strasser, im 7. Heft des 5, Jahrgangs 8. 106 der 
“Nationalsozialistischen Briefe": 


"Wenn jetzt von einer nahe bevorstehenden 
Reichstagsauflösung die Rede ist, dann ist dies 
nur ebenfalls ein Symptom, und auch ein neuer 
Reichstag, eine neue Regierung wäre noch keine 


Lösung; die Lösung heisst: "Deutsche Revolution!" 


Am 7.Oktober 1929 verkündete der nationalsoziali- 
stische Bezirksleiter Terboven in Essen in einer Ver- 
sammlung ; 


"Diese Schwäche ist insbesondere von Severing, 
als dem Verkörperer der jetzigen Staatsgewalt, êr- 
kannt, und er beabsichtigt, dem in den letzten Zü- 
gen liegenden Staat einen Dienst zu erweisen; 
auch dadurch aber wird das Er zeuhst tige korrupte 
geriamentarische ER nicht mehr gerettet wer- 

Ən .„.. JON gebe einer solchen Diktatur aber nur 
eine Frist von 4 Wochen, dann wird das Volk erwa- 


chen, dann kommen die Nationalsozialisten an die 
Macht und dann wird es eutschiand nic genu- 
en ernen 8 en see 


6 bolschewistische Regierung sitzt auf einem 
Vulkan, auch die deutsche Regierung ist in der 
gleiohen Lage, Die Nationalsozialisten werden al- 
les tun, um diese explosive Entwicklung zu för- 
dern ... Die heutigen Regierungsvertreter werden 
ihre Handlungen, wenn wir sie Später zur Rechen- 
schaft ziehen, nicht damit entschuldigen können, 
dass sie die Vertreter eines parlamentarischen 
Systems waren. Sie haben auch für ihre Handlungen 
in der Ver enheit dem deutschen Volke 
insbesondere ten Rationalsozialisten gegenüber 
mit ihrem Kopfe zu haften cece 
Bei gesteigerter Fortruhrung des Kampfes aber 


werden 
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werden die Bonzen der marxistischen Bewegung bis 
an die Decke hupfen und die Nationalsozialisten 
werden denn dafür sorgen, dass sie nicht wieder 
mit ihren Füssen auf den Boden kommen ... 

Die Nationalsozialisten werden mit 50 Mandaten iu 


den neuen Reichstag einziehen; dann gibt es in die- 
sem Reichstage täglich blaue ne — wird 
eses korrupte parlumentarische System welter 
diskreditiert, eine Unordnung und Haltlosigkeit 
setzt ein und die Nationalsozialisten — | 
dann den Augenblick fur gekommen, in Deutschland 
die politische Wacht zu ergreifen ..." 
Am 15. Oktober 1929 erklärte der häufig als nefe- 


rent auftretende Student Studentkowsky in einer natio- 
nalsozialistischen Versammlung in Essen: 


“1918 hat das Deutsche Volk eine Revolution er- 
lebt, die aber keine Erleichterung für den arbei- 
tenden Menschen gebracht hat. Demnächst kommt aber 
eine neue Revolution!" 


Am 18.0ktober 1929 führte der Reichs tagsabgeord- 
nete und jetzige thüringische Jnnenminister Dr.Frick 
in einer Versammlung in Pyritz über den Kampf gegen 
den Youngplan aus, 


"Dieser Schicksalskampf wird zumichst mit dem” 

| Stimmzettel geführt, er kann aber nicht von Dau- 
er sein, denn die Geschichte kat es uns gelehrt, 
dass im Kampfe Blut fliesst und Eisen gebrochen 


"wir sind entschlossen, mit der Faust zu ver- 

teidigen, was wir predigen., Cenau so wie Wussoli- 

ni in Jtalien aie TISEI susgerottet hat, so 

muss es auch bei uns durch Diktatur und Terror 

erreicht werden. N | 

Am 21.Oktober 1929 verkündete nach einer Meldung 
der Reichsbamnerzeitung (Nr. 45 vom 9.November 1929) 
der scnlesische Gauleiter Brückner in einer national- 
sozialistischen Versammlung im Schiesswerdersaal in 
Breslau: | | 


"Es wird der Tag kommen, wo die nutionslsoziali- 
stiscnen Führer Mühe haben werden, ihre Massen 
zurückzuhalten, das nicht zu tun, was das Volk 
gern tun möchte, Man weiss ja nicht, wie das 
önde von Bürgermeister Mache sein wird, Die He- 
volutjon wird noch nicht in diesen Winter kom- 
men, wohl aber in ein paar Jahren ... Geht es 
nicht mehr mit dem Stimmzette], dann geht os 

mi er aust", “7 
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Am ec. Oktober 1929 erklärte der Gauleiter 
Telschow in einer Versammlung in Neuhaus/Elbe in 


Bezug uuf die S.A.: 


"Der jetzige Staat ist kein Stuat. Die 
NSDAP, nimmt dex Kampf gegen das jetzige Sy- 
Stem auf und gegen die "Dreihundert® des Welt- 
kapitals, die die Welt regieren .... 

wir kämpfen für euch, Unsere braunen J 


, dass man- 


Am 10.November 1929 erklärt der nationalsozi- 
alistische Abgeordnete Manfred von Killinger im Säch- 
sischen Landtag: 

"So, meine Herren, Sie wollen uns Nationalsozi- 

alisten den Fehdehandschuh hinwerfen. Tun Sie 

es ruhig, wir heben inn lachend auf, Aber hüten 

Sie sich davor, dass wir nicht Jhnen den Fehde- 

handschuh eires Tages hinwerfen, und zwar, um 

mit Danton zu reden, nicht in Form eines ab 
schlagenen Hauptes eines Königs, sondern wir 

werden Jhnen den Fehdehandschuh hinwerfen i 


Form von abgeschlagenen Köpfen Eurer Ober 
zen", 


Noch schärfer drückt sich ein im Januar 1930 


vom Bezirk Sorau N/L. der NSDAP. verbreitetes Flug- 
blatt aus, wo es heisst: 


"Gegen demokratisch-parlamentarische Volksver- 

führerei rufen wir alle schaffenden Deutschen 

auf;"Erricatet die Deutsche Diktatur!" 
SB SONS Diktatur? 


Rolf Becker von dem der NSDAP, nahestehenden 
Jugendbunde "Adler und Falken" sagt in der bündi- 
schen Zeitschrift "Die Kommenden" Nr.2 vom 10, Janu- 
ar 1950: 


"Wir verzichten gern uuf die Volksgemeinschart 


mit der nationalen Reaktion und der Bourgeoisie. — 


Wir sind uns bewuust, das: hier eine Ausein- 
F 
as internatlon&i vebun Silzbargertum 
wird nicht freiwillig zugunsten der Nation zu- 
rücktreten, es wird nicht sampfies eirmilligen 
in die s001ale Umwilzung, ale zur Gesundung 
der Völker notwend?,, 1st." , 
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Der General Litzmann äussert sich in einer Rede 
im Sportpalast in Berlin am 7. Februar 1930: 


"dass die deutsche Jugend sich an den Braunhemden 
begeistern müsse, die Tag und Nachtjbereit seien, 
sich zu opfern für ihre Jdee," 

"„....Erfüllt Euch mit diesem Geiste und dann 

auf in die neue siegreiche Durchbruchsschlacht." 


Der badische Landtagsabgeordnete Koehler erklär- 


te nach amtlicher Mitteilung des Hessischen Lan- 
despolizeiamts bei einer nationalsozialistischen 


Versammlung in Fränkisch-Grumbach am 2, März 1930: 


"Eine Aender sei nur möglich durch einen 
TCE. Uns tare und die Parerstebene eines 
Biktators der das Volk rette, ehe es zu spät 
sei. Die Nationalsozialisten würden versuchen, 
diesen Umsturz senne erbeizuführen, 

Jn der Beilage zu den im Strasser'schen Kampf- 
verlag erscheinenden Zeitungen vom 27.April 1930 
"im Braunhemd für S.A. und Hitlerjugend® (vgl.z.B. 
Märkischer Beobachter Nr. 55 vom 27. 4.1930) befin- 


det sich ein Gedioht "Aufstand", das folgenden Wort- 


laut hat: — 
a. "Ein einziger Benrei; 
Wir sind versklavt! 
Die, die. uns Freiheit versprochen, 
sie haben ihr Wort heut' gebrööhen! 
Wir sind versklavt! 


Wir machen uns frei! 

Wir greifen an! 

Als ihr euch zum "Ja" vermessen, 
da habt ihr das Volk vergessen! 
Wir greifen an! 


Ein einziger Schrei: 
' Jetzt gilt nur Blut! 
Wir greifen an, wir sind nicht allein: 
Millionen dürsten, Rächer zu sein! 
Wir fordern euer Blut!" 


Die NSDAP, will danach den Umsturz der bestehenden 
Verhältnisse herbeiführen, Dabei wird immer wieder 
betont, dass dies nur durch"eine direkte Aktion aus 
der ungebrochenen Kraft des deutschen Volks" duron 


die"völki- 4 
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“v6lkische", "nationalsozialistische" oder "deut- 
sche Revolution" erfolgen könne, da die Partei 
“eine zahlenmässig eine Minderheit bildende Kampf- 
partei" sei. Als Ziel wird ständig die deutsche, 
die völkische oder nationalsozialistische "Diktatur" 
hingestellt. Dazu ist es notwendig, das Parlament, 
diesen"Teufelsspuk", zu beseitigen; der Kampf 
wird überhaupt mit allen Mitteln", "mit Gewalt", 
unter allen Umständen "auf den Barrikaden" ausge- 
fochten werden, da "ohne Waffen nichts zu errei- 
chen"ist, und dann werden die"Verantwortlichen 
vor einen deutschen Staatsgerichtshof zur Rechen- 
schaft gezogen werden", dann werden "Köpfe in den 
Sand rollen", und für die Rache der Nationalsozi- 


' alisten wird es"nicht genügend Laternenpfähle ge- 
ben," 


All das kanm- nur dahin verstanden werden, dass 
die NSDAP. den gewaltsamen Umsturz zum Programm 
erhebt, 


f 2. Vorbereitung des Die NSDAP, beschränkt sich indes nicht dar- 
gewa Sh - auf, das von ihr erstrebt® Ziel des gewaltsamen “™ 
sturzes durc un... 
ee Umsturzes — über Revolution und Diktatur zum na- 
Tater us tionalsozialistischen "Dritten Reich" - zu ver- 
Beunruhlgung 4SS 


~- kündən und dafür Propaganda zu machen, Sie trifft 


olitischen und auch aktive Vorbereitungen, um ihr Ziel in die 
wirtschaftlichen Tat umzusetzen. 


- = zones Um die Massen der Bevölkerung innerlich reif 
o Taga zu machen für den geplanten Umsturz, gilt əs dər 
& Partei, eine revolutionäre Massenbewegung zu ent- 
fachen, und das Volk durch entsprechende Propa- 
ganda aufzuwühlen, aufzuputschen und zu beunru- 
higen. Jn seinem Aufsatz "Jdee und Organisation" 
im “Nationalsozialistischen Jahrbuch für 1950" 
verkiindet Otto Bangert auf S. 159 ff." 


"So 
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»50 steht am Anfa der Mission des Nationalsor 
zialismūus die Kofwihlon der VolkSmassen durch 
die revolutionare Propaganda. Dieser hat im 
eschichtilicnen OTOI k die Eroberung der 


cht zu folgen, der sich alsdann der Aufbau 
des dritten Reichs anschliessen wird, Heute 
befindet sich der Nationalsozialismus noch 
gänzlich im ersten Stadium," 


Hellmuth Brückner prophezeit in einem Artikel ` 
“Reform oder Revolution" im Heft 33 der National-: 
sozialistischen Briefe vom 1.Februar 1927; 


“Darum, nicht jeder Revolutionär von heute ist 
schon gerüstet und reif, bei uns in Reih und 
Glied zu marschieren., Doppelt müssen die Pre- 
er des nationalen Sozlallsmus vor e Front, 
um die klare Linie und das Ziel der einzigen 
Befrei Zu kundigen, um den Abmarsch ins fal- 
scne er be enen zu verhüten le zwischen 
a le ko 
Eine zuchtvolle Or anisation, ohne die es 
keine Schlagkraft gibt. und eine esteigerte 
Propaganda haben im Jahre 1927 im lebensnot- 
wondigen Zusammenwirken das Feld zu bearbeiten, 
Pflugschar und Samenkorn zu sein. Mag der Sturm 


auch heulen, Der deutsche Frühling naht umso 
früher, je mehr die Starre in unserer Politik 


im Junern gebrochen wird, Unsere revolutionä- 
re Bewe wird erst dunn bodenständig werde 
wenn unser Volk — maia Darum nike 

nein in den Staa S e Parole, um Re- 
formen zu erschleichen. Volksrecht steht wider 


Staatsrecht, Hass gegen das Bestehende ist die 
Los >- Ruft die — zum grossdeutsonen 
schwur, Ermannt die Ausgebeuteten zum 
Tyrannensturz, einigt die Kampfgenossen im Be- 
kenntnis zum Vaterlande, dann werden Sozialis- 

mus und Nationalismus vermählt sein, wie es 
Adolf Hitler sich zum Ziele gesetzt hat. Nicht 
Reform lässt das neue Haus erstehen, das sie 


geeint zum Lebensbund betreten wollen. Die deut- 
sche Revolution allein, die das Schicksal fordert, 


wir e U ringen zum dritten Reich, 
Heil Hitler!" 


Die Absichten, die die Nationalsozialisten mit- 
dieser Agitation unter den Massen ve rfolgen, wer- 
den ganz offen ausgesprochen, 

Der sächsische Landtagsabgeordnete Student- 
kowski erste nach amtlicher Mitteilung des 


Hessischen 
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Hessischen Polizeiamts vom 20.September 1929 am 
9.September 1929 in Worms: 


"Rune und Ordnung, wie sie der Spiesser 
beanspruche, lehne die Partei entschie- 


den ab, da sie ihre poupteut gabe darin 

sehe, Unruhe in die Massen hine tra- 

gen ese aufzurütteln 

Der Reichstagsabgeorädnete Wagner sagte nach 
amtlicher Mitteilung des Polizeipräsidiums 
Braunschweig dort am 9.Juli 1930 bei einem Vor- 


trag über; "Befreiungs-Politik oder Geldsackpa- 
triotismus">: 


"Die NSDAP. würde das Volk nicht eher in 

Ruhe lassen, bis sie die Wacht in den Han- 

den hätte," | 

Dass die Beeinflussung der Massen ein not- 
wendiger Teil der Vorbereitung des Umsturzes sein 


soll, lassen die Worte des S,A,Führers von Pfeffer 
erkennen: 


"Alle deutschen Nationalsozialisten müssen 
ihren Kurs über alle Tageskämpfe hinweg auf 
das Ziel des Deutschen Reiches richten, Es 
soll schon heute ein "Staat im Unstaate" her- 
angebildet werden, damit bei Errichtung des 
nationalsozialistischen Grossdeutschland die 
innere Form unangreifbar und in jeder Bezie- 
hung fest und in sich stark dasteht.* 


Am deutlichsten und klarsten zeigt sich das 
Bestreben der NSDAP, das gesamte wirtschaftliche 
und politische Leben Deutschlands zu zersetzen und 


zu erschüttern und dadurch den Boden für einen ge- 
waltsamen Umsturz vorzubereiten, ån einem Aufsatz 


des Reichstagsabgeordneten und Reichsorganisations- 
leiters der Partei, Gregor Strasser, im 23. Heft 
der"Nationalsozialistischen Briefe" , vom Juni 


1929, betitelt "Katastrophenpolitik", wo es heisst: 


"Die Revolution also gegen das bestehende 
System Schlechthin! - Damit ist ein für alle 
Mal unsere politische Haltung, sowie Möglich- 
keit und Umfang unserer politischen Taktik be- 


stimmt: alles, was der bestéhenden Ordn 
der Dinge schidlich ist, findet unsere Ta 
terstützung; 
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terstützung; alles, was geeignet sein könn- 
te, diese gegenwärtige Ordnung der Dinge, die 
nach unserer Ansicht eben eine tödliche Unord- 
nung ist, zu verlängern, findet unsere Bekämp- 
fung. 

: Oder mit anderen Worten: Da wir die 

Katastrophe, der nach unserer Veberzeugung 
die liberalistische Formenwelt zusteuert, 
wollen, unterlassen wir jedes Eingreifen un- 
sererseits,ja sogar hindern wir nach Kräften 
jedes anderweitige Eingreifen, das den Bin- 
tritt dieser Katastrophe hinausschieben könn- ' 
te. Mit einem Wort; Wir treiben Katastrophen- 

olitik -— weil nur die Katastrophe, d.l, der 
— des liberalen Systems, die Bahn 
frei macht für jenen Neuaufbau, den wir Nati- 
onailsozialismus nennen, 

Dabei sei gleich richtiggestellt: Kata- 
strophenpolitik heisst nioht Putschpolitik! 
Denn wir wollen eine Revolution, keine Re- 
volte! Eine Revolution im Geistigen, im See- 
lischen, im Wirtschaftlichen — nicht eine Re- 
volte terroristischer Jndividualisten oder 
planloser Unzufriedener,treiben 

Katastrophenpolitik/heisst also nicht, 
irgendwelche aktive oder passive Auflehn 
gegen Staatsorgane predigen oder Üben - Ka- 
tastrophenpolitik treiben heisst vielmehr die 
zwangsläufige Selbstzerstörung des Liberalis- 
mus unterstützen und beschleunigen! Wenn wir 
durch Weitertreibung der Demagogie des demo- 
kratischen Systems Z.B., die Balancierung des 
Staatshaushalts unmöglich machen, dann ist 
dies Katugtrophenpolitikt - Wenn wir dié Ver- 
antwortungslosigkeit des Parlamentarismus 
durch - vom Standpunkt des Bestehenden aus ver. 
antwortungslose — Anträge und Vorschläge ent. 
hüllen und dadurch zur Vernichtung freigeben 
dann ist dies Katastrophenpolitik!-Wenn wir ` 
die Spannung der Lüge, wie sie zwischen inner. 
politischem Versprechen und ausserpolitischem 
Zwang bei allen Parteien besteht, durch bee 
wusste und planmässige Einlösungsforderung 
der innenpolitischen Versprechungen zum Zər- 
reissen bringen, dann ist dies Katastrophen- 
politik! - | 


Und diese Katastrophenpolitik treiben wir - 
müssen wir treiben, um fener deutschen Ch Zs) KT 
tion Willen, deren wr Pot Lon und Ziel eben — 
der Nationalsozialismus ist! — oe 

elen wir uns dessen immer bewusst: alles 


was der Beschleunigung des Katastrophenein- — 
ritta des herrsonenden Systems dient, S0 T.B 


ede: re ik ede Regierungskrise, jede 
Machtzersetzung, jede KATI (wie Ab. 
schaffung der Todesstraie, Pazifismus usw.) 
ist gut, sehr gut für uns, für unsere deutsche 
sa Eu — Zi deutsche 


N | V Revolution 
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evolution, und immer und stets ist es un- 
ser Bestreben, solche Schwierigkeiten zu 
verstärken, zu vertiefen, zu verlängern, um 
den Tod des Systems rasche? herbeizuführen," 


Jm selben Sinne hat sich Dr. Goebbels nach 
einem Bericht des "Völkischen Beobachters" vom 
14,Juli 1927 auf dem Brandenburgischen Gautag der 
NSDAP, in Potsdam am 17.Juli 1927 ausgedrückt; 

"Eine revolutionäre Bewegung hat auch nur 


das eine zu tun, zu zersetzen, wie es ja 
eınst die heutigen Herrn auc getan," 


5. Zersetzung der Die NSDAP. muss nach Lage der Dinge damit rech- 
machımittel d68 nen, dass sie bei ihren Bestrebungen zum gewalt- 


t] Staates, samen Umsturz auf den Widerstand des Staates sto- 

Ben muss, der u,U, auch Reichswehr und Polizei 
gegen Sie einsetzen wird. Sie hat daher ein ver- 
Sténdliches Jnteresse daran, diese beiden Macht- 
instrumente nach kommunistischem Vorbild zu zer- 
setzen und damit als Gegner bei der von ihr ge- 
planten Umwälzung auszusahalten oder wenigstens 
möglichst zu scmächen, 


a. Reichswehr, Die Hot'fnung, dass insbesondere die Keichs- 


wehr, auf deren Mitwirkung die NSDAP, ihren Mün- 


chener Putsch,lan aufgebaut hatte und auf deren 
Sympathie sie auch weiterhin rechnen zu können 


glaubte, ihre verfassungsmässige Pflicht zum 
Schutze des Staates — auch gegen die National- 
Sozialisten -— im gegebenen Augenblick nicht er- 
füllen würde, wurde immer geringer, als die po- 
iitischen Verhältnisse sich.im Anschluss an die 
Reichstägswahlen des Jahres 1928 konsolidiert hatten, — 
Sozialdemokraten in die Reichsregierung einge- 
treten waren und die Sozialdemokratie mit ihrem 
Wehrprogranm offiziell und unmissverständlion 
eine positive Stellung zur Frage der Reichswehr 
und Landesverteidigung eingenommen hatte, Den 
Kampf um die Reichswehr eröffnete Hitler daher 
mit einer grossen nn 614 chen MOnSnHEBTBARETEER 
am 15, März 1929 in München + ‚ in der er zu dem 


Thema "Nationaisozialismus und Wehrmacht" sprach, 


3 Jn 
+ (vgl. Reichswehrsondernumer des 


"Völkischen Beobachters" vom 26. Mirzs 1929", 
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Ja ihr führte er zunächst grundsätzlich aus: 


"Für uns Nationalsozialisten ist die Reichs- 
wehr, sowohl als eine Miliz, ein Volksheer 
oder eine stehende Armee, immer nur ein Mit- 
tel zum Zweck. Sine Auffassung, die in seiner 
dieser Einrichtungen den Zweck an sich sisht, 
müssen wir Nationalsozialisten ablehnen, Un- 
ser Standpunkt wird niemals sein: Nützt das 
der Reichswehr, oder nützt das vielleicht 
dem stehenden Heer, sondern wir werden immer 
diese Fragealvon dem Standpunkt aus betrach- = 
ten: Nützt das unserem Volk? 

(Zurufe: Sehr richtig!) 


Jch sage ausdrücklich» "Nützt das unserem 
Volk® deshalb, weil für ums Nationalsoziali- 
sten der Begriff "Volk" noch höher steht als 
der Begriff "Staat", (Lebhafte Zustimmungen). 
Denn alle diese Einrichtungen, sowohl der 
Staat, als auch das Heer, sind kein Selbst- 
zweck und können auch kein Selbstzweck sein, 
Bs kann sein, dass ein Staat so morsch und 
faul ist, dass es nur im Jnteresse eines Vol- 
kes liegt, diese Form zu beseitigen. (Stürmi- 
sche Zustimmungen)." 


Hier wird offen zum Ausdruck gebracht, dass 
nach nstionalsozialistischer Auffassung die Reichs- 
wehr nicht Diener des Staates, sondern Diener des 
unter Umständen im Gegensatz zum Staate stehenden 
"Volkes" anzusenen sei. Und im letzten Satz lässt 
Hitler keinen Zweit'sl darüber, dass er es für„Dienst 
am Volke" und damit auch als Aufgabe des Heeres 
betrachte, diesen"morschen und faulen Staat" zu 
beseitigen; die scheinbare Bedingtheit dieser Feste 
stellung ist nur ein m@torisoher Trick. Bass die- 
se versteckte Aufforderung an die Reichswehr, der 
Staatsgewalt den Gehorsam zu verweigern und gegen 
den Staat zu marschieren, von den Zuhörern je¥en- 
falls durchaus verstanden worden ist, ergibt sich: 
aus der Tatsache, dass gerade diese Ausführungen 
‘mit stürmischer Zustimmung aufgenonmen. wurden, és 
kommt im übrigen hierin nur die jeder revolu- 
tionären Bewegung eigene Ueberzeugung zum Ausdruck, 
dass sie das hohere Recht des Volkes gegen die 
Staatsgewalt auf ihrer Seite habe, eine Ueberzeun. 
gung, ohne die keine revolutionäre Bewegung be- 


stehen 
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FdaB große Männer 
ihre Bestimmung 


schon vorhe 
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sich tragen,ni®e- 
wei- 


fein ka Z 
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stehen, die aber andererseits kein Staat, der sich 
nicht selbst aufgibt, dulden kann, Wie"morsch"die- 
ser Staat sei, erläutert@Hitler mit den folgenden 
Ausführungen, um zu zeigen, dass der Zeitpunkt für 
einen Abfall der Wehrmacht durchaus nicht fern lie- 
ge: 
“Jn neuester Zeit sind die"Politiker” eine 
besondere de geworden die 
a ährlich oder zumindest alle vier Jahre 
jurch einen besonderen AusleSeprozess aus 
e SkOrper herausgesucht wird, (ochale- 
Iende Heiterkeit). (Händeklarschenf: 
Die Soldaten und die Feldherren werden er- 
zogen, das heisst, sie erhalten fur ihren 
Serur, der den Bestand einer Nation ermög- 
chen so eine ganz besondere Aus : 
er "Politiker" aber wira ge , und zwar 
werden diese Politiker nicht gewählt von sol- 
chen, die wieder etwas verstehen auf diesem 
Gebiete, sondern von denen, die selbst nie 
gewählt werden könnten, weil sie davon gar- 
nichts verstehen, (Stürmischer Beifall). 
Denn es wird dooh niemand behaupten wollen, 
dass alle Deutschen männlichen und weiblichen 
Geschlechts, fähig wären, ein Volk zu regie- 
ren; aber dafür behauptet man, dass sie fä- 
hig seien, die zu wählen, die das Volk regie- 
ren könnten. Und zwar liegt der seherische 
Blick, durch den die Nation die grossen Gei- 
ster erkennt, im Stimmzettel der Wähler, Es 
ist das der wundervollste Vorgang, den es gibt,” 
Niemand kann zweifeln, feg den Fähigkeiten, die 
sie schon vorher besitzen müssen, Niemand kann 
zweifeln, dass das Schicksal der grössten Män- 
ner selbst im Buche dér Vorsehung vorgezeich- 
net ist, aber heute darf man erst recht nicht 
zweifeln daran, dass gerade der Teil der 
Menscohheit, der DALE ar keine Fähigkeiten 


esitz urc 


~ 


ndeklatschen, 


Nachdem Hitler so den Unterschied zwischen 


der angeblich zu wahrhafter Führung unfahigen De- 
mokratie und der nach seiner-Ansicht| allein eine 
mannhafte Führung gewährleistenden autoritativen 
Auffassung des Heeres "dargelegt hatte, forderte 


er mit der an die Reichswehr gerichteten — rein 


rhetorisch 
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rhetorisch zu wertenden - Frage: 


“wollen Sie die Armee auf das Niveau der 
"Politiker" herunterziehen oder wollen Sie 
nicht das Niveau der heutigen Politik be- 
asian auf dass es wieder dorthin kom- 

WO e Armee steht? 
(Stürmischer Beifall)" 


eindeutig zur Beseitigung der Demokratie als der 
Grundlage des heutigen Staates und seiner Politik 
und zum Ungehorsam der Reichswehr gegenüber den 
ihr vorgesetzten politischen Gewalten auf, 


Zur Stüszung seiner These folgte eine Er- 
örterung darüber, dass die Armee bereits heute 
durch die Demokratie ihrer eigentlichen politi- 
schen Aufgabe entfremdet sei: 


"Wenn nämlich eine solche Organisation in 
keinem lebendigen inneren Sinngenässen 
Zusammenhange mehr mit seinem wirklichen 
Zweck steht, sondern als Organisation 
Selbstzweck geworden ist, sich als toter 
echanismus jeder Regierung zur Ver 


M j g 2 - 
ung ste ma ese selbst aus ein 
olke Riemen schneiden, sofern sle nur 
en Bestand dieses Mechanismus garan- 


tiert, dann baben wir vor uns eine Er- 
scheinung, die wir begrifflich als "Mi 
var tems — bezéTuhnen dürfen, Eine LASAT 

, innerlich vollkommen lebensfremde 

tote “Organiestion als Machtinstrument in 
den Händen derer und aller, die bereit 
sind, dieses Justrument um "seiner selbst 
willen zu erhalten. (Lebhafte Zustim- 
mungskundgebungen). 


Dann müssen wir eines Sagen: Den al- 
lerwenigsten Militarismus hat dann un- 
ser altes deutsches Reich gahabt. Denn 
in ihm war dieses Jnstrument noch bis zu 
einem höchsten Grale verbunden mit unse- 
rem Volke, ja, es war die beste Schule 
desselben, Anstalt der disziplinären Er- 


ziehung unseres Volkes, Viel mehr hat 
10h unsere heutige Wehrorp sation dem 
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Und dann wird die offene Aufforderung 
an das Heer gerichtet, diesém.Zustand ein Ende zu 


bereiten: x 
Schon hier hätte das Heer eind politi- Paan 
sche Mission zu er en, G e, 
mitzuhelfen, nicht etwa parteipolitisch 


zu denken, sondern das parteipolitäsche 
Getriebe und Ungeziefer selbst zu ver- 
nichten, © 


Und demit auch erklärt werde, in welcher 
Richtung sich dieses Vorgehen des Heeres nach 
nationalsozialistischer Ansicht zu vollziehen 
habe, wird hinzugefügt: 


Wirde man z.B. nationalsozialistisch 
gedacht haben, und wäre man demgemäss 
pie, gab een gewesen, dann hätte Deutsch- 
1 niemals in diesen Sumpf von Partei- 
politik, von Parteien und Parlaments- 
wirtschaft geraten können, Das italia | 
nische Heer, das sich einst zum ohis- 
mus bekannte, hat damit auch Jtalien ge- 


rettet. 


Auch daria liegt eine rhetorisch umklei- 
dete Aufforderung, bei der von der NSDAP. vorbe- 
reiteten gewaltsamen Auseinandersetzung mit dem 
Staat nicht nur den politischen Gewalten den Ge- 
horsam zu versagen, sondern sich darüber hinaus 
mit an die Spitze der Revolution zu stellen, 


Hitler erörtert sodann in längeren Aus- 
führungen, dass das Heil Deutschlands nur in der 
Diktatur zu sehen sei, weil nur so die zur Frei- 
heit des deutschen Volkes unbedingt notwendige 
Vorherrschaft in Europa erstritten werden könne, 
um nach einer Kritik des Marxismus darzutun, dass 
das Heer nicht auf der Seite der von Marxisten 
beherrschten Demokratie stehen könne, 


„gegen 
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Gegen die ,Marxisten" wendet er sich mit folgen- 


den Ausführungen: — > 


Massenherrschaft! Meine lieben Freunde, nicht 
olksherrschaft; denn Volksherrschaft kann nie- 
mals identisch sein mit Dummheit. Mein lieber 
Freund, du wirst nicht behaupten wollen, daß dein 


| ziel ist, ein Volk durch die Dummheit regieren 


zu lassen, du wirst auch nicht behaupten können, 
daß deiner Meinung nach die Dummheit besonders 
geeignet sei, ein Volk zu regieren, du kannst 
aber noch viel weniger Teugnen, daß dein demo- 
i Syst aufi 6 eit zum 
ist das erste. 
politik und Wehrmacht müssen getrennt 
vollkommen getrenr d.h., die Politik 
ird von Gaunern gemes ad an die Spitze der 
Wehrmacht müssen unpolitische Köpfe treten, rünz- 
Lich unpolitigche Kipfe. Dann allein kann das 
ya une m ein Volk mit aller Seelenruhe beherr-— 
schen, dann hat das Gaunertum die offiziellen 
chtmittel zur Seite, dann kann das Parteitum 
eine Nation zugrunde richten. Unpolitische Offi- 
ziere und geriebene Parlamentarier ale Reprässen- 
tanten eines Volkes! So kann dann das Ziel, das 
— * sich gesteckt hat, am ehesten erreicht 
werden. 


Es folgen dann unmittelbar Darlegungen darüber, 


daß es mit der Ehre eines Offisiers nicht vereinbar 
sei, mit Marxisten, d.h. mit demokratischen Gewalten 
zusammen zu arbeiten: —“ 


„Wer hat einst das alte Reich zerstört? Das ist 
eine Gewissensfrage, die meiner Überze 

nach ein Offizier von Ehre nicht anders als 
wahr beantwörten kann. Wer hat es zerstört? 
Der Marxismus! Und heute glaubt man mit ihm 
regieren zu können! Glauben Sie mir, es ist 
entsetzlich, wenn Offiziersehre sich nicht mehr 
deckt mit dem höchsten Ehrbegriff an sich. 
(Lebhafter Beifall.) Wir sind keine Offiziere. 
Ich war nur gewöhnlicher Musketier. Aber ich 
kenne keine Versöhnung und keine Verständigung 
mit Verrätern und mit Vernichtern des Vater. ~- 


landes.. (Sttirmischer Beifall.) Wir wollen ung 
ny ‘an nicr mi-) BONNAT wollen ni t teil- 


aupt aer Offizier hier ins Wanken geraten ann 
sowie er überhaupt nur glau at, eich auf irgend 


einer 





NN A 


H2496 - 0067 einer mittleren Linie mit den Zerätörern des 
Vaterlandes, die Ər taugen £ 
‘ Lt und entlarvt sehe 
k 


seine Stel une. ug ck setzt er 
sich selbst herunter, im selben Augenblick 
bricht etwas zusammen, was früher fast graniten 
und unerschiitterlich schien, im selben Augen- 
blick verliert er den Nimbus, den er früher hat- 
te, wird er vielleicht reif,an parlamentarischen 
Diners teilzunehmen, wird er reif, bei einem 
diplomatischen Zirkel angesprochen zu werden, 
wird er vielleicht reif, von einem Sowjetbot— 
schafter eingeladen zu werden. Ja, aber je mehr 
er an solchen Ehren teilnimmt, umsomehr ent- 
fernt er sich vom Herzen seines Volkes, das al- 
lein ihm die Kraft geben kann und das allein 
ihn zu schützen und zu decken vermag, ihm aber 
auch allein, wenn es nötig ist, die Menschen 
gibt, die ihm zu dienen gewillt sind, um das zu 


erfüllen, was er eigentlich erfüllen "sollte und 
was er da wire. 


Hierin liegt wiederum eine versteckte Aufforderung 
sur Gehorsamsverweigerung gegenüber der politischen 
Gewalt, sofern Marxisten in ihr vertreten sind. DaB 
dieser Widerstand auch aktiv zu gestalten sei und in 
den militärischen Putsch ausmiinden müsse, propagiert 
Hitler durch Erörterung der Frage, wie die Freikorps 
1919 hätten handeln müssen und wie — das geschieht in 
der Rede bereits zum zweitenmal! — der Faschismus in 
Italien im Oktober 1922 gehandelt habe: 


— korps 1919 r chi anpolitisch 
x getrieben, dann wire Deutgchlend heute ne 
ja, wo eg heute ist 4e 


3 su gemacht aben; denn Volks- 
beauftragter ist in meinen Augen der, der die 
hichste Aufgabe einer Nation erfullt, nämlich 
sein Blut einsetzt, und nicht der, der zu Hause 
seine Nation verjobbert. (Lebhafter Beifall) Aber 
schon damals hatten sie keine politische Idee, 
und was die Freikorps nicht hatten, hatten da- 
für ihre politischen Befehlshaber, die hatten 
eine politische Idee und haben sie in eine ent- 
sprechende Form gebracht; und wieder sind Tausen- 
de von jungen deutschen Menschen für dieses 
ze schmierige Parteipack gefallen und ihr T 
bewirkte nur, daß das Regiment der Unfühigke 
stabilisiert wurde, das wir zur Zeit vor = 
über uns sehen. 


Das 
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Das war das positive Ergebnis des chiens 
schen Charakters der Reichswehr. 

Dann ist dieses Instrument wieder in eine 
bestimmte Form gekommen, hat sich auf Grund des 
Friedensvertrages eine bestimmte Stärke beige- 
legt, hat wieder eine bestimmte Schulung vorge- 
nommen, wurde langsam wieder diszipliniert und 
stand dabei immer wieder vor der Frage, sollen 
wir politisch denken oder dürfen wir nicht po- . 
litisch denken und hat schließlich nie politisch 
gedacht. ’ 

So können wir die suche erleben, daß in 
der Zeit, in der unser Volk eine organisierte 
macht l X ann hatte e politische 
katastrophal nach unten 


“Man spreche sich nicht frei von Schuld! Es 
b CE) e nur Selbstzweck hätte, son- 


ern i eck heißt, Dienst an der Nation. t 
hunderttausend Mann kann man nafuriih nicht 
Krieg nach außen führen, aber die Nation kann 

i solch i e Zustand bring a 


zu verteidigen. Sie sagen, 
daß wir Ruhe und Ordnung erhalten. Ich frage Sie: 


Ist das Ruhe, was Sie beschützen? Heißen Sie das 
Ordnung, was Sie beschirmen? Die Weltgeschichte 
wird das einmal anders bezeichnen. 

Es gibt einen anderen Staat, in dem die Ar- 
mee über diese Notwendigkeiten eine andere Auf-. 
fassung gehabt hat. Das war in dem Staat, in dem 
im Oktober 1922 sich auch eine Schar anschicktö, 
die Zügel < ee Staates aus den Händen der Verder- 


. mc 
Most n nicht bei den Parteien der Deatruktion, 


sondern bei den Parteien, die in sich tragen die 
Aral! des Volkes, die bereit sind und sich ver- 
pflichten wollen, mit dieser Armee eines Tages 
auch die ote reggo es Vo g8 oiuzateo ten. 
agegen sehen wir bei uns die höchsten Reichs- 
wehrspitzen noch heute nachträglich sich über den 
Gedanken abquilen, inwieweit man mit der Sozial- 
demokratie zusammengehen kann. Ja, -meine sehr 
verehrten Herren, glauben Sie denn wirklich, daß 
Sie sich mit einer Weltanschauung überhaupt. nur 
berühren können, die ihrem inneren Wesen nach 
die Auflösung dessen bedingt, was Sie als Vor- 
ee für den Stand einer Armee brauchen? 
Sie 
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Sie brauchen zunächst ein Volk, das gesund 


ist, Sie als Offiziere können nicht sagen 
uns ist da eich e die Nation aussieht 
ob sie vergiftet oder verpestet ist, 0 : 


an Gott glaubt oder nicht, ob sie ein Ideal 
vor sich hat oder nicht, uns ist es gleich 
ob nge Menschen geboren wert = oder nicht. 
Das können Sie nicht sagen. £ brauchen c 
alles, sonst ist Ihre ganze Tätigkeit nur 
oberflächlich, nur Scheintat." 


Damit wendet sich Hitler nunmehr — 
an die Offiziere und legt ihnen die Entscheidung 
mit folgenden Worten nahe: 


„Sie können ».. auch nicht sager ns ig I 
gleich, ob wir am Ende eine Demokratie naper 
oder nicht. Meine Herren, Gesetze sind entwe- 
der richtig oder sie sind nicht richtig. Füh- 
ren Sie die Demokratie bei Ihnen ein!", 


um sodann klar zu sagen, daß Demokratie und Solda- 
tengedanke weltenfern voneinander seien, und die 
Offiziere vor die Alternative zu stellen: 
„Entweder man hat einen gesunden stant mit ei- 
ner wirklich wertvollen Heereso at 
heißt das, Vernicht de x1 oder man 
hat 1 A h 


einen blühenden marxistischen Staat, dann 
heißt das Vernichtung einer Heeresorganisation, 
die höchsten Zwecken dienen kann." 


Man muß sich hierbei vergegenwärtigen, daß die 
Nationalsozialisten Marxismus und Demokratie einan- 
der völlig gleichstellen, so daß für sie der Kampf 
gegen den Marxismus gleichbedeutend ist mit dem 
Kampf gegen die Demokratie, und daß die Aufforderung 
an die Offiziere, den Marxismus zu vernichten, zu- 
gleich die Aufforderung enthält, die Demokratie zu 
vernichten. Überdies waren zu der Zeit, ale Hitler 
diese Rede hielt, Sozialdemokraten in der Reichsre- 
gierung vertreten, und die Richtlinien der Reichs- 
politik wurden von einem sozialdemokratischen Reichs- 
kanzler bestimmt. Die Aufforderung an das Heer, den 
Marxismus zu vernichten, kann daher — zumal im 
Zusammenhang mit der vorangegangenen Erörterung, 

daß 
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daß nur die Diktatur helfen könne, mit der Verur- 
teilung des ,unpolitischen” Vorgehens der Freikorps 
im Jahre 1919 und mit dem Hinweise auf den Marsch 
der Faschisten auf Rom - nur als eine Aufforderung 
gu gleichem Vorgehen, d.h. zum gewaltsamen Umsturz — 
an der Seite der Nationalsozialisten ausgelegt wer- 
den. Auch folgende Ausführungen der Rede, die sich 
unmittelbar an die Offiziere wenden, können nur als 
Aufforderung zur Gehorsamsverweigerung und zum ak- 
tiven Kampf gegen die Demokratie verstanden werden: 


Da mögen sich die Herren Reichswehrgeneräle 
folgendes vor Augen lten: | 
iegt zum Teil mit in der Hand der Ar- 
h in Deutschland siegen wird, 


mee, welche Richtung 8 g 
ob der Marxismus siegen wird oder ob wir 5 oper 
werden. bs ist nur notwendig, man sich über 
die Konsequenzen klar wird. Siegt die linke Sei- 
te durch Ihr geniales unpolitisches Verhalten, 
dann schreiben Sie über die deutsche Reichswehr: 
„Ende der deutschen Reichswehr." Denn dann, mei- 
ne sehr verehrten Herren, werden Sie doch poli- 
tisch werden müssen, dann wird man Ihnen rote 
Jakobinermitzen über den.Kopf stülpen, und dann — 
werden Sie sich schleunigst umstellen auf den 
Boden der neuen Tatsachen, dann werden Sie Kom- 
mandeur einer Organisation, die mit dem deutschen 
Volk nichts mehr zu tun.hat, dann wird auch hier 
sine Truppe entstehen, ähnlich der russischen 
Henkerarmee, die nur die eine Aufgabe hat: das 
eigene Volk dem Juden fügsam und willig zu ma- 
chen, Dann verzichten Sie aber auch auf das 
Glück einer Wiedererhebung unseres Volkes und 
darauf, daß der Ruhm der deutschen Reichswehr 
die Fortsetzung ist des Ruhmes der alten Armee, 
Nichts ist unveränderlich. Heute ist jeder 
deutsche Offizier noch übersonnt von dem Ruhm 
einer dreihundertjährigen ehrenvollen Tradition. 
(Beifall) Heute ist jeder deutsche Offizier noch 
der Repräsentant eines Standes, der früher als 
Ehrenstand angesehen wurde. So wie in zwölf Jah- 
ren aber das neue Regiment den Begriff Reichs- 
kanzler aus der zauberhaften Höhe eines Bi 
herunterziehen konnte, auf das Niveau von heu 
80 genügen sechzig Jahre, ich möchte sagen, um ; 
mich nicht ungerecht auszudrücken, einer anti- 
nationalen Heeresorganisation, um den Offizier 
aus seiner früheren Stellung zu beseitigen und 


hinunter- 
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hinunterzuziehen zum Polizeiwachtmeister. 

Siegt diese linke Seite, dann begraben 
Sie zugleich aber auch die Zukunft des deut- 
schen Volkes. Vergessen Sie dabei jedoch ei- 
nes nicht: daß das, was Rußland ertragen konn- 
te, was dieses große Agrargebiet an Hunger zu 
rn vermochte, Deutschland nicht ertra- 
gen kann, und vergessen Sie auch nicht, daß 
die Weltgeschichte weiterrollt, und daß sie 
dabei vor Deutschland nicht haltmachen wird, 
weil Sie endlich bei der demokratisch- 
marxistischen Armee angelangt sind. Im Gegen- 
—E es wird die Stunde kommen, in der sich 
as Schicksal unseres Volkes vollzieht. Das 


— die Aussichten, die Sie haben bei einem 
Sieg der linken Seite, und bilden Sie sich 
nicht ein, daß dort dann plötzlich eine andere 


— — — könnte, Buttel des neuen Re- 
— 31e dann sein und po 


Kind hinter geschlossen 
wenn Sie dann immer noc 


> Wand gestellt; : 
schenle sonig bei denen, die ein Voll 

vernichten wollen. 

Schon aus dem Inhalt der Rede Hitlers ergibt 

sich, daß es sich hier nicht nur um eine rein theo- 
retiache Erörterung über Wehrfragen handelt, sondern 
um die ausgesprochene-Absicht, die Reichswehr na- 
tionalsozialistischen Ideen zugänglich zu machen, 
sic damit zugleich ihrer Eigenschaft als eines zu- 
verlässigen Werkzeugs der verfassungsmäßigen Träger 
der Reichsgewalt zu entkleiden und sie darüber hin- 
aus zu einem aktiven Vorgehen gegen die demokrati- 
sche Reichsgewalt im Fa vader NSDAP, geplanten Um- 
sturzes zu bewegen. Dieser Zweck wird noch beson- 
ders dadurch unterstrichen, daß die Rede Hitlers 
trotz ihres großen Umfangs im Wortlaut als eine 
für Propagandazwecke innerhalb der Reichswehrkrei- 
se bestimmte Reichswehrsondernummer des „Völkischen 
Beobachters" herausgegeben worden ist. 

Seine auf Zersetzung cer Reichswehr gerichte- 
te Tätigkeit setzte Adolf Hitler ír Heft % der Wa- 

ti onal- 





Im 


tionalsozialistischen Mönatshefte, das unter dem Ti- 
tel „Deutscher Wehrgeist" Wehrfragen behandelt, auf 
8.101 wie folgt fort: 


Die deutsche Reichswehr entfernt sich aber in 
Wirklichkeit von der Tradition dieses Ruhmes in 
eben dem Maße von Jahr zu Jahr mehr, als sie auf- 
hört, eine Repräsentantin des bewußt und betont 
nationalen Gedankens zu sein. Je mehr sie in ih-' 


en © Reihen den offensiven nationalen 

eer: ionalistischen Geist tötet und dessen ' 
Repräsentanten entfernt, um statt dem Demokraten 
a endlich überhaupt ewöhnlichen Strebern Po- 

ten zu geben o mehr entfremdet sie sich dem 
wirklichen deutschen Volk. Denn die schlauen Her- 
ren des heutigen Reichswehrministeriums mögen 
sich ja nicht einbilden, daß sie durch Konzessio- 
nen an den marzistisch-pazifistisch-demokratischen 


Teil unseres Volkes den „Anschluß an das Volk" 
Teil des deutschen Volkes 


sinnung und Degeig 
den Waifenrock zug 
Freiheit eines Volkes | 
notwendig, daß ein Hee- 
38KörpeN aziehunsen zu denen aur- 
scht erh# : an er sich in den Stunden de 
fot ergänzen kann, und nicht zu jenen, die ihr 
bei jeder Gelegenheit gemäß ihrer inneren geisti- 
gen Verfassung doch nur ablehnen, ja am Ende ver- 
raten. Daher können die heutigen Führer unserer 
sogenannten Reichswehr sich noch so demokratisch 
gebärden, so werden sie dadurch aber dennoch nie- 
male in eine nähere Verbindung mit dem deutschen 
Volke gelangen können, weil das für diese Verbin- 
dung geeignete Volk sich nicht im Lager der De- 
mokratie befindet. Indem aber besonders aer | e- 
re ef der deutschen Reichswehr, General von 
Seeckt, der Entfernung knorriger, bewußt und be- 
tont national gesinnter Führer und Offiziere 
nicht nur keinen Widerstand entgegensetzte, son- 
Adern sie sogar noch befürwortete, hat er sich 
andlich das Instrument geschaffen, das ihn selbst 
verhältnismäßig leichten Herzens fahren ließ! 
Soit dem Rücktritt des Geherals von Seeckt 
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ist der demokratisch-pazifistische Einfluß uner- 
müdlich tätig, um aus der deutschen Reichswehr 
das zu machen, was den parlamentarischen Regenten 
des heutigen Staates als angenehmstes Ideal vor- 
schwebt: Eine republikanisch-demokratische Parla- 
mentswache! 

Mit einem solchen Instrument aber kann man 
dann wohl die eigene Nation niederhalten, aber 
keine wertvolle Außenpolitik durchführen.” 


Noch deutlicher geht das Bestreben der NSDAP, die 
Disziplin im Heere aufzulockern und damit das militäri- 
sche Machtinstrument des republikanischen deutschen 
Staates zu zersetzen, aus den Ausführungen von Wilhelm 
Weiss im gleichen Heft (5.137) in einer Abhandlung 

„Der General Gröner" hervor. Es heißt darin: 


Im Artikel 1 (der „Berufspflichten des deutschen 
Soldaten") ist su lesen: 

„Das Deutsche Reich ist eine Republik. Ihrer 
Verfasgung acontes der Soicat die Treue. Die un- 
verbrüchliche ung der dem Vater elobten 
Treue ist die vornehmste Pflicht des Soldaten.” 

Und der Artikel 2 lautet: € i 
dient dem Sta t Parteien. e 
— — ist den Soldaten ver * | 

Im Artikel 1 schwärt der Soldat. der „Verf 
x" die — — wieder diesem \baträkten 
em Produ pntarischen WMajoritätsbe- 


= ier "teden fag wiederum durch Mehrheits- 
besc geändert werden kann. Und swar durch Be- 
— der — en der Solda 


un ® ehen für jede 
en haar in den Tod zu sehen — re 
Artikel 3.) Was in der Verfassung steht, geht ihn 


nichts an. Denn das bestimmt die — 
heit (der roten und schwarzen Pazifisten!). 
sird der Treueid des. Reichswehrsoldaten zu el: Ler 


Hier wird in zwar versteckter, aber ummiBverständ- 
licher Form - wie diese Form überhaupt kennzeichnend 
für die NSDAP. geworden ist - die Aufforderung an die 
Reichswehr#oldaten gerichtet, den Treueid, der 

| „zumindest 


AWS 943; 





„zumindest eine sinnwidrige Zumutung" darstelle, 
nicht zu halten. Die gleiche Tendenz, die Reichs- 
wehr zu zersetzen, weist der Völkische Beobachter 
vom 27.August 1930 auf. Dort heißt es in einem Ar- 
tikel „Das Reich finanziert die Hetze gegen die 
Reichswehr": 


Könnte es überhaupt einen besseren Kommentar zu 
der Justizkomödie geben, die sich demmächst auf 
Veranlassung des Herrn Gröner und seiner poli- 
tischen Freunde vor dem Reichsgericht in Leipzig 
gegen die drei jungen Offiziere abspielen wird, 


die » hl allen Grund hatten, an dem ernst- 
haften Wehrwillen i r obersten Behörden zu 


zweifeln? 
ir werden unsererseits nichts versäumen, da- 
für zu sorgen, daß dieser neusste Skandal um den 


im Hoch oiteschmans befinö hen Herrn Gr6ner na- 
ment denen annt wir die e eht und 
die ein Interesse auch daran haben, as einmal 
zu erfahren, von wem und mit wessen Hilfe sie un- 
aufhörlich angespuckt .und angegeifert werden. 
Ein feiner Staat, der seine Mittel dazu hergib 
um die verhöhnen zu lasgen, denen er zumute 


r ihn eines Tages di 8 Köpfe hinzuhalten und 
sich totschießen zu assen!" Zr 
In der gleichen Nummer heißt es außerdem über die 
Ulmer Reichswehroffiziere, die wegen Hochverrats un- 
ter Anklage stehen: mn * 


„Deren Verbrechen soll in einer Nationalisierung 
der Reichswehr bestanden haben. Das ist angesichts 
des heutigen Systeme, in dem Reichswehrminister 
goldene Uhren als Denunziantengeschenke verspre- 
chen, allerdings furchtbar. 
Aber es kommt die Zeit, da auch die Herrschaft 
Qa 


der Btiro-Generale ein Ende haben wird. 
Bereits einige Zeit vorher war der Inhalt eines 


geheimen Rundschreibens der Partei tiber den Aufbau 
von Zellen innerhalb der Beichswehr bekannt geworden, 
wonach die Ortsgruppen der Nationalsozialistischen © 
Deutschen Arbeiterpartei ehemalige S.A.- oder Partei- 
mitglieder festzustellen haben, die jetzt in der 
Reichswehr sind. Den Ortsgruppen wird ferner aufgege- 
ben, festzustellen, wo diese Leute stationiert seien, 
und ihre Anschriften der Gauleitung mitzuteilen, Die 


Gau- 
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Gauleitungen sollen angewiesen sein, den ehemaligen 
Parteigenossen durch kameradschaftliche Briefe und 
evtl. Pakete wieder näherzutreten und deren Antworten 
der Parteileitung in München zu besonderer Verwertung 
umgehend zuzusenden. | 

Die ersten Fälle, in denen der Zersetzung dienen- 
de nationalsozialistische Presseerzeugnisse in eine 
Kaserne geworfen worden sind, wurden im Mrz 1930 in 
München und Würzburg festgestellt, und zwar handelte 
es sich in Würzburg um die eben erörterte Reichswehr- 
sondernummer und in München um ein FARE aS „Gröners 
Schnüffelkommission". 

Zu welchen Auswirkungen diese praktische Zer- 
setzungstätigkeit bereits geführt hat, ist in der Vor- 
untersuchung gegen die Ulmer Offiziere Scheringer, 
Ludin und Wendt (12 320.30) festgestellt worden. Da- 


nach ist eine auf eine feste Organisation hinarbei- 
tende Zusammenfassung von Reichswehroffizieren vor- 
handen, die die Reichswehr in die Hände der National- 
sozialisten spielen will. Die Angeschuldigten Scherin-—= 
ger und Ludin hatten eine Besprechung mit dem Haupt- 
mann a.D. von Pfeffer und dem Hauptmann a.D.Dr.Wagner 
mit dem Ergebnis, daß die beiden Angeklagten versuchen ` 
sollten, das Offizierkorps für die nationalsozialisti- 
sche Idee zu gewinnen. Als Ziel hatten sie sich ge- 
steckt, daß Offiziere und Mannschaften im Falle eines 
von den Angeklagten in absehbarer Zeit erwarteten na- 
tionalsozialistischen Umsturzversuchs. sich der Wm- ? 
sturzbewegung anschließen sollten und auf keinen Fall 
auf die Nationalsozialisten und die nationalsoziali- 
stischen Verbände söhießen sollten. In dem Angeklagten 
Wendt fanden sie einen bereitwilligen Mitarbeiter. Die 
Angeklagten unternahmen verschiedene Reisen, um ihnen 
bekannte Offiziere, die sie für ihre Zwecke geeignet 
hielten, für die Sache zu gewinnen! Da sich diese Of- 
fiziere jedoch nicht auf die Absichten der Angeklagten 
ein- 
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einließen, sondern Meldung erstatteten, wurde der 
Zersetzungstätigkeit der Angeklagten ein Ende berei- 
tet. Durch Zeugenaussagen ist festgestellt, daß eine 
Organisation innerhalb der Reichswehr geschaffen wer- 
den solle, und daß vorerst in den einzelnen Reichs- 
wehrkommandos Vertrauensmänner und Funktionäre wir- 
ken sollten. Aus der durch Zeugen belegten Tatsache, 
daß den Offizieren, die sich für die Werbetätigkeit 
zur Verfügung stellen würden, Reisekosten ersetzt 
würden, ist zu schließen, daß den Angeklagten von 
der Nationalsozialistischen Partei Mittel hierfür 
zur Verfügung gestellt worden sind. 

Eine ähnliche Zersetzungstätigkeit hat die NSDAP. 
in letzter Zeit gegenüber der Schutzpolizei begonnen. 
Diesem Zwecke diente ein Artikel im „Völkischen Be- 
obachter"* Nr.13 vom Januar 1930, der unter der Über- 
schrift „Die Schupo und wir" die angebliche Tatsache 
erörterte, daß bei der Stadtverordnetenwahl im No- 
vember 1929 in sechs verschiedenen Wahlbezirken Ber- 
lins von etwa 4300 Schupobeamten 222 nationalsoziali- 
stische Stimmen abgegeben warden. In dem Artikel wur-- 
de gesagt: 


„Diese $chupowähler sind keine Transusen, sondern 
„politisch aktive Mimer, so daß sich schon den- .-- 
ken nest: kommt es piama. hart auf hart, 90 reis- 


- 76 - 


greiflicher, weil die nationa srlumpten un 
auch sonst soomierigen ro Po oe oden in jedem 


anständigen Mann, dər o Schupo orm trägt, 
nachgerade Ekel bis zum erge eiz erwecken müssen." 
„+. Zörgiebel und seine Kumpane werden poo 

ganz andere Überraschungen erleben, als dieses 
Berliner Schupo-Wahlresultat, das für uns darum 

so erfreulich ist, weil wir uns bewußt sind, daß 
die deutsche fear, nicht gegen, sondern. mit 

a bewaffnet acht hör Sie auch hin, H 


s>.. Nicht gegen den 88 Schupobeamten wen- 
den wir uns, sondern gegen das Weimarische System, 
das ihn zu Bütteldiensten für die Schädlinge am 
Volk -kommandiert und damit seine Menschenwürde 
in den Dreck tritt." 
Auch 


hee 44 
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Auch hierin liegt- wiederum in versteckter Form - 
die Aufforderung an die Schutzpolizisten, ihren Vor- 
gesetzten den Gehorsam zu verweigern. offen hat dies 
überdies Hitler in einer Versammlung in Gotha im Mai 
1930 ausgesprochen: 


Im kleinen und kleinsten sind wir heute soweit 
Jab, wenn links antritt, wir gegenlibertreten und 
dabai nur einen Wunsch haben: Polizei, gib die 
Straße frei!", 


was nur so ausgelegt werden kann, daB die NSDAP, die 
gewaltsame Auseinandersetzung mit den zur Abwehr des 
Umsturzes bereitstehenden Linkeparteien sucht und sich 
dabei der Neutralität der Polizei’ versichern will. : 

Die Einzelpropaganda bei der polizei erfolgt ge- 
nau nach kommunistischem Vorbild. So haben nach amtli- 
cher Mitteilung der Oldenburgischen Regierung vor eini- 
ger Zeit sämtliche Polizeioffiziere nationalsozialisti- 
sche Presseerzeugnisse zugesandt erhalten; ein Natio- 
nalsozialist in Lübeck hat neuerdings zugegeben, daß er 
nationalsozialistische Literatur an Polizeioffiziere 
versandt habe, und auch das hessische Polizeiamt in 
Darmstadt bezeichnet es im einer Mitteilung vom Juni 
193@eale auffallend, daß bereits „auch Polizeibeamte 
sich die Lehre Hitlers zu eigen machten." 

Diese Betrachtung 158t unter Berücksichtigung 
des Zusammenhangs klar den Zweck erkennen, unter den 
Reichswehrsoldaten und Polizeibeamten Unzufriedenheit 
mit dem Dienst sowie feindliche Gesinnung gegen die 
Vorgesetzten zu erwecken und dadurch zu bewirken, daß 
die staatlichen Machtmittel bei bewaffneten inneren 
Zusammenstößen ihre Pflichten gegen die verfassungs- 
mäßige Regierung nicht erfüllen. ) Diese Zersetzungs- 


— — — tätigkeit 
Vgl.hierzu die Entechdg.des R.G.-Feriensenat vom 25. 928 | 


sowie B.G.IV vom E VA 22. vom ).J& 192 und vom 
pgang : 0. 
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tätigkeit ist auch in hohem Maße —— aie, Poli- 
zeibeamten und Reichswehrsoldaten für die Erfüllung 
der ihnen hinsichtlich der Verteidigung der verfas- 
sungsmäßigen Staatsform obliegenden Aufgaben unbrauch- 
bar zu machen. Es bedarf keiner näheren Erörterung, 
welche Bedeutung der Erfolg einer solchen Tätigkeit 


fur den Bestand der verfassungsmäßigen Staatsform, 


wie auch für die Aussichten der NSDAP, bei dem von ihr 
geplanten gewaltsamen Umsturz haben können. Die Gefahr 
dieser zersetzenden Tätigkeit wird überdies durch die 
bedausrlichen Vorfälle in der Ulmer Reichswehr prak- 
tisch erwiesen. 


Die NSDAP, begnügt sich jedoch nicht mit der propa- 


_ hat sich vielmehr zur Erreichung ihres revolutionären > 
~ Zieles in ihren Sturmabteilungen (S.A.) und Schutzstaf- 
feln (3.S.) bereits eine uniformierte, wohldiszipli- 
nierte, militärisch organisierte Kampftruppe geschaf- 
fen. Hitler selbst sprach schon in einer Sektionsver- 
sammlung der Partei in München im Herbst 1926 von-der 
Schaffung einer großen nationalen Armee und gab dabei 
der Hoffnung Ausdruck, daß die 8.A. und 8,5. in kur- 
zer Zeit die Mitgliederzahl von 1 Million erreichen 
werden, und daß dann wohl die ersehnte nationale Frei- 
heit anbrechen werde. Seitdem ist die Zweckbestimmung 
der S.A. und der 5.3. als revolutionäre Armee immer 
deutlicher zum Ausdruck gekommen. Am 13.0ktober 1928 
schreibt der damalige oberste 8.A.-Führer von Pfeffer 
an einen Unterführer in Köln: 


„Wir stehen ant dem Standpunkt, daß die S.A., 
als die Trdg n der zukünftigen deute shen Wehr- | 
nacht, so aug ner det und so organisiert werden 
muß, daß ha te schon langsam, aber stetig und un- 
ee team, gich ein Steat im Ungtaat heranbil- 
damit bei Errichtung des nationalsozialisti- 
ac en Großdeutschlands die innere Form unangreif- 
bar und in jeder Beziehung fest und in sich stark 
dasteht. Über die äußere Form und die einzuschla- 
gende Taktik kann man heute noch a a 20s 


, l 
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oder mehr noch von örtlichen Sonde 
etc. ab", 


und am 28.November 1928 an denselben Empfänger: 

Die S.A. ist die Kampftruppe der Bewe | 

druck dog Chgewordenen Me ' lie er, 
e 


hängt dies wohl in der Hauptsache von zeitlichen 
rumständen 


politischen Organisation. sfe st s 
aher zu vergleichen mit einer Vereinigung j T, 
gleichgesinnter Minner mit dem alleinigen Selbst- 
zweck des Bestehens einer Organisation ohne Wil- 
le zur Initiative. Da nun unsere §.A. der Aus- 
druck des machtpolitisch organisierten Machtwil- 
lens einer Parteiorganisation ist, die nicht 
durch Reden, sondern ch Taten an der nationalen 
und sozialen Befreiung des deutschen Volkes zu 
arbeiten gewillt ist, so ist dem Begriff der Ka- 
meradschaft in ihren Reihen auch eine wesentlich 
andere Bedeutung beizumessen, als dies in den . 
sog .Wehrverbinden und Kriegervereinen gemeinhin 
der Fall zu sein pflegt.” ..... 
„Die Kameradschaft der S.A.-Formationen muß 
daher derartig feste Formen annehmen, daß an ih 
m granitenen Wall alle Polizeiverbote u 
onstigenr wir} 


Langendorf in Köln an die ihm unterstellten Sturmfüh- 
rer: | 
anataat Een A: St Ger ne mm 
In ähnlicher Weise spricht sich der damalige 
Osaf-Stellvertreter West und jetzige Generalinspek- 
teur der Sturmabteilungen, Oberstleutnant a.D. 
von Ulrich in Kassel, in zwei Befehlen vom 22. und 
27.Juli 1929 an die Standartenführer des Gausturms 
Rhein aus. Unter dem 22.Juli 1929 heißt es: 


Unser Aufmarsch in Nürnberg wird der ganzen 
Welt beweisen, daß die deutsche Zukunft dem Wa- 
tionalsozialismus gehört, daß Deut 
wacht. Der drihmends itt der bh 


em Leben in Knechtschaft und Not ein Ends 
setzen wird. Freund und Feind wird und muß auf- 
horchen und Kenntnis nehmen von uns." .. wees 


und unter dem 27.Juli 1929: 
„Bekanntlich kennt der k nde nati soziali- 
stische Staat keine allgeme ine "Wehrpflicht im 
alten 
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15m Sinne der wilhelminischen Zeit. (Die S.A. 
i 


inhi gen 
che hat 


Z en 
dem ei. Es gibt aber nachher keine Ausrede. 
Und so sagt denn auch das nationalsozialistische 
Programm in dieser Hinsicht folgerichtig: 
Staatsbürgerrechte ausüben kann nur der, der 
sein Wehrrecht ausgenützt hat. Darum gehört je- 
der gesunde Pg. in die S.A. Marschiert mit im 
Glied und überlaßt es den anderen, Spalier zu 
stehen und nur Rahmen zu sein. Je größer unsere 
Machtentfaltung ist, je nachhaltiger der Ein- 
*8 ist, den wir hinterlassen, esto eher 
ifen -- die Anderen; die Reaktion (der eine 
von unseren Gegnern) hat es 1918 bewiesen, wie 
sie vor einer dvoll erbärmlicher Deserteure 
davonlaufen konnten. Der Marxismus hat es beim 
Kapp- und Hitler-Putsch gezeigt, wie schnell die 
Bonzen kapitulieren. Über Nacht waren beide Ma- 
le die sog. Herrschenden big pag —* a werden 
es wieder sein, wenn unser Tag kommt: Die Stras- 


e frei den braunen Bataillonen, die S e 

em S bt nn! ⸗ 

Am 22.Oktober 1929 erklärte der Gauleiter Tel- 
schow in einer Versammlung in Neuhaus/Elbe in Bezug 
auf die S.A.: 


„s.. Der jetzige Staat ist kein Staat. Die NSDAP, 
nimmt den Kampf gegen das jetzige System auf 
und gegen die „Dreihundert" des Weltkapitals, 
die die Welt regieren...... 


Wir kämpfen für euch. Unsere braunen J n 
erden evtl. in dissem Kampfe Ihr Leben ie 1 
: wir werden dem Kampf r allen Mitteln 
‘ihren, im Kampf gibt es Leichen, wenn es gegen 
den jüdischen Janhagel geht, schreiten wir auch 
über Gräber. Es kann auch sein, laB manche Mut- 
ter ihren Sohn verliert! ..... | | | 


Daß die NSDAP. ihre auf gewaltsamen Umsturz ge- 
richteten Ziele auch mit der 3.3. verfolgt, erhellt 
mit aller Deutlichkeit aus dem Rundschreiben Nr.3 
der Hochschulgruppe Köln des Nationalsozialistischen 
Deutscheh Studentenbundes vom 23.Juli 1928, worin ea 
u.a. heißt: 

nE8 
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neran ldet zu werden." 

Die angeführten Äußerungen sind nicht etwa be- 
langlose Redereien unmaßgeblicher Mitglieder oder 
Unterführer, sondern offizielle Verlautbarungen des 
obersten Leiters der S.A., des Osaf-Stellvertreters. 
West und eines Gauleiters. Der Standartenführer Lan- 
gendorf und die Hochschulgruppe des Nationalsoziali- 
stischen Deutschen Studenbundes in Köln äußern sich 
nur im gleichen Sinne. Die S.A. ist der „Ausdruck 
des menschgewordenen Machtwillens" der NSDAP, also 
einer auf gewaltsamen Umsturz hinarbeitenden Bewegung. 
Zunächst dient sie dazu, die gesunden Mitglieder der 
NSDAP. „im Braunhemd praktisch für die kommende Aus- 
einandersetzung bei der Errichtung der nationalsozia- 
listischen Diktatur heranzubilden." Sie ist keine ein- 
fache Vereinigung junger gleichgesinnter Minner ohne 
Willen zur Initiative, sondern eine Organisation, die 
„nicht durch Reden, sondern durch Taten an der natio- 
nalen und sozialistischen Befreiung des deutschen 
Volkes zu arbeiten gewillt ist." Ihre Aufgabe ist „der 
Kampf um den Staat”. Und diese Taten, dieser Kamp? um 
den Staat wird sich - darüber ist sich die S.A. 
völlig klar - gegen „Polizeiverbote und alle sonstigen 
Schikanen", unter denen gleichfalls nur behördliche 
Maßnahmen gegen das gewaltsame Vorgehen der NSDAP. ver- 
standen werden können, abspielen; denn der Kampf wird 
„mit allen Mitteln" geführt werden. Eventuell werden 
die S.A.-Mitglieder „in diesem Kampf ihr Leben èin- 
setzen". Die S.A. und 3.3. sind danach das Machtinstru- 
ment der NSDAP, das in erster Linie den geplanten Um- 
sturz durchzuführen hat. Und um keinen Zweifel hier- 
über aufkommen zu lassen, führt der Osaf-Stellvertreter 
West als Beispiel für die Endauseinandersetzung 2 hoch- 
verräterische Unternehmungen, der, Kepp- und den Hitler- 
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Putsch, an. Ebenso werde es wieder sein, wenn der Tag 
der Nationalsozialisten komme: ,Die Straße frei den 
braunen Bataillonen, die Straße frei dem Sturmabtei- 
lungsmann!" 

b.Militärische Bezeichnend für die Vorbereitung dieser gewaltsa- 

Schulung. men Auseinandersetzung mit dem bestehenden Staate sind 
Beobachtungen über Bemühungen um eine Ausbildung der 
nationalsozialistischen Führer im Gebrauch von Mili- 
tärwaffen und in militärischen Operationen. 
Im Gau Rheinland fand im Sommer 1928 ein sog. 

„Sportkursus" für Führer statt, der rein militärisch 
zugeschnitten war. Der Lehrstoff ergibt sich aus den 
Lehrbriefen, die an die an der persönlichen Teilnahme 
verhinderten auswärtigen Führer versandt worden sind. 
Der Lehrbrief Nr.I vom 2.August 1928 befaßt sich mit 


der Instruktion über das Gewehr Modell 98, der Lehr- . 


brief Nr.II vom 9.August 1928 mit dem Seitengewehr Mo- 
dell 98, der Munition und SchieBlehre, der Lehr brief 


Nr.III vom 14.August 1928 mit Schußleistungen, ge- 
fechtemäßiges SchieBen und Entfernungsschätzen, der 


Lehrbrief Nr.V vom 22.August 1928 mit Vorpostendienst, _ _ 
der Lehrbrief Nr.VI vom 24.August 1928 mit Patrouillen- 
diengt. Bei der Instruktion über das Gewehr Model) 98 
ist an den betreffenden Kursabenden ein Gewehr des ge- 
nannten Modells benutzt worden. 
Die oberste 5.A.-Führung hat diesen Kursus und 

seine Gegenstände nicht nur gekannt, sondern auch ge- 
billigt; sie hat Anregungen gegeben, den Kursus in mög- 
lichst kurz gehaltenen Kursbriefen nach dem neuen 

| Re i chswehrreglement unter Berücksichtigung der gebote- 
nen Vorsicht abzuhalten, die direkten militärischen Tn- J 
— aber nur mündlich in Lehrabenden zu értei- 
len. Auf Veranlassung von Hitler ist der militärische 
Charakter des Kursus zwar demnächst zu Gunsten einer 
stärkeren Betonung der sportlichen Seite geändert wor- 
den. Dabei.ist aber bedeutsam, daß Hitler die milita- 
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rische Ausbildung nicht etwa grundsätzlich verworfen 
hat. Er hat vielmehr nur den Wüjsch ausgesprochen, 
militärische Instruktionen, wenn solche für nötig 
erachtet würden, nur in ganz engem persönlichen 

Kreis den interessierten Parteigenossen mündlich zu 
erteilen und schriftliche Instruktionen nur auf 
durchaus vertrauenswürdige Parteigenossen zu beschrän- 
ken. Hiernach kann der weiteren Erklärung Hitlers, 

bei Fortführung des Kursus auf der bisherigen Basis 
keine Verantwortung dafür tragen zu können, keine 
maßgebliche Bedeutung zukommen, zumal er nach einem 
Schreiben des obersten S.A.-Führers an den Gau Rhein- 
land die Angelegenheit mit diesem noch einmal erör- 
tern wolle. Beachtlich ist es ferner, daß der ober- 
ste S.A.-Führer daraufhin dem Gau anheimstellt, den 
Kursus nach eigenem Ermessen und auf eigene Verant- 
wortung vorläufig weiterzuführen. Der Vorgang und 
seine Behandlung durch die Parteizentrale sind auf 
jeden Fall aufschlußreich fur die ernstlichen Absich- ~~ 
ten und Bestrebungen der NSDAP, sich für den angestreb- 


ten gewaltsamen Umsturz auch militärisch vorzuberei- 


ten. 
Dem den S.A. und den S.S. ale revolutionärer Ar- 


EA mee gesetzten Zweck entspricht auch ihre militärische 
È Gliederung und Disziplin. 


CMilitärische Die S.A. werden im Bereich jeder Ortsgruppe der 
iederung und NSDAP. aus besonders zuverlässigen- und geeigneten 
seipiin. Parteimitgliedern errichtet, sind von- der örtlichen 

Parteiorganigation (Ortsgruppe, Gau) losgelöst, haben 
ihre eigenen, den lokalen Parteifunktionären gegen- 
über durchaus selbständigen Führer und unterstehen 

dar Befehlegewalt der obersten 5.A.-Führung (Osaf) 
in München. Oberster S.A. -Führer war bis Ende August 


1930 
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1930 der Hauptmann a.D. von Pfeffer in Minchen, der al- 
lein dem Parteiführer Hitler verantwortlich war.Im Zusam- 
menhang mit der Auflehnung der Berliner Sturmabteilungen 
Anfang September 1930 ist von Pfeffer zurückgetreten, 
und Hitler hat bis auf weiteres selbst die Funktionen 
des obersten S.A.-Führers übernommen. 

Die Gliederung der S.A. ist straff militärisch.Die 
unterste Einheit ist die Gruppe, bestehend aus 3-13 Mann, 
die möglichst dieselbe Arbeitsstätte haben sollen.Mehrere 
benachbarte Gruppen werden zum Trupp zusammengefaßt,der 
etwa der Kompagnie entspricht.Mehrere Trupps bilden den 
Sturm (Bataillon), mehrere Stürme die Standarte (Regi- 
ment), deren Bezirk der Abgrenzung durch den obersten 
$.A.-Führer vorbehalten ist. Sämtliche Standarten eines 
Gaues bilden den Gausturm; für besonders große und starke 
Gaue kann eine Unterteilung des Gausturms in Brigaden er- 
folgen, die dann ihrerseits mehrere Standarten umfassen. 
Neuerdings sind jeweils mehrere Gaustürme - etwa nach 
Art der früheren Armeeinspektionen - unter einen Osaf- 
Stellvertreter zusammengefaßt.In Deutschland bestehen zur 
Zeit 5 solcher Oberbezirke, nämlich 

1. Osaf-Stellv.Ost in Berlin (Hauptmann a.D.Stennes), 

2. Osaf-Stellv.Nord in Hannover (Major a.D.Dinklage), 


3. Osaf-Stellv.West in Düsseldorf (Oberleutnant a.D. 
von Fichte), 

4. Qsaf-Stellv.Mitte in Dresden (Kapitänleutnant a.D. ~ 
von Killinger), 

5. aan Tao ae in München (Major a.D.Schneidhu- 
er)» 


„Generalinspekteur" sämtlicher Sturmbteilungen ist der 
frühere Osaf-Stellvertreter West, Oberstleutnant a.D. 
von Ulrich in Kassel. 


Jeder Sturm mB zwei ausgebildete Sanitäter haben;diese 
bilden innerhalb der Standarte eine besondere Sanitäts- 
abteilung. Jede Standarte hat außerdem einen Spielmanns— 
zug (8.2.) und u.U. einen Musikzug (M.Z.). Die Radfahrer 
innerhalb der S.A. eines Gaues können zu Radfahrabtei- 
lungen Zusammengezogen werden. 

An der Spitze des Gausturms steht der Qau-S.A.-Führer 
(Gausaf),der einen Adjutanten hat.Die Gau-S.A.-Führer 
sind dem obersten 8.A.-Fuhrer (Osaf) in München, 
bis vor einigen Wochen der ehemalige Freikorpsführer 
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Hauptmann a.D Pfeffer von Salomon, unterstellt, 
Auch jeder Standartenführer (Staf) hat einen Ad- 
Jutanten. 

Die Mitglieder der S.A. tragen Uniform (sog. 
"Dienstanzug"): braune Hitlermtitze mit Kinnriemen, 
‚braunes Hemd mit brauner Krawatte, kurze möglichst 
braune Hose, Leder- oder Wickelgamaschen, Koppel 
mit Schulterriemen, Hakenkreusarmbinde (rote Binde 
mit schwarzem Hakenkreuz auf weissem Kreisfeld), 
dazu Brotbeutel und Feldflasche, gegebenenfalls 
Tornister; jeder S.A.-Wann trägt auf dem rechten 
Kragenspiegel die Zahl seines Sturms in a ‘abischen 
Ziffern. Kragenspiegel und Nummern haben in den 
verschiedenen Gauen verschiedene Farben, ähnlich 
wie sich früher die zu verschiedenen Armeekorps 
gehörigen Regimenter durch die Farbe der Achsel- 
klappen und Ärmelaufschläge unterschieden. Die 
Führer sind durch besondere Abzeichen -Sterne, 
Schnüre usw.- kenntlich gemacht. Nach seinem Be- 
fehl der obersten 5.A.-Führung sollen alle ge- 
dienten Mitglieder der 8.A. in Führerstellungen 
verwendet werden 


Dieser militärischen Gliederung der S.A. ent- 
spricht die militärische Disziplin. Die 5.A.-Leute, 
die aus den Reihen der Parteimitglieder entnommen 
werden, müssen bei ihrem Beitritt zur 8.A. eine 
besondere Verpflichtungserklärung abgeben, in der 
sie u.a. „tadellose Disziplin” versprechen. Was 
in Wirklichkeit hierunter zu verstehen ist und 
bei dem Charakter der 8.A. verstanden werden 
muss, zeigt die - in ihrem Wortlaut, ofrenbar- 
aus Vorsicht, inswischen geänderte — Fassung 
einer solchen Verpflichtungserklärung aus dem 
Jahre 1926, worin das 9.A.-Witglied sich zu un- 
bedingtem Gehorsam gegenüber dem Führer der Be- 
wegung, Adolf Hitler, und seinen von ihm einge- 

setzten 
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setzten Unterführern verpflichtet. Trotz des geän- 
derten Wortlauts der Verpflichtung ist deren Sinn 
des unbedingten Gehörsams geblieben. In einer aus 
neuerer Zeit (Mai 1928) stammenden Anweisung für die 
S.A. des Gaues Oder-Warthe heißt es: 


Die S:A.-Männer haben ihren führern unbedingte 
Gefo chaft zu leisten." 
Nach einem Befehl des Gau-S.A.-Führers im Gau 


Rheinland vom 4.April 1928 igt „den Anweisungen der 
9.A.-Führer ohne jedes Veto restlos nachzukommen", 

und in einem Brief Hitlers an den obersten S,A.-Führer - 
von Pfeffer werden folgende Richtlinien für den 7 
$.A,-Mann niedergelegt: 


„Der S.A.~Mann muß der fanatische Verteidiger der 
Idee Hitlers sein, der sich urteilslos den Befeh- 
len der Führung unterwirft". u 


Der oberste 3.A.-Führer, Hauptmann a.D. von Pfeffer, 
schreibt seinerseits an einen Unterführer in Köln am 
28,Dezember 1929: a 


-2 


Vor ihnen steht ein Einziger: der Führer. Und du’ 
folgst ihm. Der Glaube an ihn ist der Glaube an 
das deutsche Volk. Er befiehlt,und du folgst ihm. 


Du fragst ‚ nicht, warum und wozu. Du kennst ja = 
das Ziel". 


Diese Befehle werden in der Praxis befolgt. Be- 
zeichnend hierfür ist z.B. die Tatsache, daß der 


Landwirtschaftsgehilfe Willi Prieß aus Halie, der 
an einem von Nationalsozialisten verursachten Zusam- 
menstoß mit Kommunisten teilgenommen hatte und des- 
halb unter Anklage gestellt wurde, bei seiner Vər- 
nehmung auf die Frage, was er über den Anmarsch ge- 
gen Kommunisten gedacht habe, erklärte, er habe 
sich darüber keine Gedanken gemacht, jeder S.A:-Mann 
abe dahin zu gehen, wohin ihn sein Führer führe, 
Aus alledem folgt, daß die Mitglieder die Verpflich- 
tung eingehen, unter Ausschaltung des eigenen Er- 
messens sigh den Anordnungen der Vorgesetzten ohne 
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Rücksicht auf ihre Gesetzmäßigkeit und Zweckmäsig- 
keit zu unterwerfen. 
Die Schutzstaffeln (S.S.) werden in allen Ortsgrup- 
pen aus den besten und zuverlässigsten Parteimit- 
gliedern aufgestellt, stehen miteinander in Ver- 
bindung und sind organisatorisch unter einer Ober- 
leitung in München (S.5.0.L.) zusammengefaßt, die 
ihrerseits dem obersten S.A.-Führer (Osaf) unter- 
stellt ist. Ihre Aufgabe ist dreifacher Art: Ver- 
sammlungsschutz, Parteiwerbung und Abwehrorganisa- 
tion. Nach den Richtlinien für die S.S. haben sie 
noch die besondere Aufgabe eines verstärkten 
Schutzes für den Parteiführer Hitler. Die 3.8. 
sind, ähnlich wie die S.A., straff militärisch ge- 
gliedert, in ihren inneren organisatorischen Auf- 
gaben von Ortsgruppe und Gauleitung unabhängig = 
und auch gegenüber den 8. A. selbständig bis auf 
ihre | Unterstellung unter. den obersten S.A.-Führer. 
Die Uniform der 3:5. -Mitglieder ist schwarz. Für 
den Beitritt zu den 8.$. ist ein Alter von 25-35 
Jahren, eine Mindestgröße yon 1,70 m, die indes - 
von gedienten Soldaten nicht verlangt wird, lt’ Jahr 
Parteimitgliedschaft und die Bürgschaft zweier 
weiterer Parteimitglieder vorgeschrieben, Die S.S. 
stellen somit eine Eliteabteilung der NSDAP. und | 
eine Art Geheimpolizei dar. Gehorsam und Schweigen 
sind ihre Haupteigenschaften; in den Satzungen 
der 3.3. ist eine Klausel über unbedingtes Schwei- 
gen über die internen Vorgänge innerhalb der Or- 
ganisation enthalten. Deshalb sollen grundsätz- .. 
lich nur solche Leute aufgenommen werden, von de- 
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nen zu erwarten ist, daß sie ihr ganzes Leben 
lang Nationalsozialisten bleiben werden, und daß 
ihr Austritt oder Ausschluß aus der NSDAP, undenk- 
bar ist. Der straffen militärischen Organisation ' 
der S.S. entspricht die Besetzung aller Führer- 
stellen möglichst mit ehemaligen Offizieren, die 
Führung von Stammrollen für die Mitglieder und 
die laufende Ausgabe monatlicher Erkennungsworte 

S.A. und S.S. sind danach militärisch aufge- 
baute parteiamtliche Einrichtungen, die dazu be- 
stimmt und nach Organisation und Ausbildung in 
der Lage sind, bei dem von der NSDAP, bezweckten 
und vorbereiteten gewaltsamen Umsturz als revolu- 
tionärer Angriffstrupp zu dienen und zugleich den 
Grundstock der Armee des zukünftigen nationalso- 
zialistischen Staates zu bilden. 


Wenn revolutionäre Bewegungen größeren Um- 
fang annehmen und damit eine größere Gefahr für 
die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
darstellen, haben sie naturgemäß mit Gegenmaßregeln“- 
der Regierung zu rechnen, In einem solchen Stadium 
pflegen sie Legalitätsversicherungen abzugeben, um 
ein Einschreiten der staatlichen Gewalt gegen die 
noch im Aufbau und in der Vorbereitung befindli- 
che Organisation zu vermeiden. Welche Bedeutung 
diesen Versicherungen einer revolutionären Be- 
wegung beizumessen ist, hat das Reichsgericht in 
seinen wiederholten Hochverratsprozessen gegen 
Mitglieder der KPD. ausgesprochen, indem es die 
auch dort ständig wiederkehrenden Legalitätsver- 
sicherungen der Kommunisten als völlig unglaub- 
würdige Schutzbehauptungen charakterisiert hat. 
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Auch die NSDAP. hat in letzter Zeit wiederholt 
durch Kundgebungen und Parteianordnungen sowohl des 
Parteifiihrers Hitler als auch anderer Unterführer er- 
klären lassen, daß sie zwar die vollkommene Umwälzung 
des heutigen Staates, aber auf legalem Wege ohne An- 
wendung ungesetzlicher Mittel erstrebe. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß das Vorgehen der Nationalsozia- 
listen allmählich eine derartige Gestalt angenommen 
hatte, daß der Parteiführung selbst die Gefahr eines 
neuerlichen behördlichen Verbots in bedrohliche Nähe 
gerückt sohien. Eine solche Maßnahme mußte aber die 
Entwicklung der Bewegung hemmen und schädigen, wenn 
die Partei auch besbsichtig® , im Falle eines Verbots 
nach kommunistisohem Vorbild illegal fortzubestehen. 
Deshalb scheint es der Parteileitung zur Zeit mehr 
geraten zu sein, im Interesse der Vermeidung behörd- 
licher Hindernisse sich vorläufig den Mantel der Ge- 
setzlichkeit umzuhängen. In Wirklichkeit handelt es 
sich nur darum, Zeit zu gewinnen, bis der Zeitpunkt ~ 
zum Handeln die Partei in noch besserer Stellung 
und Vorbereitung trifft. 

Die gleiche Schutzbehauptung haben die National- 
sosialisten bereits früher im Augenblick der höchsten 
Gefahr, nämlich nach dem Misslingen des Münchner Put- 
sches, vorgebracht. Die an dem Putsoh beteiligten 
Angeklagten ließen danach sämtlich zu ihrer Entla- 
stung durch ihre Verteidigung anführen, ihr Unterneh- 
men sei ein legaler Akt gewesen. Das Gericht stellte 
demgegenüber in objektiver Hinsicht fest, daß von 
einem legalen Akt gar keine Rede sein könne. Aber 
auch in subjektiver Hinsicht erklärte es den guten 
Glauben der Angeklagten für völlig ausgeschlossen, | 
indem es bezüglich Hitlers ausführte: | 

"Daß aus allem mindestens Hitler nicht das Be- 

wußtsein von der Legalität seines Handelns ge- 

schöpft hatte, geht aus seiner am 1.Verhandlungs- 
tag gegebenen Schilderung von den Vorgängen ... 
hervor: "Ich habe gesagt (zu Kahr, Seißer, 
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Lossow): “Ein Zurückgehen gibt es nicht mehr. 

Auch Sie gehen mit der ganzen Sache zugrunde", 

wobei ich voraussah, daß sie mit uns ins Ge- 

fängnis kommen, wenn die Sache zugrunde ging." 
und bezüglich der übrigen Angeklagten: 

"Die Angeklagten können bei ihrem Bildungsgrad 

ganz unmöglich angenommen haben, daß Kahr in 

Bayern absoluter Herrscher, etwa im Stile Ind- 

wigs XIV., der das Wort geprägt hat: "l'etat 

o'est moi", oder sein Nachahmer sei. Also können 
sie auch nicht geglaubt haben, alles, was sie 
mit Kahr oder Kahr mit ihnen tue,. sei legal." 

Ein bezeichnendes Licht auf den Wert von Legali- 
tätsbeteuerungen nationalsozialistischer Führer wirft 
auch eine Darstellung des früheren bayerischen Innen- 
ministers Franz Sohweyer über die Verhandlungen zwi- 
schen Hitler und dem damaligen bayerischen Innenmini- 
ster kurz vor dem Münchener Putsch des Jahres 1923, 
die er in seinem Buche "Politische Geheimverbände" 
Ausgabe 1925 auf Seite 110/11 gibt. Danach hat sich 
Hitler in einer Unterredung mit dem Innenminister, 
der ihn auf die zwangsläufige Entwicklung der natio- 
nalsogialistischen Bewegung und die hierdus drohenden 
Gefahren aufmerksam machte, feierlichst gegen den 
Verdacht verwahrt, irgend etwas gegen den Staat zu 
unternehmen. Hitler sei in größter Erregung aufge- 
Sprungen, habe sich in die Brust geworfen und aus 
freien Stücken erklärt: 

"Herr Minister, ich gebe Ihnen mein Ehrenwort, 
ich werde nie in meinem Leben einen Putsoh 
machen." | | 
Hitler hat diese Erklärung zur feierlichen Be- 

kräftigung nochmals wiederholt und einige Zeit später 
seinen Minchener Putsch gemacht! 

Auch jetzt sind die Versicherungen der NSDAP, 
nur als taktisches Manöver zu werten. Die Führung 
der Natiönalsozialisten befindet bich dabei in einer 
schwierigen Lage, weil sie die für die Staatlichen 
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Porm kleiden muss, die für ihre Anhänger deutlich 
erkennbar werden läßt, daß damit in Wirklichkeit 
keineswegs ein grundsätzliches Abweichen von der re- 
volutionären Methode der Gewsltanwendung gemeint sei. 
Dieser Zwiespalt läßt sich duroh sämtliche der Be- 
sohwichtigung der Behörden gewidmete Äußerungen aus 
nationalsozislistischem Munde verfolgen. 

Rosenberg sagt bezeichhender Weise in — | 
Broschüre "Der völkische Staatsgedanke": 


"Es können zwei Todfeinde dieselben Worte gebrau- > 
Chen und doch das Gegenteil erstreben." 


Deutlicher wird der Landtagsabgeoränete Köhler 
in einer Rede in Bühl am @i'.Mai 1930: 


"Wir verstehen es trotz ———— 
immer an der Grenze des Erlaubten entlang zu 
gehen. Wenn wir einen Minister einen Lump nennen 
wollen, so sagen wir es ihm schön durch die 
Blume. 


Dr. Buttmann-München sagte hierzu am 18.Juni 1930 
in Baden-Baden: 


"Ich will den Polizeibeamten, die ihren Dienst 
machen müssen, und auch den Kriminalbeamten, die 
unsere Versamml en überwachen, nicht zu nahe 
kzeten. Aber wir haben mit diesen schon sehr 
schlechte Erfahrungen gemacht, daß ich ruhig sa- 
gen kann, wir können in den Versammlungen die 

e Repub 1 erörtern, 

e sie es merken as a Man kann ihnen 

dies nicht verdanken, denn mit den heutigen Poli- 
seischulmethoden kann man dies nicht lernen." 


Dr. Abendroth-Heidelberg führte am 15.Juni 1930 
in Mennheim-Sandhofen aus: 


"Die Nationalsozialisten haben keine Lust mehr, 
ihre Redner monatelang ins Loch werfen zu lassen. 
Sie sind in ihren Ausführungen vorsichtiger gewor- 
den." 


Die Ausführungen des früheren Reichstagsabgeord- 
neten Hermann Goering lassen an Klarheit nichts zu 
wünschen übrig, wenn er sagt: 


"Wir bekämpfen diesen Staat und das heutige tiaa 
weil wir ihn ausrotten wollen mit Stumpf und 

Stiel, aber auf legalem Weg - für die langohrigen 
Kriminalbeamten! Wir hassen diesen Staat, so sag- 
ten wir ohne Republikschutzgesetz, unter dem Re- 
publikschutzgesetz sagen wir: Wir lieben ihn, und 
jeder weiß doch, was wir meinen." Vas 
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Was "legale" Mittel im Sinne dey NSDAP. sind, 
erklärt Dr. Goebbels im "Angriff" vom 18.Pebruar 1929: 


"Ein Revolutionär mss alles können. Beweis für 
revolutionäre Gesinn ist nicht allein das 
Schlagen, sondern das Schlagen zur rechten Zeit. 
Bereit sein ist alles. In die Gefängnisse wan- 
dern, verboten und niedergeknlippelt werden, das 
kann schließlich — ar vulkanische Leii 
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suse ce L. galon Mitteln, das unterschei 

jen Kevolutionär vom Revoluzser. Auch die Revolu- 
tion will organisiert sein. Wenn Revolution nichts 
anderes bedeutet als Durchbruch einer neuen see- 
lischen Haltung mit andersgerichtetem geistigen 
und peas ieohes Inhalt und wenn der Revolutienir 
von der Richtigkeit und Notwendigkeit dieses 
Durchbruchs so unerschütterbar überzeugt ist, daß 
er notfalls sein Leben darin zu opfern bereit 
wäre, dann wird er auch Mittel und Wege finden, 
diesen Durchbruch praktisch in Marsch zu setzen ... 


: 2einb: = ür. e; ? Ze Y ne l 
ind die wirk ihren 
er auf ~ 
en, wo 
be- 
zielt in 
n und dann viel- = 
zu Sagen: "Ver- 
seihen Sie, Herr Nachbar, ich kann nicht anders! 
Bas ist jenes Rachegericht, das kalt genossen 
wird!" | 
90 wird auch im neussten national sozialistischen 
Jehrbuch für 1930, wenn auch etwas verschleiert, für 
den aufmerksamen Leser aber in gang klarer und ein- 
deutiger Weise zum Ausdruck gebracht, daß es sich bei 
solchen Beschwichtigungen nur um eine taktische Mas- 
nahme handelt. Es heißt da in dem Aufsatz "Idee und 


Organisation" von Otto Bangert (Seite 159 ff.) u.a.: 


"Nachdem 
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“ “Nachdem die Deutsche Revolution am 9.November 1923 als 
bewaffnete Erhebung gescheitert war,erkanntéHitler,dass 
die Demokratie jetzt nur mehr mit ihren eigenen Waffen 
zu schlagen sei. Demgemäss musste der Nationalsozialis- 
mus -entgegen e e tur- nun den ungleichen 
Wettlauf mit den alten parlamentarischen Parteien be- 
ginnen, Er musste seine Kämpfer in die Volksvertretun- 
gen entsenden, er musste ein Heer von Agitatoren her- 
anbilden, er musste mit Wort, Schrift und Bild, mit al- 
len Mitteln politischer Propaganda, die ein demokrati- 
sches Zeitalter mit geradezu virtuoser Technik zu hand- 
haben weiss, ins Volk, auf die Strasse und Märkte gehen 
und den Kampf um die breiten Massen beginnen ... 


Da der Nationalsozialismus keine historisch gege- 
bene Grösse mehr vorfindet, mit der er operieren könnte, 
blieb ihm nur übrig, an das spontane Leben des Volkes 
zu appellieren und aus ihm heraus jene grosse revoluti- 
JERE. - We a. pe a .}-f-t- wel ALi G U . OLL = . ~pe i < - IE 
zanzen heutigen Unstaat und Unrat 
ange de S5 10n C ‘fs 


i JOE J- W teic 3 g rm — wi 
Heute befindet sich der bationalsozialismus noch 
gänzlich im ersten Stadium 


Wenn das flache Land längst erobert und die kleinen 
und mittleren Städte fest in unseren Händen sein werden, 
dürften die eigentlichen Grosstädte noch immer als rote. 
Hochburgen der nationalsozialistischen Sturmflut trotzen, 
bis ein letzter Generalsturm auch sie uns zu Füssen le- 
gen wird. 

So tritt der Nationalsozialismus-dann in das zwei- 
te Stadium seiner Entwicklung ein, das bezeichnet ist 
durch die Eroberung der politischen Me ht.Wann und wie 

ina e 291 machen we den. das weiss wc : Bin.Die 
‘ è) ag disse Taxe w rå sich eins von selbst BT — 
ben wen u LER : LLG t 5: pewes it LEIC A le UEFE L- 
ren Umstände uns sagen,dass die Stunde gekommen ist. Un- 
e. so opferreiche Arbeit von heute ste a ein- 
tig im Zeichen dieses einen historischen Augenblicks,an 
dem das Banner des Dritten Reiches triumpfierend über 
ganz Deutschland steht TE 


- 


| Hier wird ausgesprochen, dass im augenblicklich vorhan- 
denen ersten Stadium der sog. Mission des Nationalsozialismus, 
der Aufwiihlung der Volksmassen durch die revolutionäre Propa- 
ganda, die Demokratie mit ihren eigenen,also mit parlamentari- 


schen, legalen Histon, sturmreif gemacht werden muss. oy ll 
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der Nationalsozialismus kennt nicht nur ein erstes, sondern 
auch ein zweites Stadium, das Stadium der Eroberung der 
Macht im Staate zum Aufbau des "Dritten Reiches". Wie die 
ses zweite Stadium zurückgelegt werden soll,wird zwar for- 
mell offen gelassen; eg ergibt sich aber schon aus dieser 
öffentlichen Auslassung deutiich swischen den Zeilen, dass 
keineswegs nur an legale Mittel gedacht wird. 


Ausserordentlich bezeichnemd ist, dass Dr.Frick sich 
im gleichen Jahrbuch viel offener äussert, wenn er auf 
3.178 schreibt, dass "der Verzweiflungsschrei nach der Dik- 
tatur sogar von den für das heutige System Verantwortlichen 
laut wird; diese würden aber trotzdem vor einem deutschen 
Steatsgerichtshof sur Rechenschaft gezogen werden.” Dr. 
Frick ist überhaupt ein Beispiel dafür, dass die Legalitäts- 
versicherungen immer nur in gefährlichen Augenblicken vorge- 
bracht werden, dass sie aber häufig mit sonstigen gegenteili- 
gen Äusserungen Hand in Hand gehen. So hat er im Juni d.Js; 
im Reichstag -ganz im Gegensatz zum nicht misszuverstedhenden 
Inhalt dieses Zitates- auf einen Zwischenruf."seine Partei 
wolle doch die Revolution!", geantwortet: "Haben Sie noch 
nie etwas von einer geistigen Revolution gehört?", obwohl er 
in seinen früheren; bereits eingehend behandelten Reden ge- 


auseinander treiben, und es solle, genau wie Mussolini es 
getan hat, auch bei uns Diktatur und Terror angewandt wer- 
den. Diese sich absolut widerstreitenden Auslassungen las- 
sen mur den Schluss zu, dass die sehr seltene Ablehnung ge- 
setzwidriger Methoden nicht ernst gemeint ist,zumal die Auf- 
forderung zur Gewalt ständig wiederkehrt. Was im übrigen der 
mitunter auch sonst beobachtete Ablenkungsversuch mit der an- 
geblich "geistiger Revolution" in Wirklichkeit zu besagen 
hat, zeigt -neben allen anderen überzeugenden Tatsachen- 
eine Äusserung von Dr.Goebbels in seiner Schrift "Wege ins 
Britte Reich*®, wo es heisst: 


"Die Revolution ist keine literarische Angelegenheit 


verfaulter Sapdbs, sondern eine zealpolitische Etappe 
sum Sozialismus." 
Sin 
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Bin Artikel Killinger's an die Rei ehr unter der 
Überschrift "Der Groener-Erlass" im Völkischen Beobachter 
Nr.60 vom 13.März 1930 enthält sogar beides, die Legalitäts- 
versicherung und die Gewaltanbetung, nebeneinander. Killin- 
ger sagt darin: | 


"Wir wollen allerdings dieses bestehende System der 
Verantwortungslosigkeit mit all seinem jüdisch-nar- 
xistischen Drum und Dran beseitigen, aber nicht mit 
Gewalt, sondern mit den Mitteln der auch für uns 
verfassungsmässig erlaubten geistig- revolutionären 
Kampfmethoden® 


und behauptet weiter, dass 


"der Beichswehrsoldat epe diesem Erlass entnehmen müs- 
se, dass die Bationalsozialisten das bestehende deut- 
sche Reich sertriimmern, zerstören und in einen Bür- 
gerkrieg hineinhetsen wollten, was nicht wahr sei", 


bemerkt dann aber am Schluss; 


"Wir werden mit allen Mitteln, in aller Öffentlichkeit 
durch die Presse, die auch der Beichswehrsoldat liest, 
dem Volke sagen,was nottut am der Hand der politischen 
Begebenheiten und Zusammenhänge und werden jedem Deut- 
scher ‘ ht n qem de schen Be ‘an. ei 
Jämmern; warum € : 3 on < SEPAT: res Kovon er 
gein Volk zu befreien hat." 

Das ist doch nichts weiter als das versteckte Eingeständ- 
nis,. dass die Befreiung des deutschen Volkes vom System der 
Verantwortumgslosigkeit nur mit Gewalt erfolgen kann. 

Auf die Spitze getrieben wird die Unwahrhaftigkeit der 


Legalitätsversicherung in einem Artikel "An die Gewehre!" im 
"Angriff" Nr.58 vom 20.Juli 1930, in dem es heisst: 


"Wir wollen einen Wahlkampf führen, wie ihn die parlamen- 
tarischen Bonzenparteien noch nie gesehen haben. Denn 

es ist unser Wille, dass der ne ı wählende Reichstag 
der letzte sein so Wir wollen —legal. TET 
nit dem System, denn auf den September-—Beict 
nur noci eins fo zen: das L - G qe ; Dr 

beit umd der sozialistisch F greit," 
Und Dr.Goebbels erklärte a Werbeabend am 16.Juni 
1930 in Berlin zynisch, 


"in den Jahren 1927, 1928 habe die NSDAP. eine scharfe 
Sprache gesprochen, im Jahre 1929 habe sie sich sehr 
zurückhaltend verhalten, gie könne aber auch die har 

ose Maske wieder abwerfen und ihre 'kliche Stärke 
zeigen," | 
In diesem Zusammenhang sei auch eine Äusserung des zur 
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Zeit bei der Gruppe national — revolutionärer Nationalisten 
-der linken Absplitterung von der NSDAP.— befindlichen K.0, 
Paetel im "Nationalen Sozialisten" vom 19.August 1930 angeführt, 
Die sozial-revolutionären Nationalisten kennen die wirklichen 
Absichten der NSDAP, aus eigener Anschauung, und es hat genü- 
gend Beweiskraft für sich,wenn Paetel sagt: 


"Die naive Träumerei, auf "legalem" Wege durch gesetz- 

mässige Massnahmen das (einen gesunden staatlichen Zu- 
stand) su erreichen, überlassen wir den Volksnationa- ' 
len und ihren mannigfachen bürgerlichen Gesinnungsge- 

nossen!" 


Bs kann danach kejnem Zweifel unterliegen,dass die Lega- 
litätsversicherungen der NSDAP., ebenso wie ähnliche Äusserun- 
gen der KPD., als taktische Schutzbehauptungen anzusehen sind, 
die keinerlei Glauben verdienen. 


Rechtliche Wurdig ung 


Hiermach muss von der Feststellung ausgegangen werden, 
dass die NSDAP. auf eine Revolution mit gewaltsamen Mitteln hin 
arbeitet, deren Ziel über die nationalsozialistische Diktatur 


die Errichtung des nationalsozialistischen "Dritten Reiches* 
ist. Dieses Bestreben richtet sich gegen die Verfassung dog 
Deutschen Reicheg, Unter dieser Verfassung sind die Grundlagen 
des staatlichen Lebens zu verstehen, mögen sie in der Verfas- 
""sungsurkunde ausdfücklich aufgezählt sein oder anderweit ihre 
gesetzliche Regelung gefunden haben.Unter der Herrschaft der 
se Weimarer Verfassung ist die souveräne Staatsgewalt der deut. 
schen Republik im deutschen Volke verkörpert. Repräsentant 
dieses einheitlichen Volkes als Träger der Beichssouveränität 
ist der deutsche Reichstag. Beben ihm stehen der Beichspräsi. 
dent und die Reichsregierung als Organe des Reiches, Es bedeu- 
tet daher denVénsuch einer grundlegenden Anderung der Verfag- 
sung, wenn es jemand unternimmt, das Volk aus seiner Stellung 
als Träger der Staatsgewalt su verdrängen. Die Aufrichtung ei. 
ner Diktaturgewalt aber ist nicht möglich ohne eine Verdrän. 
gung des Volkes aus dieser ihm durch die Reichsverfassung su. 
erkannten Stellung.Sie enthält daher im demokratisch-republs. 


kanischen 
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kanischen Staatswesen, wie es in Deutschland besteht, unter al- 
len Umständen eine Änderung der Verfassung,gleichviel, ob sie 


als Selbstzweck gedacht ist oder nur als Mittel zur Erreichung 
anderer Zwecke. +) 


Dieses Unternehmen ist nach Art und Ziel hinreichend be- 
stimmt. Das Ziel ist die Beseitigung der Demokratie und die Auf- 
richtung der Diktatur. Es soll auf gewaltsamen Wege erreicht 
werden. Aber auch hinsichtlich der Zeit liegt die erforderliche 
Bestimmtheit vor. Nach ständiger Rechtsprechung des Reichsge- | 
richts ) ist es nicht erforderlich, dass das hochverräteri- 
sche Vorhaben in der Vorstellung der bei der Vorbereitung tä- 
tigen Personen eine nach allen Richtungen hin bestimmte Gestal- 
tung gewonnen haben müsse; insbesondere ist nicht erforderlich, 
dass schon Tag und Stunde des geplanten gewaltsamen Umsturzes 
im voraus bestimmt sind. Eine solche Einschränkung würde die 
Gesetzesvorschrift für alle Unternehmungen, deren Durchführung 
einen grossen Umfang von Einzelhandlungen erfordert,hinfällig 
und wirkungslos machen. Insbesondere kann der Zeitpunkt der 
Ausführung, wenn diese nur bestimmt gewollt ist, der Wahl nach 
Lage der Umstände vorbehalten bleiben. Dass der Wille zum Um- 
aturz bei der NSDAP. unerschütterlich feststeht, ergibt sich 
aus den eingehend erörterten Tatsachen. Danach hat die NSDAR 
nach ihrem Fehlschlag von 1923 wie Frick sich ausdrückt, "von 
vora begonnen", um erneut “die unerlässliche Voraussetzung für 
den Erfolg des kommenden Freiheitskampfes" zu schaffen. Der | 
Tag der Errichtung der völkischen Diktatur wird "herbeigesehnt", 
Dr.Goebbels äussert sich, dass die Nationalsozialisten "die 
Machtgruppe, mit der sie einmal diesen Staat erobern können" 
schaffen und dass "die Revolution auf dem Marsch ist." Die Na- 
tionalsozialisten wissen genau, dass "eine nochmalige Wahl 
nicht mehr stattfinden wird", sie verabscheuen -angeblich— im 
Augenblick Dynamit-Attentate und Revolten, um thre Kräfte fiir 
"die kommende Revolution” vorzubereiten und nicht vorzeitig zu 


schwächen. Der Bezirksleiter Terboven gibt dem *korrupten par- 
4jementarischen 
+) rae pg m 5.259 ff.,insbes.S.260 2.263,vgl.auch Leips.Komm.Anm.4 zu 
l STGB. | 
nad vgl.RGSt.5 8.60 u.16 S.165.sowie die Rechtsprech des Staat ichts- 


hofs zum Schutze d.Rep.im Jahre 1924/25 und des 4.denats des .in den 


folgenden Jahren in den Hochverratsprozessen gegen Mitgl.der KPD.(2.B. 
RG.IV 3 
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lamentarischen System” und einer nach seiner Ansicht von Severing 
geplanten Diktatur Ende 1929 nur "eine Frist von 4 Wochen,dann 
wird das Volk erwachen, dann kommen die Nationalsozialisten an 
die Macht." 


Auch die folgenden Angaben führender Nationalsozialisten 
aus letzter Zeit zeigen deutlich, dass die NSDAP, den gewaltsahen 
Umsturz als nahe bevorstehend ansieht. 


Von Pfeffer sagte im "Angriff" vom 22.April 1929: 


"Das Tempo des letzten Jahres muss Hitler nun die offenbare 
Gewissheit geben,d er 4eitpunkt unse Sie w 


näher liegt,als wir vordem zu hoffen wagten A... 


Ganz klar spricht Arthur Grosse, der Reichsleiter der Hitlerju- 
gend, in einem Artikel "Bündische Menschen in der Hitlerjugend" 
in der Zeitschrift "Die Kommenden" vom 10.,dJanuar 1930 aus, dass 
die Tätigkeit der Matiomalsozialisten eine ständige sorgsame Vor- 
bereitung auf die bestimmt gewollte und in Bälde erwartete Ent. 
scheidung ist: 


"Wir haben noch Zeit, mit aller Anspannung der”Kräfte unse. 
re Jungen zu schulen und zu formen, wir haben noch Zeit! 


Wehe, wenn es e al zu spät i und die Sturmtru 3 

uten für eine taat, der äusserlich viell t at = 

dere Fahne,einen anderen Namen,eine andere "0 nung ® bringt 

"”„ aus dem innerlich aber die alte Bourgeoisiefratze und Kul- 
turlosigkeit herausgrinst. Dann wären die 2 Millionen To- 


te vom Weltkrieg und die Tausende vom Bruderkampf umsonst 
gefallen, dann wären wir die Verräter am Volk." 


Der nationalsozialistische Agitator Staebe aus Wiesbaden 
forderte nach amtlicher Mitteilung des Hessischen Polizeiamts 
vom 10.Juni 1930 in einer Versammlung in Giessen am 19.März 1930 
auf: 


"Wer noch einen Funken Vaterlandsliebe in sich habe und be 
reit sei,das höchste Opfer auf den Altar des Vaterlandes å 


zu legen, der schliesse sich der NSDAP. an.Wir ständen an 
Vorabend einer Revolution..." 


Wagner verkündete im Berliner Sportpalast am l.Juli 1930 
bei der Rheinlandsräumung-Versammlung der NSDAP, nach dem Bericht 
des *Völk.Beobachter" Nr.159 vom 6./7. Juli 1930: 


"Unsere Erfüllungsstunde kommt immer näher,darum brauchen 
wir jetzt unerhörte eiserne Disziplin., 


In 
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In einem Bericht über die Feier der nationalsozialisti- 
schen Ortsgruppe in\Meseritz im "Völkischen Beobachter" Nr.161 
vom 9.Juli 1930 heisst es: 

”.. Ein Johannisfeuer und eine Begeisterung, die ihren 


Ursprung einzig und allein nur finden in dem .felsen- 
festen Glauben an eine nahe, bessere Zukunft und an ein 
aus tiefster Erniedrigung und Knöchtschaft wiedergebo- 
renes neues,unser drittes Reich. .„* 


Und nach dem "Völk.Beobachter" Nr.171 vom 20./21.Juli 1930 hat 
Hitler bei der Bauernkundgebufg auf dem Hesselberg am 13. Juli 
1930 gesagt: | | 


"Wir wollen nicht feige unseren Kindern den Kampf gegen 
Knechtschaft und Tyrannei hinterlassen . . 

wir selbst wollen ihn eben, den Tag der - 

. Wir wollen ihn erkämpfen und wollen uns ebenso 

sagen, wie jene Bauern, die vor vierhundert Jahren den 
Berg hier herunterstiegen und in den Bauernkrieg zogen: 
"Es muss sein! mag da kommen, was will. Wir werden 
kämpfen," 


Auch die Tatsache, dass die NSDAP. sich bereits jetzt in den 


Sturmabteilungen und Schutzstaffeln die militärische Kampftrup- 
pe für den geplanten Umsturz und den Grundstock für die Armee 


des zukünftigen nationalsozialistischen Staates schafft ‚sahliesst 
jede Möglichkeit aus, hierbei nur an theoretische Erörterungen 
eines in weiter ferne liegenden Unternelimens zu denken. Sie 
zwingt vielmehr gleichfalls zu dem Schluss, dass es sich um ein 
ganz ernsthaft gewolltes, in absehbarer Zeit zu erwartendes Un- 
ternehmen handelt, dessen genauer Zeitpunkt nur abhängig ist 

von der genügenden Vorbereitung der eigenen Kräfte und der Gunst 
der politischen Lage, da die Partei nicht noch einmal einen 
Fehlschlag wie im Jahre 1923 erleben will. Wie ernsthaft die 
NSDAP. aber den Umsturz will und voraussieht, geht mit aller 
Klarheit daraus hervor, dass mit grösster Energie an der Heraus- 
arbeitung der Grundlagen der neuen nationalsozialistischen durch 
gewaltsamen Umsturz herbeizuführenden Staatsform gearbeitet 

wird. Eine Mitteilung der Reichsleitung der NSDAP. Organisations- 
abteilung 2, an die Gauleiter und Ortsgruppenführer vom 22.0k- 


tober 1929 sagt darüber: | 


"Die NSDAP, hat bisher den Machdruck ihrer politischen Tä- 
tigkeit darauf gerichtet, die den heutigen Staat und die 
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t beherrs nden volksfeind en 
te in ibrem verderblichen Wirken-blosszustellen und 
zu bekämpfen. 


Dieser Kampf muss auch in Zukunft mit gesteigerter 
Wucht und unter Ausnützung aller gesetzlichen Mittel bis 
zur Erringung der politischen Macht im Staate fortgesetzt 
werden, Daneben muss aber,entsprechend dem Anwachsen der 
Bewegung allmählich immer mehr die geistige Vorbereitung 

gu jes zukünf Le ALSO $ stig nex 
Staates treten. 


Wenn einmal die mo Hülle de n Staa | 
zusammenbricht, dann müssen die Fundamente des national- 
o t n St tig sein.Das geistige Materi- 


al für den Neubau und die geschulten Baumeister und Werk- 
leute müssen bereit sein, 


Wir müssen ums also auch auf allen Gebieten des staat- 
lichen und gesellschaftlichen Lebens darüber klar werden, 
. welche Neuordnung wir an die Stelle der heutigen Zustände 
setzen wollen. 
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Die Mittel und Wege, die zu der erstrebten Neuordnung 
führen, lassen sich auf weit hinaus im einzelnen nicht 
festlegen, denn sie hängen von der nicht vorauszusehenden 
Art der Entwicklung der innen- und aussenpolitischen Lage 
ab, aber das als Fernziel dienende Wunschbild der Neuord- 
nung lässt sich Klar und scharf herausarbeiten und die 
verschiedenen Möglichkeiten und etwaigen Zwischenstufen 
für den Weg zum Ziel lassen sich studieren, 


Es handelt--sich also jetzt darum, die Auswirkung un- 
serer.völkischen Weltanschauung und nationalsozialisti- 
schen Staatsauffassung auf die Grundanschauungen in den 
einzelnen Fachgebieten geistig durchzuarbeiten und auf 
diese Weise feste dl n d best tisch ver- 


wertbare Vorschläge für die zukiinfte eugestaltung des 
ate u gew e 


Zu diesen Zwecken müssen die in der Bewegung vorhan- 
denen geistigen Kräfte mehr als bisher planmässig ausge- 
nutzt werden. 


Für den Winter 1929/30 werden zunächst folgende Auf- 
gaben zur Bearbeitung empfohlen. 
2) Besprechung der Schrift "Wirtschaftsauffassung und Ge- 
werkschaftspolitik des Faschismus". Mit der Carta del 
lavore vom 21.April 1927 von R.Nénigschmidt-—Grossich und 
A.Dresler (Südostverlag A.Dresler,München, Barerstr.32/II 
Preis 70 Pfg.). Wie ist die faschistische Wirtschaftsauf- 
fassung und Wirtschaftspolitik zu beurteilen? Ist die fa- 
schistische Gewerkschaftspolitik auch auf deutsche Ver- 
hältnisse anwendbar? Entwurf eines Deutschen "Arbeits. 
gesetzes.” 


Die Tätigkeit der NSDAP. stelit in ihren verschiedenen Ver- 
* gweigungen 
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zweigungen eine ständige Vorbereitung auf dem geplanten Hoch- 
verrat und damit zugleich ein hochverräterisches Unternehmen 
im Sinne des $ 86 StGB. dar. Nach der Rechsprechung des Reichs- 
gerichts +) fällt unter die nach § 86 mit Strafe bedrohte Vor- 
bereitung eines hochverräterischen Unternehmens jede, auch die 
entfernteste, vorbereitende Handlung. Es fallen darunter auch 
alle Massnahmen, die das erstrebte Unternehmen nicht unnittel- 
bar zur Ausführung bringen, sondern die letzteren nur vorberei- 
ten sollen, selbst solche, die die Vorbereitungen noch nicht 
zum Abschluss bringen, sondern nur die Grundlage für weitere 
vorbereitende Handlungen bilden. Unter diese Vorbereitungshand- 
lungen im eben erörterten Sinne fällt zweifellos die Schaffung 
und Stärkung der auf den gewaltsamen Umsturz hinarbeitenden 
Partei und ihrer Mebenorganisationen, die Propagierung dieser 
Gedanken in der Öffentlichkeit, die Unterwühlung und Beunruhi- 
gung des politischen und wirtschaftlichen Lebens, die Zer- 
setzungstätigkeit in der Reichswehr und in der Polizei und die 
Aufziehung eines eigenen militärisch organisierten Machtappa- 
rates. 


Ergibt sich hiernach als Zweck der NSDAP, die gewaltsame 
Änderung der Verfassung, und stellt sich ihre ‚Betätigung als 
ein fortgesetztes hochverräterisches Unternehmen dar, so liegt 
darin zugleich erneut die Erfüllung des Tatbestandes des § 129 
St.G.B., ein weiterer Beweis für den staatsfeindlichen Charak- 
ter der Partei als Verbindung, zu deren Zwecken oder Beschäf- 
tigungen es gehört, Massregeln der Verwaltung durch ungesetz- 
liche Nittel zu verhindern oder zu entkräften. Denn es braucht 
sich zur Erfüllung des Tatbestandes des § 129 StGB. nicht um 
die Verhinderung oder Entkräftung bereits getroffener Massre- 
geln zu handeln; es genügt vielmehr, dass die Verbindung sich 
bewusst ist, bei der Verfolgung ihrer Pläne auf den Widerstand 
der Regierung zu stossen, und dass sie den Willen hat,die sich 

ihr in den Weg stellenden Gegenmassnahmen der Regierungsbehör- 
den mit ungesetzlichen Mitteln, s.B.mit Gewalt, zu überwinden, 


auch 


R.G.St.5 5.60 ff.und 16.8.165 ff. 
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auch wenn die Ergreifung -solcher Massnahmen im Hinblick auf die 
von der Verbindung drohenden Gefahren erst noch bevorsteht.* 
Zu den wichtigsten Staatsaufgaben gehört die Gewährleistung der 
Sicherheit Wes Staates und der verfassungsmässigen Ordnung und 
die vorbeugende und ‘abwehrende Verhinderung ihrer Stérung.Ein 
gewaltsamer Angriff gegen die Sicherheit des Staates und die 
verfassungsmässige Ordnung -und als solcher stellt sich der ge- 
plante Umsturz der NSDAP, dar- lässt sich daher ohne Missachtung 
und Verletzung von Verwaltungsmassnahmen nicht durchführen. Sind 
solche Massnahmen im Zeitpunkt der Vorbereitung des Angriffs 
noch nicht getroffen, so werden sie doch sofort im Augenblicke 
des gewaltsamen Vorgehens ausgelöst. Im übrigen beweist der 
Umstand, dass der gewaltsame Umsturz immer wieder propagiert 
wird, an sich schon zur Genüge, dass die Partei die Abwehr ihres 
geplanten gewaltsamen Angriffs in den Kreis ihrer Erwägungen 
eingestellt hat und dabei die erfolgreiche Überwindung dieser 
Abwehr durch Gewalt zu Gunsten ihres Zieles erhofft. 


Tatbestandsmässig wäre übrigens nicht einmal erforderlich, 
dass die Vorbereitungen sich bereits zu einem.bestimmten hoch-' 
verräterischen Unternehmen, wie es zur Erfüllung des Tatbestan- 
des des Verbrechens nach $ 86 StGB. gehört,verdichtet hätten, 
Die Voraussetzung der Zwecksetzung oder Beschäftigung, Massre- 
geln der Verwaltung durch ungesetzliche Mittel zu verhindern 


b oder zu entkriften, wäre vielmehr selbst dann gegeben, wenn 


die Vorbereitungen zur gewaltsamen Änderung der verfassungs- 
mässigen Zustände noch nicht ein bestimmtes hochverräterisches 
Unternehmen erkennen liessen. * 


C.Ergebnis: Danach ist die NSDAP. eine staatsfeindliche Verbindung 
im Sinne des § 129 StGB., die die Bestrebung verfolgt,die, ver- 
fassungsmässig festgestellte republikanische Staatsform zu un- 
tergraben (§ 4 Nr.l Rep.Sch.Ges. ) Ihre Betätigung stellt sogar 
ein hochverräterisches Unternehmen im Sinne des $ 86 STGB.dar, 


Wer 


+) Olshausen Anm. 2 zu $ 129; vgl.auch RGSt. 54,102. 
++) 100 383, 102 
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Wer an der NSDAP. teilnimmt ‚verwirkt daher Gefängnisstrafe von 
3 Monaten bis 5 Jahren, wenn er sich in Kenntnis ihrer Bestre- 
bungen an ihr beteiligt. Dabei genügt schon die Kenntnis und 
Billigung des Endziels, während es im übrigen nicht erforder- 
lich ist, dass der Täter auch mit den — 3 oder Kampfmit- 
teln der Partei einverstanden ist (RGSt. 58° Ol), Wer mit diesen, 
wenn auch nur bedingten Vorsatz an der Partei teilnimmt ‚macht 
sich gleichzeitig nach $ 86 StGB.des Verbrechens des Hochyer— | 
rats bezw.der Beihilfe dazu schuldig. | 


A GESAR, 
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